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Stimmen zum Buch

»Euro-Rettung, Energiewende, Massenzuwanderung und zukunftsvergessener Ausbau des Sozialstaats – faktenreich analysiert Daniel Stelter die folgenschweren Fehler der Wirtschaftspolitik unter Angela Merkel. Wer wissen will, warum Deutschland bald wieder zum kranken Mann Europas zu werden droht und wie wir dies verhindern können, der sollte dieses Buch lesen. 

Bleibt nur zu hoffen, dass das Buch seinen Weg auf den Schreibtisch der Kanzlerin und diese die Zeit findet, es zu lesen. Denn die Zeit drängt.«

MALTE FISCHER,
 Chefvolkswirt Wirtschafts Woche
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»Daniel Stelter reißt dem Leser den Schleier von den Augen und seziert in gewohnter Präzision die Lage: Die Deutschen leben in einer Wohlstandsillusion, die von billigem Geld und der geistigen Monokultur unserer Eliten genährt wird. Der Echoraum der Mainstream-Medien stützt verzweifelt die ökonomische Blase. Diese Willfährigkeit ermöglicht es der Politik, auf dem Pfad schlechter Entscheidungen viel zu lange voranzuschreiten. Doch die Rechnung dafür wird bitter werden. 

Politik und Geldpolitik sollen nicht sagen, dass dies alles nicht schon lange ausgesprochen wurde. Sie wurden gewarnt.«

DR. MARKUS KRALL,
 Risikound Strategieberater, Bestsellerautor
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»Das deutsche Erfolgsmodell ist schwer beschädigt: Die Mittelschicht schrumpft, die Gesellschaft ist polarisiert, unsere Reserven werden angegriffen und unsere Zukunftsfähigkeit wird zerstört. Daniel Stelter zeichnet das Punkt für Punkt nach und zerstört dabei die Sandmännchen-Mythen, die von Politik und Medien verbreitet werden. Und er unterbreitet fundierte Vorschläge, was zu ändern ist.

So klar und verständlich, schonungslos und doch ökonomisch nüchtern hat es noch niemand geschrieben. Daniel Selter ist für mich aktuell der Krisenökonom Nummer eins.«

PROF. DR. MAX OTTE,
 Wirtschaftsund Finanzexperte, Bestsellerautor
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»Mit dem Märchen vom reichen Land stellt endlich einmal ein profilierter Ökonom die deutsche Selbstzufriedenheit infrage, die sich immer mehr in Lethargie auszuwachsen droht.«

STEFFEN KLUSMANN,
 Chefredakteur manager magazin
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»Vom Weltmeister zum Verlierer – was wir beim Fußball erleben mussten steht uns in der Wirtschaft bevor. In seinem lesenswerten Buch zeigt Daniel Stelter, wie die in der Ära Merkel aufgelaufenen Politikfehler auf den Gebieten der Eurorettung, Energieversorgung, Migrationssteuerung, Sozialversicherung und Infrastrukturinvestitionen unweigerlich den wirtschaftlichen Abstieg Deutschlands einleiten werden. Eine Korrektur dieser Fehler, wie Stelter sie fordert, dürfte mit dem für die Fehler verantwortlichen politischen Personal nicht mehr möglich sein.«

PROF. DR. THOMAS MAYER,
 Gründungsdirektor des Flossbach von Storch Instituts
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VORWORT

LEIDER EIN MÄRCHEN

»Die meisten Menschen spüren gelegentlich, dass sie in einem Netz von Illusionen hinleben. Wenige aber erkennen, wie weit diese Illusionen reichen.«

FRIEDRICH NIETZSCHE

Mit Mitte 50 ist es höchste Zeit, für das Alter vorzusorgen. Da bleiben nur noch wenige Jahre, um Reserven für den Ruhestand anzulegen. Zeit, mehr zu sparen, die Ersparnisse sicher und ertragreich anzulegen und an der eigenen Fitness zu arbeiten. Schließlich will man ja möglichst lange etwas von den Ersparnissen haben.

Was für jeden Einzelnen von uns gilt, gilt auch für das Land. Deutschland altert rapide und der deutliche Rückgang der Erwerbsbevölkerung setzt gerade ein. Der geburtenstärkste Jahrgang, der 1964er, hat nur noch 10 bis 15 aktive Jahre vor sich. Jahre, in denen wir das Land fit machen müssen.

Vordergründig steht Deutschland gut da. Die Wirtschaft wächst so schnell wie lange nicht. Die Arbeitslosigkeit befindet sich auf einem Rekordtief und die Bundesregierung erwartet schon bald Vollbeschäftigung. Die Exportwirtschaft boomt. Die Politik freut sich und spricht vom »reichen Land«.

Blickt man hinter die Kulissen, erkennt man jedoch schnell, dass es Deutschland ergeht wie einem Mittfünfziger, der seine Hausaufgaben für die Altersvorsorge nicht macht. Wir überschätzen die Sicherheit unseres Arbeitsplatzes, wir überschätzen die reale Kaufkraft unseres Einkommens, wir überschätzen die Reserven fürs Alter und wir geben zu viel Geld für die falschen Dinge aus.

Unser Einkommen mag zurzeit – begünstigt von tiefen Zinsen und schwachem Euro – vielleicht hoch sein. Unser Vermögen ist es jedoch nicht. Die Ursachen dafür sind vielfältig: zwei verheerende Weltkriege, die Kosten der Wiedervereinigung, die geringe Eigentumsquote an Immobilien und nicht zuletzt, die Wirkungen einer völlig verfehlten Politik, die Sparen in Form von Sparbuch und Lebensversicherungen propagiert hat.

Auch die sichere Rente ist eine Illusion. Während sich die Politik für die »Schwarze Null« feiert, die nur eine Folge der tiefen Zinsen und nicht besonderer Sparanstrengungen ist, explodieren die verdeckten Schulden des Staates förmlich. Berücksichtigt man die ungedeckten Zusagen für künftige Renten-, Pensions- und Gesundheitszahlungen, liegt die deutsche Staatsverschuldung mit 161  Prozent vom Bruttoinlandsprodukt (BIP) deutlich über der italienischen. Diese Lücke kann nur über höhere Abgaben und Leistungskürzungen geschlossen werden.

So wie Rentner ihre Ersparnisse aufbrauchen für einen vergnüglichen Lebensabend, müssen auch wir als Land unsere angesparten Forderungen gegen das Ausland in Zukunft dazu nutzen, um Waren zu importieren, die wir dann nicht mehr selbst herstellen können. Während Länder wie die Schweiz, Singapur und Norwegen gezielt werthaltige Forderungen und Vermögenswerte kaufen, sind wir bereitwillig die Finanziers von Schuldnern, die uns am Ende im Regen stehen lassen werden. Alleine in der Finanzkrise verloren deutsche Banken und Versicherungen mehr als 400 Milliarden Euro unseres Geldes. Im Zuge der fortschreitenden Krise der Eurozone dürften die Verluste deutlich über einer Billion Euro liegen, wenngleich noch offen ist, auf welche Weise wir diese Verluste realisieren werden.

Versagen wir schon bei der Aufgabe, ordentlich vorzusorgen und unsere hart erarbeiteten Ersparnisse gut anzulegen, sollten wir wenigstens die Grundlage für ein weiterhin hohes Einkommen in der Zukunft legen. Voraussetzungen dafür wären Investitionen in Infrastruktur und Bildung, verbunden mit einer Einwanderungspolitik, die sich an unseren ökonomischen Erfordernissen orientiert. Eine Gesellschaft von Rentnern, deren Ersparnisse gefährdet sind, kann nichts weniger gebrauchen als schlechte Infrastruktur, Unternehmen, denen qualifizierte Mitarbeiter fehlen, und Migranten, die von Transferzahlungen leben.

Doch auch hier versagt unsere Politik eklatant. Straßen verfallen, schnelles Internet kennt man nur aus anderen Ländern und das Bildungsniveau befindet sich im Sturzflug. Migration in die Sozialkassen wird zu einer dauerhaften Belastung, abgesehen von den Folgen für den sozialen Zusammenhalt und die innere Sicherheit.

Damit stehen wir vor enormen Herausforderungen. Unsere Wirtschaftskraft wird, allein bedingt durch die demografische Entwicklung, in den kommenden Jahren sinken. Die finanziellen Lasten durch die alternde Gesellschaft werden steigen, während die Art der Zuwanderung, wie wir sie heute zulassen und befördern, die Belastungen zusätzlich erhöht. Zeitgleich dürften in den kommenden Jahren die Verluste aus Europolitik und einseitiger Exportorientierung nicht nur in der Theorie bestehen, sondern Realität werden.

Deutschland droht eine massive Altersarmut, nicht nur, weil die individuelle Vorsorge unzureichend ist, sondern weil wir als Land von der Hand in den Mund leben und uns an der irrigen Vorstellung beseelen, reich zu sein. Wir sind es nicht. Es droht ein Albtraumszenario, wenn die demografische Entwicklung mit voller Wucht einsetzt und wir aus unseren Träumen gerissen werden. Mit dem Eintritt in das Rentenalter dürfen wir dann feststellen, dass unsere Ersparnisse verloren sind und wir um die Früchte unserer Arbeit gebracht wurden.

Tritt dies ein, sind politische Verwerfungen in einem Ausmaß denkbar, wie wir sie uns heute nicht vorstellen können. Die CDU dürfte dasselbe Schicksal erleiden wie die Democrazia Cristiana in Italien und die SPD wie die Sozialisten in Frankreich: den völligen Untergang. Sind es doch diese beiden Parteien, CDU und SPD, die uns den Schlamassel, auf den wir zusteuern, im Wesentlichen eingebrockt haben.

Unsere Politiker berauschen sich derweil am Märchen vom reichen Land. Aus dieser Hybris heraus bürden sie uns immer mehr Lasten auf. Statt vorzusorgen, untergraben sie unseren Wohlstand gleich von mehreren Seiten.

Wir brauchen eine neue Politik, die unsere Einkommen nachhaltig stärkt und unsere Ersparnisse sichert. Voraussetzung ist, dass wir uns eingestehen, dass wir einer allzu strahlenden Illusion aufgesessen sind – eben dem Märchen vom reichen Land. Die Realität ist deutlich trister.

Dieses Buch soll einen Beitrag dazu leisten, diese Illusion zu zerstören. Es soll aber auch Anregungen geben, wie wir die Politik noch korrigieren können. Noch können wir umsteuern und handeln. Viel Zeit bleibt allerdings nicht mehr.




KAPITEL 1

WARUM DIE DEUTSCHEN ZU DEN ÄRMEREN IN EUROPA  GEHÖREN

Über den Unterschied zwischen  Einkommen und Vermögen

»Reich wird man nicht durch das, was man verdient, sondern durch das, was man nicht ausgibt.«

HENRY FORD, amerikanischer Industrieller

»Wir sind ein reiches Land«, ist immer wieder zu hören, wenn Politiker ihre Handlungen begründen. Wir sind »reich«, weshalb wir es uns »leisten können«, der Welt ein »freundliches Gesicht zu zeigen« und  Millionen an Flüchtlingen aufzunehmen. Wir sind ein »reiches Land«, weshalb wir die Hauptlasten der politischen Union in Europa und der Stabilisierung des Euro schultern sollen. Wir sind ein reiches Land, weshalb wir mehr Geld für unsere Rentner aufwenden können. Wir sind ein reiches Land, weshalb wir es schaffen, eine ökologische Energiewende zu schultern. Was immer wir auch aus politischen Gründen machen wollen, »wir schaffen das«, denn wir sind ja ein reiches Land.

Natürlich sind wir ein reiches Land, wenn wir uns im weltweiten Maßstab vergleichen. Es gibt viele Länder der Welt, in denen Menschen deutlich weniger zum Leben haben als bei uns. Es gibt viele Staaten, in denen wirklich Armut herrscht. Doch die Frage lautet: Ist das der richtige Maßstab? Kann man daraus schließen, dass wir wirklich so reich sind, dass wir alle Arten von Lasten tragen können und sollten? Vor allem, wenn die Nutznießer dieser Unterstützung nicht in Afrika sitzen, sondern unsere Partner und Nachbarn in der EU sind? Ich habe Zweifel daran.

Der Unterschied zwischen Bestands- und Flussgröße

Schaut man genauer hin, so muss man feststellen, dass wir es mit einer Politik in Deutschland zu tun haben, die die grundlegenden ökonomischen Dinge nicht versteht und nicht verstehen will. Das beginnt mit der eigentlich einfachen Unterscheidung zwischen Einkommen (= Flussgröße) und Vermögen (= Bestandsgröße).

So gibt es eine »Reichensteuer«, die – so würde man vom Namen her meinen – eine Steuer ist, die vor allem von »Reichen« bezahlt wird. Das ist aber nicht der Fall. In Wahrheit zahlen diese Steuern all jene Menschen, die »viel« verdienen. Genauer gesagt, ab einem zu versteuernden Einkommen von 254 447 Euro für Ledige (§ 32a Abs. 1 Nr. 5 i.V.m. § 52 Abs. 41 EStG) und ab 508 894 Euro bei Zusammenveranlagung (§ 26, §26b i.V.m. § 32a Abs. 5 EStG). Dann beträgt der Steuersatz 45 Prozent.

Natürlich sind das beeindruckende Gehälter, die weit über dem liegen, was der Durchschnittsbürger verdient. Doch bedeuten sie noch lange nicht, dass derjenige, der so viel Geld verdient, reich ist. Er mag eine gute Ausbildung haben und einen sehr guten Beruf. Doch ein Vermögen geht mit diesem hohen Einkommen nicht immer einher. Umgekehrt kann jemand über ein  Millionenvermögen verfügen, aber ein weitaus geringeres laufendes Einkommen haben und deshalb die Reichensteuer nicht bezahlen. Zum Beispiel, weil er Abschreibungen geltend macht oder aber die laufenden Erträge – wie bei Immobilien – relativ gering sind im Vergleich zum Wert.

Immer, wenn die Politik von den »Reichen« spricht, landet sie am Ende bei denjenigen, die gut verdienen. Gut verdienen und reich sein sind aber zwei verschiedene Sachverhalte. Der Spitzensteuersatz – also der Höchstsatz vor der »Reichensteuer« – wird ab einem Einkommen von knapp über 54 000 Euro fällig. Das entspricht rund dem 1,3-Fachen des Durchschnittseinkommens. 1965 musste man noch das 15-Fache des Durchschnittseinkommens verdienen, um den Spitzensteuersatz zu bezahlen. Auf heute bezogen wären das über 620 000 Euro!

Hohe Steuern auf Einkommen vermindern die Möglichkeit der Vermögensbildung aus eigener Arbeit und reduzieren so die soziale Mobilität. Während Vermögen tiefer besteuert werden, schlägt der Staat bei den Gutverdienern gnadenlos zu. Diese werden sich nach Steuern und Sozialabgaben beim Gang durch die besseren Viertel unserer Metropolen und mit Blick auf die Immobilienpreise keineswegs »reich« fühlen, sondern eher merken, dass ihnen von ihrem hart erarbeiteten Geld herzlich wenig bleibt.

Wir verdienen nicht schlecht …

Doch wie steht es um die Einkommen in Deutschland im weltweiten Vergleich? Gut kann man sagen. Blickt man auf den entscheidenden Maßstab für die Einkommen, das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, so liegt Deutschland nach Schätzung des Internationalen Währungsfonds (IWF) mit 48 111 US-Dollar auf Platz 20 in der Welt. Zweifellos ein gut wirtschaftendes Land. Vor uns rangieren neben einigen Exoten wie Katar und Brunei, die ihr Einkommen vor allem den Öl- und Gasvorkommen verdanken, wirtschaftsstarke Nationen wie Singapur (87 855  US-Dollar), die Schweiz (59 561 US-Dollar), die USA (57 436 US-Dollar) und die Niederlande (51 049 US-Dollar).

Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der übrigen Länder der Eurozone befindet sich unter deutschem Niveau, so Frankreich bei 42 314 US-Dollar, Italien bei 36 833 US-Dollar und Spanien bei 36 416  US-Dollar. Portugal mit 28 933  US-Dollar und Griechenland mit 26 669 US-Dollar liegen deutlich tiefer und bilden die Schlusslichter der Eurozone, sind aber immer noch weit oberhalb des weltweiten Durchschnitts von 16 318 US-Dollar.1

Fazit ist also, dass wir zur Spitzengruppe der Länder nach Wirtschaftskraft gehören. Wir produzieren ein beeindruckendes Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der Bevölkerung, was ausdrückt, dass ein großer Teil der Bevölkerung einer Arbeit nachgeht und wir zudem überaus produktiv wirtschaften.

Doch es wäre zu früh, dass Einkommenskapitel an dieser Stelle abzuschließen. Ebenso interessant ist die Frage nach dem durchschnittlichen Einkommen, welches wir in Deutschland verdienen und wie sich dies im Vergleich mit anderen Staaten darstellt. Dahinter steht die Frage, wie die Einkommen verteilt sind. Zum einen zwischen Unternehmen und Arbeitnehmern und zum anderen zwischen den Bürgern.

Die Statistiker schauen deshalb auf das sogenannte Medianeinkommen (mittleres Einkommen). Also die Einkommenshöhe, bei der die Anzahl der Haushalte oder Personen, die über höheres beziehungsweise niedrigeres Einkommen verfügen, genau gleich ist. Gemessen von diesem Punkt aus, verdient die eine Hälfte der Bevölkerung weniger und die andere Hälfte mehr. Deshalb ist die

Höhe des Medianeinkommens ein weitaus besseres Indiz dafür, wie es der Breite der Bevölkerung geht, als das durchschnittliche Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, weil wenige sehr hohe Einkommen den Durchschnittswert zu stark verzerren.

Eurostat, das Statistische Amt der Europäischen Union, veröffentlicht regelmäßig eine Rangliste der EU-Staaten nach dem verfügbaren Medianeinkommen je Haushalt, also dem mittleren Einkommen nach Steuern und Abgaben. Die Rangordnung ähnelt jener nach BIP pro Kopf, ist aber angesichts der hohen Abgabenbelastung hierzulande nicht identisch. So schrumpft der Unterschied gerade im Vergleich zu den anderen Ländern der Eurozone deutlich (Angaben jeweils pro Haushalt):2

•   Luxemburg: 33 838 Euro,

•   Niederlande: 22 745
Euro,

•   Frankreich: 21 720 Euro,

•   Deutschland: 21 263 Euro,

•   Italien: 16 247 Euro,

•   Spanien: 13 685 Euro,

•   Portugal: 8 782 Euro,

•   Griechenland: 7 504 Euro.

Erwirtschaften wir nach BIP pro Kopf noch 14 Prozent mehr als die Franzosen, liegen wir beim verfügbaren Haushaltseinkommen zurück. Der Unterschied zu Italien ist beim Haushaltseinkommen mit 31 Prozent genauso hoch wie der Unterschied bei der Wertschöpfung pro Kopf.

Fazit: Unsere Einkommen liegen im Spitzenfeld, selbst nach Abgaben hat das Medianeinkommen der Haushalte in Deutschland ein hohes Niveau. Wir sind ein Land, in dem die Menschen im internationalen Vergleich gut verdienen.

… doch wir haben wenig Vermögen

Gut zu verdienen (= Flussgröße) bedeutet jedoch nicht automatisch, dass jemand über ein großes Vermögen (= Bestandsgröße) verfügt. Das kann daran liegen, dass man erst seit kurzem gut verdient und am Anfang der Vermögensbildung steht. Es kann auch daran liegen, dass man sein Einkommen lieber ausgibt, als zu sparen. Es kann auch daran liegen, dass man zu viel von seinem Einkommen als Steuern und Abgaben abzuführen hat und deshalb nur wenig sparen kann.

Auf ein ganzes Land bezogen, müsste man davon ausgehen, dass sich gute Einkommen auf Dauer in entsprechenden Vermögenswerten niederschlagen. Komischerweise tun sie das bei uns in Deutschland nicht.

Da sind zunächst die Zahlen des französischen Reichtumsforschers Thomas Piketty, der mit umfangreichem Datenmaterial der Entwicklung von Volksvermögen über die Zeit nachgegangen ist. Demnach lag die Vermögensquote – also das Vermögen relativ zum Volkseinkommen im Jahre 20153

•   in Spanien bei 659 Prozent (2014),

•   in Frankreich bei 591 Prozent,

•   in Italien bei 587 Prozent,

•   in den Niederlanden bei 530 Prozent (2014),

•   in Griechenland bei 499 Prozent,

•   in Deutschland bei 446 Prozent.

Die Deutschen besitzen also im Durchschnitt weniger Vermögen als die Italiener, Franzosen und Spanier, die im Rahmen der europäischen »Solidarität« eine größere Anstrengung von uns verlangen, und nur geringfügig mehr als die Griechen, deren Staatsschulden wir in einem erheblichen Umfang übernommen haben. Mit Blick auf die Einkommen mag es gerechtfertigt erscheinen, Hilfsleistungen im Rahmen der europäischen Solidarität zu fordern, mit Blick auf die Vermögen nicht. Das ist so, als würde man Arbeitnehmer höher besteuern, um damit die Vermögenden – also die »Reichen« – zu retten. Während der Finanzkrise wurde genau diese Rettung des Finanzsystems heftig kritisiert, in der Eurozone scheint das gleiche Verhalten für unsere Politiker hingegen opportun.

Schauen wir uns noch eine weitere Quelle zu den Vermögen im Euroraum an. Die Europäische Zentralbank (EZB) erhebt regelmäßig Daten zum Medianvermögen im Euroraum. Das Ergebnis deckt sich mit den Daten von Piketty und zeigt, dass wir Deutschen, obwohl wir viel verdienen, nur über ein geringes Vermögen verfügen:4

Abbildung 1: Nettovermögen von Privathaushalten in der EU (2014, Tsd. Euro) (2014, Tsd. Euro)
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Quelle: EZB

Deutschland belegt einen der hinteren Plätze. Die privaten Haushalte in Spanien, Italien und Frankreich liegen deutlich vor uns.

Deshalb: Ein hohes Einkommen bedeutet nicht, dass man »reich« ist. Weltweit betrachtet sind wir Deutschen natürlich »reich«. Im Umfeld der EU und der Eurozone kann man diese Aussage so nicht treffen. Wir schaffen das Wunder, hart zu arbeiten und gut zu verdienen und dennoch weniger Vermögen zu besitzen. Die Ursachen dafür sind vielfältig und werden uns später ausführlich beschäftigen.

An dieser Stelle nur der Hinweis: Als die Daten zum ersten Mal erschienen, beeilte sich die deutsche Politik – allen voran Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) – zu betonen, dass die Zahlen nicht zuträfen, da die Rentenansprüche nicht (korrekt) berücksichtigt seien. Ein weiteres Beispiel dafür, dass die Politik es nicht versteht oder bewusst nicht verstehen will. Denn zum einen gibt es keinen Geldspeicher wie in Entenhausen, wo unsere Rentenanwartschaften aufbewahrt werden, sondern sie sind zukünftige Steuern und Abgaben. Wir müssen also dafür in Zukunft mehr bezahlen. Zum anderen zeigten Daten der OECD (Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung), dass die Rente im Vergleich zum Lohn in Deutschland nicht höher ist als in Südeuropa.5

Wir brauchen die Bestandsgröße

Wir haben gesehen, dass wir gut verdienen, aber im europäischen Vergleich nicht reich sind. Dabei bräuchten wir entsprechende Vermögen, um die Kosten der alternden Bevölkerung tragen zu können. Nur wenn wir sparen und Vermögen bilden, haben wir in Zukunft Kapitaleinkünfte, aus denen wir die steigenden Ausgaben begleichen können. Alleine durch die demografische Entwicklung werden wir von einem Land mit einem erheblichen Überschuss im Außenhandel zu einem Land, welches mehr importiert als exportiert. Wie jeder Einzelne von uns, wird das ganze Land im Alter weniger verdienen und mehr konsumieren. Ein Leben von der Substanz. Diese sollte so hoch wie möglich sein, bevor die Phase des Verbrauchs beginnt.

Deshalb sollten wir beim Management unseres Landes genauso wie beim Management unserer eigenen Finanzen zwischen dem laufenden Einkommen und der Wirkung unserer Entscheidungen auf unser Vermögen, also das Potenzial für künftige Einnahmen, unterscheiden. Wir müssen planen, welchen Teil unseres Einkommens wir sparen, und vor allem, wie wir die Ersparnis investieren.

So können wir ...

a)  ... die laufenden Ausgaben steigern, um damit das (Volks-)Vermögen zu erhöhen. Das ist zum Beispiel der Fall, wenn wir einen Teil unseres Einkommens für Fortbildung oder körperliche Fitness aufwenden. Auf das Land bezogen bedeutet dies, mehr Geld in Forschung, Entwicklung, Bildung und eine gute Infrastruktur zu stecken. Weniger Konsum heute für mehr Vermögen = Fähigkeit zur Erzielung von Einkommen morgen. Gut.

b)  ... aber auch die laufenden Ausgaben erhöhen, um ein schönes Leben zu führen. Restaurantbesuche und (unnötiger) Konsum statt Vorsorge für das Alter. Verschuldet man sich dafür, reduziert sich gar noch das Vermögen. Auf das Land bezogen, können wir die laufenden Einnahmen für Sozialleistungen aller Art verwenden. Gießen wir diese Leistungen noch dazu in Gesetze, machen wir daraus dauerhafte Lasten. Diese verringern das künftige Vermögen, weil sie eine nachhaltige Belastung darstellen. Ein Beispiel wären die Beschlüsse zur Mütterrente in den letzten Jahren.

c)  ... genauso laufende Ausgaben senken und die freigewordenen Mittel besser verwenden. Ein Beispiel ist der Verzicht auf Restaurantbesuche zugunsten einer Fortbildung. Der Staat könnte konsumtive Ausgaben reduzieren und die freigewordenen Mittel zukunftsorientiert verwenden. Eine positive Umschichtung im Staatshaushalt.

d)  ... Ausgaben an investiven Stellen senken, um mehr Konsum zu finanzieren. Also Restaurantbesuche statt Fortbildung. Beim Staat Kürzungen bei Schulen, um laufende Ausgaben zu decken. So geschehen in Berlin, wo man sich »plötzlich« einem Investitionsrückstau von mehr als vier Milliarden Euro im Schulbau gegenübersieht. Kaputtgespart im wahrsten Sinne des Wortes. Sicherlich die falsche Strategie.

Die Formel für Reichtum ist einfach: gut verdienen, sparen und die Ersparnis richtig verwenden.

Das Problem in Deutschland: seit Jahren überwiegen b) und d), also Konsum und Verzicht auf Investitionen in der Politik. Weil diese zugleich mit übermäßiger Abgabenbelastung und der Förderung einer falschen Vermögensbildungsstrategie der Bürger die private Vermögensbildung hemmt, haben wir es mit einem doppelten Problem zu tun. Wir bilden (zu) wenig privates und staatliches Vermögen. Wir sorgen nicht vor.




KAPITEL 2

DIE EINKOMMENSILLUSION

Warum unser Exporterfolg nicht unser  Verdienst ist

»Die meisten Deutschen haben nur ein Gebet:   Herr,  unsere tägliche Illusion gib uns heute.«

GUSTAV STRESEMANN, deutscher Politiker

Schauen wir uns die Lage in Deutschland genauer an und untersuchen die Einkommen, die wir erzielen. Wie bereits dargestellt, liegt Deutschland beim Bruttoinlandsprodukt pro Kopf weltweit und auch in Europa im Spitzenfeld. Besonders in den letzten Jahren verzeichneten wir deutliche Gewinne. Seit 2010 stieg das BIP pro Kopf um 9,8 Prozent, deutlich mehr als in Frankreich (4,7 Prozent), Italien (-1,8 Prozent) und Spanien (5,4 Prozent). Noch beeindruckender ist die Entwicklung seit dem Jahr 2008, vor Ausbruch der Finanzkrise. Während wir 8,6 Prozent über dem Vorkrisenniveau liegen, weist Frankreich nur einen Zuwachs von 2,6 Prozent auf und Spanien liegt nach einem tiefen Einbruch erst seit kurzem wieder auf dem Niveau vor der Krise. In Italien liegt das BIP pro Kopf rund 7 Prozent unter dem Niveau von 2008.1 Ein wesentlicher Grund für die aufgeheizte politische Stimmung im Land – insbesondere Rentner leiden sehr unter staatlichen Budgetkürzungen, und junge Arbeitskräfte haben es immer noch sehr schwer, einen Arbeitsplatz zu finden.

Die gute wirtschaftliche Entwicklung hierzulande verleitet unsere Politiker – die offensichtlich nur auf die Flussgröße blicken und nicht auf unsere künftigen Verpflichtungen – dazu, unsere wirtschaftliche und finanzielle Leistungskraft zu überschätzen und bei jeder Gelegenheit vom »reichen Land« zu sprechen. Dabei steht unser wirtschaftlicher Erfolg auf tönernen Füßen. Wir unterliegen kollektiv einer Einkommensillusion, denn die gute wirtschaftliche Entwicklung ist von Faktoren abhängig, die weder nachhaltig noch gesund sind.

Alles hängt an China

Da ist zunächst die Feststellung, dass der deutsche Export direkt und indirekt immer mehr von der Entwicklung in China abhängt. 2008 exportierten wir Waren im Wert von 34 Milliarden Euro in die Volksrepublik, 2017 waren es 86 Milliarden.2 Die Volksrepublik ist damit der drittwichtigste Absatzmarkt für deutsche Produkte, nach den USA und Frankreich und vor den Niederlanden und Großbritannien.

Die indirekte Wirkung Chinas auf die deutschen Exporte dürfte mindestens ebenso groß sein. Der Rohstoffhunger des Landes hat weltweit zu einem Aufschwung geführt, der wiederum zu steigenden Einkommen in anderen Ländern geführt hat, die dann ebenfalls mehr Autos und Maschinen bei uns einkaufen.

Problematisch ist, dass der Aufschwung in China mit einer massiven Verschuldung einhergeht, was die Nachhaltigkeit dieses Aufschwungs infrage stellt. Immerhin die Hälfte der weltweiten Schulden wurde in den letzten zehn Jahren in China gemacht. Der Anteil Chinas am weltweiten Schuldenberg legte im gleichen Zeitraum von 5 auf fast 25 Prozent zu. Die Schulden von Industrie und Privathaushalten wuchsen von 3 Billionen US-Dollar im Jahre 2005 auf 22 Billionen heute.3 Allein 2016 stiegen die Schulden um 4,5 Billionen Dollar. Die Bilanzsumme4 des Bankensystems versechsfachte sich und liegt heute bei rund 300 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. (Zum Vergleich: Italien 166 Prozent, Deutschland 230 Prozent, Frankreich 318 Prozent, Großbritannien 446 Prozent). Dabei nimmt der realwirtschaftliche Impuls der neuen Schulden immer mehr ab. Im letzten Jahr wuchsen die Schulden mit drei Billionen Dollar etwa doppelt so schnell wie die Wirtschaft.

Zu schnelles Kreditwachstum hat historisch bisher stets zu Rezessionen oder zumindest einer längeren Phase geringen Wachstums geführt. Das war in Japan nach dem Platzen der Schuldenblase im Jahre 1990 so, das war so in Korea nach der Asienkrise 1997/98 und so ist es heute in den Krisenländern der Eurozone.

Die Volkswirte messen die Krisengefahr mit dem sogenannten »credit-to-GDP gap«. Dieser vergleicht den Trend des Schuldenwachstums mit dem aktuellen Schuldenniveau. Sind die Schulden in kurzer Zeit deutlich schneller gestiegen als der langfristige Trend erwarten ließe, ist das ein deutliches Warnsignal für eine kommende Krise. In China liegt aktuell das Kreditvolumen immerhin

30 Prozent über dem (steilen) Trend, was besorgniserregend ist.

Die Ursache für Krisen nach erheblichem Schuldenwachstum liegt in der Verwendung der Mittel. Statt in produktive Bereiche zu fließen, dienen sie oft der Spekulation oder heizen die Bauwirtschaft an. In China hat vor allem der Unternehmenssektor die Verschuldung deutlich ausgeweitet, was nur auf den ersten Blick eine gute Nachricht ist. Viele dieser, vor allem staatlichen Unternehmen haben erhebliche Überkapazitäten geschaffen, die nun die Weltmärkte mit ihrem Angebot fluten. Als Beispiel sei nur die Stahlindustrie genannt.

Aber die Chinesen exportieren nicht nur viel, sie importieren auch in erheblichem Umfang. Käme es zu einer Rezession in China, würde das die exportorientierte deutsche Industrie erheblich treffen. Nicht nur die Importnachfrage aus China ginge zurück, sondern das Weltwirtschaftswachstum insgesamt.

Optimisten verweisen auf die chinesischen Staatsreserven sowie die (bisher) erfolgreiche Politik und erwarten eine Fortsetzung des Aufschwungs. Doch auch ohne Rezession wird das Land ein immer schwierigerer Handelspartner. Es ist erklärtes Ziel der chinesischen Regierung, eigene Industrien aufzubauen und selbst zum Exporteur von Technologie zu werden. Wohin das führt, haben wir nicht nur im Bahnsektor beobachtet, wo China von Firmen wie Siemens gelernt hat und nun selbst auf dem Weltmarkt mit Hochtechnologieprodukten agiert. So gesehen sind auch die Aufkäufe deutscher Unternehmen durch chinesische Investoren ein Warnsignal. Es besteht die ernste Gefahr, dass Technologie und Arbeitsplätze hierzulande verloren gehen.

Der Exportboom nach China ist teuer erkauft und mag heute zu höheren Einkommen führen, nicht aber zu einer nachhaltigen Sicherung des künftigen Wohlstands bei uns. Es ist eine Party, die wir genießen sollten, solange sie andauert. Darauf setzen, dass es ewig so weiter geht, dürfen wir nicht. Und damit auch nicht auf die Einkommen, die wir damit erzielen.

Exporte machen unbeliebt

Nicht nur mit China betreiben wir schwungvollen Handel. Der Exportanteil am deutschen Bruttoinlandsprodukt liegt bei 46 Prozent, weit über den Werten anderer Länder wie Frankreich und Italien (beide bei rund 30 Prozent).5

Natürlich importieren wir auch in erheblichem Umfang, im Falle Chinas sogar deutlich mehr als wir in das Land exportieren. Meistens erzielen wir jedoch einen Überschuss im Außenhandel, was uns den Titel des »Exportweltmeisters« eingebracht hat. 2017 war der Überschuss mit umgerechnet 287 Milliarden US-Dollar mehr als doppelt so groß wie der von China. Auch für 2018 dürfte uns der Titel sicher sein.

Ein Titel, der uns nicht beliebt macht. Seit Jahren nehmen die Spannungen wegen der enormen Handelsüberschüsse zu. Ausgehend von den USA unter Donald Trump wird der Druck immer größer, unser Wirtschaftsmodell anzupassen. Weniger laut, aber ebenso bestimmt, wächst die Kritik in der EU. Italien und Frankreich sehen sich schon seit Langem als Opfer einer »merkantilistischen« deutschen Politik, die über Lohnzurückhaltung einen Vorteil für die eigene Wirtschaft anstrebt. Der Internationale Währungsfonds sieht in den deutschen Überschüssen gar eine Gefahr für die Stabilität der Weltwirtschaft.

Natürlich können wir argumentieren, dass unsere Arbeitnehmer besonders hart und gründlich arbeiten und unsere Produkte sehr gut sind. Natürlich können wir argumentieren, dass nicht wir, sondern die EZB Schuld am tiefen Eurokurs ist, der unsere Exporte begünstigt. Tatsache bleibt jedoch, dass unser Überschuss anderen Ländern Kaufkraft und Arbeitsplätze entzieht. 6 Da sich die westliche Welt erst mühsam von den Folgen der Finanzkrise erholt, ist es für Politiker verlockend, die Überschussländer für die eigenen wirtschaftlichen Probleme verantwortlich zu machen. Schon seit Jahren – nicht erst seit Donald Trump – ist der Protektionismus weltweit auf dem Vormarsch.

Es ist abzusehen, dass die Forderungen an Deutschland, die Überschüsse abzubauen, weiter zunehmen werden. Kommen wir dieser Forderung nicht freiwillig nach, ist die Gefahr von protektionistischen Maßnahmen erheblich und die Folgen wären fatal. Der Brüsseler Think Tank Bruegel hat ausgerechnet, wie sich ein US-Importzoll von 35  Prozent für europäische Autos auswirken würde. Wenig überraschend würde es die deutsche Automobilindustrie massiv treffen. Bis zu 17 Milliarden Euro Exportumsatz wären demnach gefährdet.7 Dies unterstreicht, auf welch schwachem Fundament der deutsche Boom basiert.

Kommt es zu diesen Zöllen in den USA – zum Zeitpunkt der Fertigstellung dieses Buches sah es sehr danach aus – und zusätzlich zu einem harten Brexit, also einem Austritt Großbritanniens aus der EU ohne weiteren Zugang zum EU-Binnenmarkt, würden zwei der wichtigsten Absatzmärkte für die deutsche Automobilindustrie stark schrumpfen. Eine schwere Rezession in Deutschland wäre die unvermeidliche Folge. Schuld daran trüge durchaus auch die deutsche Politik, die jahrelang die berechtigte Kritik an den deutschen Leistungsbilanzüberschüssen zurückgewiesen und die Warnungen nicht ernst genommen hat.

Doch auch so sind die Risiken erheblich. Die Importnachfrage der Welt basiert auf einem historisch einmaligen Verschuldungsboom. Nicht nur China hat sich in den letzten Jahren massiv verschuldet, wie wir diskutiert haben. Die ganze Welt hat es getan. So wuchs die Verschuldung von 2007 bis 2017 um 68 Billionen US-Dollar von 276 Prozent des Welt-BIP auf heute über 327 Prozent. Dieser Verschuldungsanstieg steht hinter der konjunkturellen Erholung von der Finanz- und Schuldenkrise und wurde von den Notenbanken der Welt mit ihrer Geldpolitik befeuert.

Der Euro als Subventionsprogramm für die  Industrie

Nicht nur die weltweit steigende Verschuldung und der auf Pump basierende Boom in China stehen hinter unserem Erfolg. Einen weitaus größeren Anteil dürfte der Euro haben, der viel schwächer ist, als es die Deutsche Mark wäre, und damit die Exporte erleichtert.

Stimmt es, dass Deutschland der große Gewinner des Euro ist? Die Antwort der Politik ist immer positiv. Schließlich würden wir entsprechend mehr in die Eurozone exportieren und hätten damit einen erheblichen wirtschaftlichen Gewinn. In Wahrheit ist es nicht so einfach.

Zunächst ist der Euro ein Subventionsprogramm für die exportorientierte Industrie in Deutschland. Es profitieren vor allem die Aktionäre und (weniger) die Mitarbeiter dieser Branchen. Demgegenüber gibt es erhebliche Wohlstandsverluste für andere. Der »Mann auf der Straße« gehört nicht zu den Gewinnern des Euro. Wo immer man genauer hinblickt, muss man erkennen, dass der Euro zu einer Verringerung des deutschen Wohlstandes und der langfristigen Wettbewerbsfähigkeit geführt hat, nicht zu einer Verbesserung:

1.  Zu Zeiten der Mark stand die deutsche Wirtschaft unter konstantem Aufwertungsdruck. Die Währungen der Haupthandelspartner, der französische Franc, die italienische Lira, aber auch der US-Dollar, werteten in schöner Regelmäßigkeit gegenüber der Mark ab. In der Folge war die deutsche Wirtschaft zu anhaltenden Produktivitätszuwächsen gezwungen. So wuchs die Produktivität in den Jahren vor der Euroeinführung deutlich schneller als in der Zeit danach. Seit dem Jahr 2000 liegt die Entwicklung der Produktivität hinter den Fortschritten in den meisten Industrieländern, inklusive der heutigen europäischen Krisenländer wie beispielsweise Spanien. Der schwache Euro und das wegen der Rettungspolitik der EZB tiefe Zinsniveau haben den Wettbewerbsdruck für die deutsche Wirtschaft signifikant gesenkt. In der Folge wurde weniger investiert, die Qualität der Arbeitskräfte hat sich verschlechtert, es gab weniger technischen Fortschritt und zusätzlich sind wir besonders in den weniger produktiven Bereichen gewachsen. Schleichend erodiert so unsere Wettbewerbsfähigkeit, was mittelfristig zu einem Rückgang des Wachstums in Deutschland führen wird.8

2.  So wuchs das BIP pro Kopf – der entscheidende Indikator für die Entwicklung des Wohlstands – ebenfalls langsamer als vor der Einführung des Euro. Lief die Entwicklung bis zum Jahr 2000 noch halbwegs parallel zur Schweiz – wenn auch auf tieferem Niveau – so ist Deutschland in den letzten Jahren deutlich zurückgefallen. Wir haben uns mehr darauf konzentriert, billiger zu produzieren – statt besser. Dies wird nachhaltig die Entwicklung der deutschen Wirtschaft belasten.

3.  Die deutschen Konsumenten haben bis zur Einführung des Euro von den Abwertungen der anderen Länder profitiert. Importierte Waren und Urlaube wurden billiger. Seit dem Jahr 2000 hat sich dies geändert. Die Importe wurden teurer und gleiches gilt für den Urlaub. Um weiterhin billig Urlaub machen zu können, musste man außerhalb des Euroraums reisen, Türkei statt Griechenland oder Italien war das Motto. Damit sank die Kaufkraft des Durchschnittsdeutschen.

4.  In den ersten Jahren nach der Euroeinführung profitierten die anderen Länder von dem deutlich tieferen Zinsniveau, welches sie der von der Bundesbank auf die EZB übergegangenen Glaubwürdigkeit verdankten. Dabei waren die Zinsen für die heutigen Krisenländer zu tief, was einen einmaligen, schuldenfinanzierten Boom auslöste, während die Zinsen für Deutschland, das unter anderem an einem überhöhten Wechselkurs zur Euroeinführung litt, zu hoch waren. Die EZB musste einen Mittelweg gehen, der – wie sich herausstellte – für alle Länder der falsche war. Die Rezession in Deutschland im Jahre 2003 war deshalb tiefer und länger, als sie ohne den Euro gewesen wäre, und die Regierung war gezwungen, Ausgaben zu kürzen und Arbeitsmarktreformen durchzuführen, die zu geringeren Löhnen in Deutschland führten. In Summe stagnierten die Einkommen der Durchschnittsbürger mehr als zehn Jahre lang. Deutschland war der kranke Mann Europas, während Spanien als Musterbeispiel für eine gute wirtschaftliche Entwicklung galt. Erst später wurde deutlich, dass der Wirtschaftsboom in Spanien nur eine gigantische, schuldenfinanzierte Immobilienblase war.

5.  Um die Wirtschaft wieder auf Trab zu bringen, setzte Deutschland auf die Wiedergewinnung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit über Kostensenkung statt Produktivitätsverbesserung. Die stagnierenden Löhne führten zu geringeren Steuereinnahmen, während die Exporte zulegten. Somit hat der Euro es Deutschland nicht erlaubt, Handelsüberschüsse zu erzielen, sondern es erzwungen. Die geringe Binnennachfrage ist der Hauptgrund dafür, dass sich die Wirtschaft auf den Export konzentrierte.

6.  Die deutschen Unternehmen haben von der Lohnzurückhaltung und dem schuldenfinanzierten Boom in den anderen europäischen Ländern profitiert. Die Exporte boomten. Dabei ist es wichtig, zwei Aspekte dieser Entwicklung zu beleuchten:

a) der Schulden- und Konsumboom in den heutigen Krisenländern führte zu einer Übernachfrage nach Gütern und Kapital, die die Länder selber nicht befriedigen konnten, und

b) diese Güter und ihre Finanzierung hätten theoretisch von überall auf der Welt herkommen können. Dank der durch Kostensenkung gestiegenen Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen konnten diese davon überproportional profitieren.

So ist festzuhalten, dass die Eigentümer der exportorientierten Unternehmen am meisten von der Euroeinführung profitierten. Bei den börsennotierten Unternehmen sind es übrigens zu einem überwiegenden Teil ausländische Investoren, angesichts der Abneigung der Deutschen gegenüber dem Aktienmarkt. Die andere Gruppe der Profiteure sind die Beschäftigten der Exportunternehmen, die zwar stagnierende Löhne hatten, dafür aber einen Arbeitsplatz. Dabei muss man im Hinterkopf haben, dass zugleich auf den Binnenmarkt ausgerichtete Arbeitsplätze verloren gingen und das Lohnniveau insgesamt stagnierte.

7.  Aufgrund der schwachen wirtschaftlichen Entwicklung nach Einführung des Euro, der gedämpften Steuereinnahmen und anhaltend hohen Kosten für Sozialleistungen sowie den Aufbau Ost ging die Politik dazu über, die Ausgaben für Investitionen zu kürzen. Dies führte zu einer weiteren Senkung der Binnennachfrage in Deutschland.

8.  Alle Bemühungen, den Euro durch noch tiefere Zinsen über die Runden zu bringen, führen bereits für jeden offensichtlich zu einer Enteignung der Sparer. Ein schwacher Euro mag zwar der Exportindustrie erneut helfen, für die Bürger bedeutet er jedoch geringere Erträge auf dem Sparbuch und höhere Kosten durch steigende Importpreise.

Für den Durchschnittsdeutschen stellt sich die Situation so dar: Die Einführung des Euro führte zu einer langen Phase geringen Wachstums, hoher Arbeitslosigkeit und Lohnstagnation. Die Tage der billigen Urlaube in Italien und Griechenland waren vorbei. Der Staat hatte Ausgaben für Sozialleistungen und – viel schlimmer – für Infrastruktur und andere Investitionen gekürzt. Die Wirtschaft musste sich auf den Export konzentrieren, weil die Binnennachfrage gedrückt war.

Vor diesem Hintergrund ist die Aussage, dass wir Deutschen die Hauptnutznießer des Euro sind, schwer haltbar. Ohne den Euro hätte es die Schuldenparty im Süden nicht gegeben, aber auch nicht die großen deutschen Exportüberschüsse. Dafür einen höheren Lebensstandard und bessere Infrastruktur in Deutschland.

Zugleich sind unsere Exportüberschüsse vor allem der Schwäche des Euro und der fehlenden Möglichkeit zur Abwertung in den anderen Ländern des Euroraumes geschuldet. Beides funktioniert auf Dauer nicht. Kommt es zur unvermeidlichen Neuordnung des Euroraumes und dem Austritt einzelner Länder – wahrscheinlichster Kandidat ist meines Erachtens Italien –, droht eine heftige Krise bei uns.

Billiges Geld

Nicht nur über die Subventionierung der Exporte verzerrt der Euro die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. Waren die Zinsen nach Einführung des Euro jahrelang zu hoch für Deutschland, so sind sie nun seit mehreren Jahren zu tief. Tiefe Zinsen sind nicht nur für die Sparer ärgerlich, sie befeuern zugleich die Nachfrage. Die Bürger geben mehr Geld aus, als sie es in einem normalen Zinsumfeld tun würden. Hinzu gesellt sich die (berechtigte) Angst um die Zukunft des Euro und damit die Ersparnisse. So werden Immobilien immer mehr nachgefragt und deren Preise ziehen deutlich an. Es wird gebaut und renoviert, was die Binnenkonjunktur befeuert.

Für das tiefe Zinsniveau gibt es verschiedene Gründe, ist doch der Rückgang der Zinsen seit Jahrzehnten ein weltweites Phänomen. Angeführt werden neben den erheblichen Handelsungleichgewichten, die immer auch zu entsprechenden Kapitalflüssen führen, vor allem die demografische Entwicklung und das geringere Wirtschaftswachstum. All das führt strukturell zu tieferen Zinsen.

Wesentlicher Treiber für die Zinsentwicklung ist auch die Politik der Notenbanken in den letzten Jahrzehnten. Immer, wenn eine Rezession oder eine Krise an den Finanzmärkten drohte, haben die Notenbanken mit großzügigen Liquiditätsspritzen und Zins-

senkungen reagiert. Nach der Krise haben sie allerdings die Zinsen nie wieder über das Niveau vor der Krise erhöht. In der Folge dieser asymmetrischen Reaktion kannten die Zinsen nur eine Richtung: nach unten.

Strukturell sinkende Zinsen verführen jedoch Unternehmen, Banken und Investoren, mit immer weniger Eigenkapital und immer mehr Einsatz von Verschuldung zu arbeiten. Da dieser Trend zur Verschuldung auf allen Ebenen – vom Finanzsektor bis zur Realwirtschaft – gleichermaßen erfolgt, wächst die Krisenanfälligkeit des Systems. Die Notenbanken müssen immer häufiger und immer stärker intervenieren.

Alleiniges Ziel der Interventionen ist es, die Illusion der Solvenz aufrechtzuerhalten. Um jeden Preis soll und muss verhindert werden, dass es zum Offenbarungseid kommt, weil dieser nicht nur für die betroffenen Schuldner und Gläubiger fatal wäre, sondern für die Weltwirtschaft insgesamt. Eine Krise würde die große Depression der 1930er-Jahre locker in den Schatten stellen.

Gerade in der Eurozone haben wir es mit der Verschuldung sehr weit getrieben. Länder wie Italien können nur zu Tiefstzinsen die Illusion aufrechterhalten, die Staatsschulden bedienen zu können. Das Bankensystem kann nur zu Tiefstzinsen so tun, als wären eigentlich insolvente Schuldner noch zahlungsfähig.

Da sich die europäischen Politiker – allen voran die deutschen Bundesregierungen der letzten zehn Jahre – konsequent geweigert haben, dass Problem der Überschuldung und des maroden Bankensystems in der Eurozone anzugehen, blieb nur noch die EZB als Instanz der »Rettung«. Mit immer billigerem Geld und dem massiven Aufkauf von (Staats-)Anleihen hat sie die Eurokrise unterdrückt und der Politik geholfen, die Illusion der bewältigten Krise aufrechtzuerhalten.

Die Nebenwirkung ist klar: Tiefe Zinsen befördern die Nachfrage in Deutschland, ebenso die Nachfrage aus den Euroländern

(weil eine tiefere Rezession und eine erforderliche Abschreibung der faulen Schulden verhindert werden) und über die zusätzliche Schwächung des Euro auch die Nachfrage aus der restlichen Welt.

Von all dem profitieren wir in Deutschland überproportional und sonnen uns in einer Wohlstandsillusion. Doch keiner der drei Faktoren ist dauerhaft. Spätestens bei der nächsten Rezession in der Eurozone werden wir schmerzhaft feststellen, dass unsere Einkommen nicht so nachhaltig sind wie gedacht und vor allem, dass wir für diesen Fall nicht vorgesorgt haben.

Industrien aus der Kaiserzeit

Insbesondere kaschiert der künstliche Boom eine gefährliche Schwäche der deutschen Wirtschaft: die Abhängigkeit von Industrien, die es bereits zu Zeiten des letzten deutschen Kaisers gegeben hat: Automobil-, Maschinen- und Anlagenbau, Elektrotechnik und Chemie als besonders prominente Beispiele. Branchen, in denen Deutschland ebenfalls eine Vorreiterrolle gespielt hat, werden mittlerweile von anderen Ländern beherrscht, erinnert sei an Unterhaltungselektronik, Fotografie und Pharmazeutik.

Der Computer wurde zwar in Berlin erfunden, beherrscht wird die Branche jedoch von Konzernen aus den USA, Japan und China. Neue Branchen entwickeln sich in Deutschland nur schwer und nur selten gelingt es hiesigen Unternehmen, sich dauerhaft zu etablieren, wie SAP im Bereich der Unternehmenssoftware. Die Solarindustrie, mit Milliardensubventionen vom deutschen Steuerzahler gepäppelt, wird mittlerweile von China dominiert, und den dauerhaften Erfolg muss die Umwelttechnologie noch beweisen.

Wir waren sehr gut in der Verteidigung unserer Position in einigen Industrien und damit weitaus anpassungsfähiger und erfolgreicher als andere Länder. Jedoch machen die Abhängigkeit von be-

stehenden Industrien und die geringe Fähigkeit zur Entwicklung neuer Industrien anfällig für Schocks und Strukturbrüche.

Eine Autokrise wäre existenzbedrohend

Umso erstaunlicher ist die Reaktion auf die Krise in der Automobilindustrie. Neben dem Dieselskandal ist es vor allem der sich abzeichnende technologische Wandel, der unserer Schlüsselindustrie erheblich zusetzen könnte. Eine Gefahr, die von der Politik immerhin erkannt wird. Bundeskanzlerin Angela Merkel räumt der deutschen Automobilindustrie offenbar keine guten Überlebenschancen ein. Beim Europäischen Rat Ende Juni 2017 malte sie die Zukunftsaussichten von Deutschlands wichtigstem Industriezweig mit rund einer Million Beschäftigten in düsteren Farben. Jeder wisse, dass die Autoindustrie in ihrer heutigen Form nicht überleben werde.9

Gerne wird – gerade in Deutschland – darauf hingewiesen, dass es noch lange zu keinem Umstieg auf die Elektromobilität kommen kann. Zu gering wäre die Reichweite, zu dünn das Netz der Ladestationen, zu hoch der Preis. Abschließend wage ich das nicht zu beurteilen – und habe mir auf meinem Blog10 dazu auch einige Kritik eingefangen –, doch stimmt mich meine Erfahrung skeptisch. Etablierte Anbieter unterschätzen immer Geschwindigkeit und Dramatik eines solchen Wandels. Die deutsche Autoindustrie scheint dabei keine Ausnahme zu sein.

Inhaltlich sprechen nicht wenige Gründe für einen raschen Siegeszug der Elektromobilität. So rechnen Analysten der Schweizer Großbank UBS vor, dass schon im kommenden Jahr die »Cost of Ownership«, also die gesamten Kosten für Anschaffung und Betrieb eines Elektroautos, auf dem gleichen Niveau wie für ein Auto mit traditionellem Antrieb liegen werden.11 Schon 2025 sollen über 14 Millionen Elektrofahrzeuge weltweit verkauft werden. Das wäre zwar nur ein Anteil von rund 14 Prozent der weltweiten Automobilverkäufe, doch vor allem in den Industrieländern dürfte der Anteil deutlich höher liegen.

Tony Seba von der Stanford Universität prognostiziert gar, dass im Jahre 2025 weltweit keine Fahrzeuge mit traditionellen Verbrennungsmotoren mehr verkauft werden.12 Auch das Nutzungsverhalten würde sich ändern: weg vom Besitz, hin zur Nutzung von Fahrzeugen.

Elektrofahrzeuge greifen die traditionellen Anbieter frontal an. Für einen Bruchteil des Preises hat man ein Fahrzeug, welches Fahrleistungen bietet, die sonst nur Supersportwagen erreichen. Zudem ist das Elektroauto weit weniger komplex. Der Tesla S hat 18 bewegliche Teile, traditionelle Automobile rund hundertmal so viele.

Damit steht die deutsche Automobilindustrie vor einer existenziellen Krise: Die vorhandenen Produktionskapazitäten könnten schon bald nicht mehr benötigt werden, ebenso wie ein Großteil der Zulieferteile. Werkstätten werden überflüssig. Der technologische Vorsprung der deutschen Hersteller gilt nicht mehr in der neuen Welt. Hoch technisierte Verbrennungsmotoren werden einfach nicht mehr gebraucht. Wenn überhaupt könnten Kompetenzen bei Fahrwerk und Fahrassistenzsystemen noch einen Wettbewerbsvorteil darstellen.

Ein Blick auf die Patente im Bereich »Elektromobilität« und »autonomes Fahren« ist erschreckend. Deutsche Firmen wie Bosch und Volkswagen tauchen unter ferner liefen auf. Führend sind die Anbieter aus Asien und den USA. So hält Deutschland nur 2 Prozent aller Patente für Elektroautos weltweit (China 34 Prozent, USA 17 Prozent, Japan 16 Prozent) und nur 1 Prozent der Patente im Zusammenhang mit autonomem Fahren (USA 36 Prozent, China

18 Prozent).13 Ein dramatischer Rückstand unserer Schlüsselindustrie, an der unser gesamter Wohlstand hängt.

Kommt es zu einer Krise in der Automobilindustrie, ist eine tiefe Krise der deutschen Volkswirtschaft die zwangsläufige Folge. In kurzer Zeit wären die Außenhandelsüberschüsse Geschichte. Immerhin 850 000 Arbeitsplätze hängen direkt am Auto, insgesamt hängt jeder achte Arbeitsplatz in Deutschland direkt oder indirekt vom Auto ab. Mit der Autoindustrie steht und fällt unser Wohlstand.

Dass unsere Regierung sich laut Frau Merkel darauf konzentrieren möchte, »die Umstrukturierung unserer Autoindustrie in den kommenden Jahren zu begleiten und zu kompensieren«,14 gibt keinen Grund zur Hoffnung. Wie schon bei Euro- und Migrationskrise wird auf Durchwursteln gesetzt, statt die Probleme anzugehen. Die Begleitung des Niedergangs als politisches Programm.

Rückschlag im Wirtschaftskrieg

Um was es geht, zeigt sich auch am Umgang des Auslandes mit dem Dieselskandal. Dieser bot die willkommene Gelegenheit, der technologisch weit überlegenen deutschen Vorzeigebranche ein Bein zu stellen. So wurde aus dem VW-Skandal sehr schnell ein »deutsches Muster«. Der britische Telegraph erinnerte nicht nur an die Rotlichtaffäre bei VW, sondern ging vertieft auf die Schmiergeldaffäre von Siemens ein. Dass Schmiergeldzahlungen in das Ausland lange Zeit in Deutschland straffrei waren, wurde als Beispiel dafür herangezogen, dass Deutschland zwar auf die Einhaltung des Rechts in den europäischen Verträgen poche, es aber, wenn es um die eigenen wirtschaftspolitischen Interessen geht, mit Recht und Gesetz nicht so genau nehme.

Heißt im Klartext: Deutschland ist egoistisch, spielt foul und tritt zugleich lehrmeisterlich gegenüber anderen auf, sei es bei Eurorettung oder mit dem einseitigen Vorpreschen in der Flüchtlingsfrage.

Damit wird die eigentliche Gefahr des Dieselskandals für die deutsche Vorzeigebranche und die gesamte deutsche Volkswirtschaft deutlich. Es geht in der heutigen Zeit nicht um das Fehlverhalten einzelner Unternehmen, sondern um den Kampf ganzer Volkswirtschaften gegeneinander.

Seit Langem werden die deutschen Handelsüberschüsse kritisiert. Nicht nur die Euroländer sehen darin eine egoistische Politik zu ihren Lasten. Umso besser also, wenn es andere Möglichkeiten gibt, den Wettbewerb zu schwächen. Hier zeigt sich, welch dramatisches Eigentor die Automobilindustrie für uns alle geschossen hat. Erstmals lässt sich die deutsche Vorzeigebranche ausbremsen, indem man den Nimbus der technischen Überlegenheit zerstört.

Umweltschädliche Fahrzeuge sind ein überzeugendes Argument, um gegen die Branche vorzugehen und damit den deutschen Export zu treffen. Unsere Wettbewerber werden sich eine solche Steilvorlage nicht entgehen lassen. Die französischen Linken sind wahrlich nicht die Einzigen, die lauthals fordern, dass »die Arroganz und Unanfechtbarkeit des ›Made in Germany‹ ein Ende haben müsse«.15 Ohne gegen die Regeln des offenen Handels zu verstoßen, kann man nun ganz legal gegen die unliebsame Konkurrenz aus Deutschland vorgehen.

Dass sich derweil bei uns Politik und Umweltlobbyisten darin überbieten, die Autoindustrie zu schwächen, macht die Sache nicht besser. Symptomatisch ist der Kampf gegen den Feinstaub. So zeigen Studien, dass beispielsweise in Berlin 65 Prozent der Luftbelastung auf Verursacher zurückgeht, die nicht in Berlin sitzen. 15 Prozent sind auf die Verwirbelung von Straßenstaub zurückzuführen, die sich leicht durch regelmäßige Straßenreinigung bekämpfen ließen. Angesichts dieser Zahlen ist die Frage berechtigt, ob Fahrverbote und Tempolimits geeignete Mittel sind, um die Luftqualität zu verbessern. Auch die Messverfahren sind höchst umstritten.16

Es ist undenkbar, dass andere Staaten so mit ihrer Schlüsselindustrie verfahren würden. Auch dies kann man nur als Ausfluss einer Hybris verstehen, die davon ausgeht, dass man sich als »reiches Land« auch den Niedergang einer Schlüsselindustrie leisten kann.

Natürlich ist es nicht in Ordnung, dass die Unternehmen betrogen haben, und dies muss auch Konsequenzen haben. Angesichts der Bedeutung dieser Branche für unseren Wohlstand müssen wir dabei jedoch Augenmaß bewahren, so ärgerlich das auch ist.

Die Einkommensillusion

Was mich zum Fazit führt. Unstrittig haben wir in den letzten Jahren eine gute wirtschaftliche Entwicklung erlebt. Die Arbeitslosigkeit ist deutlich zurückgegangen, dass Bruttoinlandsprodukt pro Kopf hat erfreulich zugelegt. Wir haben ein gutes Einkommen und deshalb vordergründig allen Grund, uns gut zu fühlen – wenn auch nicht reich, wie wir schon bemerkt haben.

Das gute Einkommen resultiert vor allem aus unseren Erfolgen im Außenhandel. Diese basieren auf alten Industrien, vor allem der Automobilindustrie, die sich vor einem potenziell existenzgefährdenden Umbruch befindet. Finden wir nicht rasch eine Antwort auf diese Krise, dürfte sie die gesamte deutsche Volkswirtschaft in den Abgrund ziehen.

Wir profitieren von tiefen Zinsen, einem (relativ zur Deutschen Mark, so es sie noch gäbe) schwachen Euro, der fehlenden Möglichkeit zur Abwertung in den anderen Ländern des Euroraumes und einem verschuldungsgetriebenen Nachfrageboom aus der Welt, allen voran aus China. Nichts davon ist nachhaltig.

Andere Indikatoren zeigen einen schleichenden Verlust an Wettbewerbsfähigkeit und damit an der Fähigkeit, auch in einem Umfeld höherer Zinsen und eines stärkeren Euros erfolgreich zu sein. Namentlich der Rückgang der Produktivitätszuwächse ist ein Alarmzeichen erster Ordnung. Wir haben weniger investiert, die Qualität der Arbeitskräfte hat sich verschlechtert, der technische Fortschritt wurde geringer und zusätzlich sind wir in weniger produktiven Bereichen gewachsen.

Umso härter werden wir getroffen, wenn die Sonderfaktoren, die zur guten Exportkonjunktur führen, wegfallen. Das ist nur eine Frage des Wann, nicht des Ob.




KAPITEL 3

SPAREN OHNE ANZUKOMMEN

Hohe Abgaben, eine schrumpfende Mittelschicht und schlechte Geldanlage der Deutschen

»Lieber eine Stunde über Geld nachdenken,  als eine Stunde für Geld arbeiten.«

J.D. ROCKEFELLER, Milliardär

Im Frühjahr 2018 gab es im Deutschen Historischen Museum in Berlin eine Sonderausstellung mit dem Titel »Sparen – Geschichte einer deutschen Tugend«. Gezeigt wurde die Entwicklung des Sparens in Deutschland seit dem Dreißigjährigen Krieg. Der Schwerpunkt lag auf der staatlichen Politik der Sparförderung, die im 19. Jahrhundert begann und bis heute anhält. Plakate, Filme und Spardosen waren zu bewundern. Es ist der Versuch, zu erklären, warum wir Deutschen ein Volk von Sparern sind, ungeachtet der mehrfachen Vermögensvernichtung im Zuge von Kriegen, Hyperinflation und Währungsreform.

Die Besessenheit der Deutschen vom Sparen beschäftigt auch unsere Nachbarn. Zur Eröffnung der Ausstellung fragte die britische Financial Times: »Why are Germans so obsessed with saving money?« In dem Artikel wird festgehalten, dass wir schon im Kindesalter Sparen als eine Tugend beigebracht bekommen und Sinnsprüche um das Thema Sparen (»Spare in der Zeit, so hast Du in der Not«, »Wer den Pfenning nicht ehrt, ...«) fester Sprachgebrauch sind. Sparen ist demnach nicht nur eine individuelle Neigung bei uns, sondern eine gesellschaftliche Haltung. Wir sparen auch, weil wir mehr Angst haben als andere Nationen, so die Financial Times.1

In der Tat sparen wir mit rund 10 Prozent ungefähr doppelt so viel von unserem verfügbaren Einkommen – also nachdem uns der Staat weitaus mehr abgenommen hat als in vielen anderen Ländern – wie der durchschnittliche Europäer oder Amerikaner. Während die Franzosen mit fast 9 Prozent nur wenig hinter uns liegen, sparen Amerikaner (5,7  Prozent), Niederländer (5,5  Prozent), Italiener (3,3 Prozent) und Spanier (1,7 Prozent) deutlich weniger. Die Briten schafften 2016 sogar eine negative Sparquote (-1,1 Prozent), das bedeutet, dass die britischen Privathaushalte in Summe mehr ausgeben, als sie verdienen. Sie haben also Ersparnisse abgebaut beziehungsweise sich mehr verschuldet.2

Unser Sparverhalten ist ausgesprochen stabil. In guten wie in schlechten Zeiten. Selbst Bankenkrisen und Nullzins halten uns nicht davon ab, zu sparen.

Hohe Einkommen, hohe Sparquote – dennoch arm

Was zu der interessanten Frage führt: Wie kann es sein, dass zwei Flussgrößen bei uns so groß sind, nämlich das Einkommen und das Sparen, und zugleich die Bestandsgröße – das Vermögen der deutschen Privathaushalte – so gering ist? Wenn man jahrzehntelang gut verdient und viel spart, müsste man doch »reicher« sein als jene, die weniger verdienen und sparen. Wir müssten das »reiche Land« sein, von dem die Politik immer spricht. Wir sind es aber nicht.

Tabelle 1: Sparen ohne anzukommen



	Land


	BIP/Kopf 2017


	Sparquote 2017


	Sparquote 2005


	Haushaltsvermögen -Durchschnitt


	Haushaltsvermögen -Median





	Spanien


	25 000 €


	1,7%


	3,2%


	273 600 €


	159 600 €





	Italien


	28 300 €


	3,3%


	9,1%


	226 400 €


	146 200 €





	Frankreich


	34 100 €


	8,9%


	9,4%


	243 100 €


	113 300 €





	Irland


	58 800 €


	12,2%


	9,0%


	216 300 €


	100 600 €





	Portugal


	18 700 €


	5,8%


	1,8%


	156 000 €


	71 200 €





	Griechenland


	16 600 €


	negativ


	negativ


	104 200 €


	65 100 €





	Deutschland


	39 500 €


	10,0%


	10,1%


	241 300 €


	60 800 €







Quelle: Statista, EZB

Die Tabelle zeigt neben dem Bruttoinlandsprodukt pro Kopf und der Sparquote das Haushaltsvermögen in den jeweiligen Ländern, und zwar einmal im Durchschnitt und dann im Median. Der Durchschnitt ist das gesamte Vermögen in einem Land, geteilt durch alle Haushalte, während der Median der Wert ist, bei dem der statistische »mittlere« Bürger gleich viele ärmere wie reichere Mitbürger hat. Dieser Wert ist letztlich ausschlaggebend, weil er besser Auskunft über die wahre Lage der einzelnen Haushalte gibt. Es nutzt uns wenig, dass es einige sehr vermögende Haushalte in Deutschland gibt, vor allem weil diese Unternehmen besitzen.

Doch schon der Durchschnittswert des Haushaltsvermögens kann für Deutschland nur enttäuschen. Mit 241 300 Euro liegen wir im oberen Mittelfeld, trotz hoher Einkommen und fleißigen Sparens. Mit dem Median von 60 800  Euro abgeschlagen am Ende. Selbst der mittlere griechische Haushalt verfügt über mehr Vermögen als der mittlere deutsche.

Die EZB betont in ihrer Studie zwar, dass die Haushalte in Deutschland kleiner seien, was die Daten etwas verschlechtert. An der Grundaussage ändert diese Kosmetik jedoch nichts: Wir sind absolut gesehen ärmer, als man angesichts unserer Einkommen und Sparleistung erwarten würde, und wir sind im Vergleich zu den meisten europäischen Nachbarn keineswegs reich.3

Kritiker dieser Sicht – also vor allem hiesige Politiker, denen die politischen Konsequenzen dieser Analyse nicht ins Konzept passen – führen gerne die Rentenansprüche an, die in dieser Berechnung nicht enthalten seien. Der Versicherungskonzern Allianz ist dem im »Global Wealth Report 2017« nachgegangen und hält fest: »Deutschland liegt bei den gesetzlichen Rentenansprüchen im europäischen Mittelfeld. Die Erklärung relativ niedriger Geldvermögen mit vermeintlich sehr hohen Anwartschaften aus dem staatlichen Rentensystem trifft also nur bedingt zu. (…) Es bleibt daher bei der – aus deutscher Sicht – wenig erfreulichen Feststellung: Die deutschen Sparer machen aus ihrer hervorragenden Startposition – hohe Einkommen, hohe Sparleistungen – zu wenig.«4

Aus meiner Sicht sind diese Rentenansprüche überhaupt nicht bei der Vermögensberechnung heranzuziehen. Die Begründung dafür ist einfach: Es gibt keinen Geldspeicher, wo diese Mittel für künftige Renten und Pensionen zurückgelegt wurden. Die Finanzierung erfolgt über zukünftige Abgaben. Genauso gut könnte man titeln: »Belastung künftiger Steuer- und Beitragszahler«.

Die Dimensionen, um die es geht, sind gewaltig. So macht sich die amtierende Regierung an die Umsetzung der im Wahlkampf gemachten Rentenversprechen, unter anderem das Einfrieren der Rentenzusagen auf heutigem Niveau, was alleine bis zum Jahre 2040 600 Milliarden Euro kosten wird.5 Da es letztlich wir selbst sind, die sich über Umverteilung diese Zahlungen leisten, ist der Wert null. Die Rente ist Forderung und Verbindlichkeit zugleich. Mehr zum Thema Staatsfinanzen später.

Abbildung 2: Durchschnittlicher Barwert staatlicher Rentenzahlungen (in Euro)

[image: image]

Quelle: Europäische Kommission, Allianz SE

So bleibt das unstrittige Ergebnis, dass wir sparen und dennoch nicht »reich« sind. Natürlich hat dies auch mit unserer Geschichte zu tun. Zwei verlorene große Kriege mit erheblichen Zerstörungen, die Teilung des Landes und schließlich die Kosten der Wiedervereinigung haben Spuren im Vermögen der Deutschen hinterlassen. Andere Länder haben eine solche Vermögenszerstörung nicht im gleichen Maße erfahren.

Dennoch genügt dies nicht zur Erklärung. Wir hatten schließlich Jahrzehnte Zeit, die Verluste wieder wettzumachen.

Hohe Abgabenbelastung

Nichts scheint den Deutschen so wichtig zu sein wie soziale Gerechtigkeit, und sie ist zugleich das bestimmende Thema in der Politik. Immer wieder wird uns dabei von Politikern erzählt, dass wir in einem »ungerechten Land« leben. Angesichts der oben gezeigten Daten zur Vermögensverteilung mag man diesem Gedanken zuneigen. Mit Blick auf die Einkommensentwicklung in den letzten Jahren stimmt die These definitiv nicht.

Zahlen der OECD zeigen, dass Deutschland eines der Länder mit der geringsten Einkommensungleichheit ist und das Land mit dem geringsten Armutsrisiko.6 Außerdem sind die verfügbaren Einkommen der ärmsten 10 Prozent zwischen 2007 und 2014 laut OECD schneller gewachsen als das Medianeinkommen. Die Ungleichheit hätte demnach abgenommen, was übrigens angesichts des Aufschwungs am Arbeitsmarkt ebenfalls nicht überraschen kann.

Noch nie haben in Deutschland so viele Menschen Arbeit gehabt wie heute. Dennoch geben wir so viel Geld für Soziales aus wie noch nie. Es ist interessant, dass gerade bei boomender Wirtschaft und Rekordausgaben des Staates für Soziales eine »Gerechtigkeitsdebatte« geführt wird. Mit Blick auf die Einkommen lohnt es sich, daran zu erinnern, dass als »arm« gilt, wer weniger als 60 Prozent des mittleren Einkommens verdient. Selbst wenn wir morgen alle Gehälter in Deutschland verdoppeln würden, wäre die Armut nach dieser Definition unverändert. Allein schon dieses Beispiel zeigt, wie man mit dem Begriff der Armut agieren kann, um ein gewünschtes politisches Ergebnis zu erzielen.

Das konkrete Ergebnis ist die zweithöchste Abgabenbelastung aller OECD-Länder.7 49,4  Prozent musste der deutsche Durchschnittsverdiener 2016 vom Einkommen für Steuern und Sozialabgaben abführen, weit über dem OECD-Schnitt von 36,0 Prozent. Nur in Belgien war die Belastung mit 54,0 Prozent noch höher. Das liegt auch daran, dass die Steuerschraube hierzulande bereits ab 50 000  Euro Jahresbruttoeinkommen drastisch angezogen wird. Angesichts steigender Mieten und veränderter Lebensumstände scheint dies eine zunehmend unrealistische Definition eines »Besserverdieners« zu sein. Diese Fehleinschätzung des tatsächlichen Wohlstands der Mittelschicht führt zu unzähligen weiteren Benachteiligungen bei der Inanspruchnahme öffentlicher Leistungen, zum Beispiel höheren Kindergartengebühren.

Da darf man sich nicht wundern, wenn die Abwanderung aus der Mittelschicht ins Ausland weiter anhält. Wer kennt nicht die Ärzte und Ingenieure, die sich lieber in der Schweiz oder den USA ihre Zukunft aufbauen? Auch wenn die Abwanderung in den letzten Jahren wegen der guten Konjunktur nachgelassen hat, führt dies zu einem relativen Rückgang der Mittelschicht.

Diese Abwanderung wird von der Politik systematisch unterschätzt, so sie denn überhaupt zur Kenntnis genommen wird. Dabei ist sie wirtschaftlich hoch relevant. Auch wenn keine genauen Daten verfügbar sind, ist die These naheliegend, dass es sich um besser qualifizierte Menschen handelt, die bisher Steuern gezahlt haben oder aber künftige Steuerzahler darstellen. Sicherlich kehren einige wieder nach Deutschland zurück, aber nur ein geringerer Teil. Wenn wir uns zugleich vor Augen halten, dass es in Deutschland 27 Millionen Nettosteuerzahler gibt, von denen wiederum 12  Millionen beim Staat beschäftigt sind, landen wir bei rund 15  Millionen Menschen, die in Deutschland das Gemeinwesen tragen. Die 12 Millionen Staatsbediensteten leisten natürlich auch einen Beitrag, doch sind ihre Gehälter nur denkbar, wenn die 15 Millionen Menschen, die nicht beim Staat beschäftigt sind, entsprechend viel erwirtschaften. Von den 15 Millionen sind wiederum rund 8 Millionen jünger als 44 Jahre. Die bessere Hälfte, also rund vier Millionen Top-Leister, müssen künftig unser Gemeinwesen tragen.8 Je jünger diese sind, desto mobiler sind sie und damit bereiter, im Ausland das Glück zu suchen. Je höher die Belastung für diese Gruppe wird, desto mehr steigt der Wunsch, diesen Belastungen zu entgehen.

Wesentlicher Grund für Deutschlands hohe Belastungsquote sind die besonders hohen Sozialabgaben. Nun könnte man meinen, dass wir im Gegenzug auch besonders viel vom Staat zurückbekommen. Dem ist aber nicht so. Selbst Staaten mit vergleichbaren Sozialleistungen, wie die skandinavischen Länder, nehmen ihren Bürgern weniger weg als Deutschland.

Hinzu kommen die indirekten Belastungen aus anderen politischen Eingriffen. Beispielhaft sei an dieser Stelle die Energiewende genannt. Alleine die EEG-Umlage (Erneuerbare-Energien-Gesetz) – die der Subventionierung der erneuerbaren Energien dient – belastet die deutschen Privathaushalte mit 12  Milliarden Euro jährlich, das entspricht rund 140 Euro pro Kopf der Bevölkerung. Übrigens eine Umverteilung zu Lasten der ärmeren Bevölkerungsschichten, die nicht von der Subventionierung von Windparks und Solaranlagen profitieren. Haben sie doch weder das Kapital, um hier zu investieren, noch das Einkommen, um von den Abschreibungen zu profitieren.

Bleibt festzuhalten, dass einer der Gründe für das geringere Vermögen der Deutschen darin zu sehen ist, dass uns der Staat zu wenig von unserem erarbeiteten Geld lässt. Das liegt daran, dass die Finanzierung des Staates überwiegend durch die steuerliche Belastung von Arbeitnehmern erfolgt. Bei der Abgabenquote, also dem Verhältnis der Steuern und Sozialabgaben zum Bruttoinlandsprodukt, liegt Deutschland nämlich mit 37,6 Prozent im Mittelfeld, nur noch leicht über dem OECD-Durchschnitt von 34,3.9

Das Schrumpfen der Mittelschicht

Im Frühjahr 2016 berichteten die Medien lautstark über eine Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW), wonach die Mittelschicht hierzulande besonders stark schrumpft. Zwar musste das DIW kurz darauf eingestehen, (erneut) Daten in die gewünschte Richtung verfälscht zu haben,10 doch die Nachricht war in der Welt.

In der Tat ist es vor allem die Mittelschicht, die die Folgen der Globalisierung mit voller Wucht zu spüren bekommt. Arbeitsplätze, die als sicher galten, erweisen sich plötzlich als gar nicht mehr so sicher. Neue Wettbewerber aus anderen Teilen der Welt sind nicht nur günstiger, sondern können auch technisch immer mehr mit uns mithalten. Die richtige Reaktion wäre – nicht nur in Deutschland, sondern in allen Industrieländern der westlichen Welt – eine Innovations- und Bildungsinitiative. Stattdessen haben wir uns damit abgefunden, dass die Löhne stagnieren oder sinken.

In Deutschland wurde das durch die Einführung des Euro zunächst verstärkt. Um die Wettbewerbsfähigkeit nach der Euroeinführung wieder herzustellen, haben wir Lohnzurückhaltung geübt und Arbeitsmarktreformen – Hartz-Gesetze – durchgeführt. Statt »work smarter, not harder« haben wir uns darauf versteift, billiger zu sein. So sind wir Exportweltmeister geworden.

Der Rückgang der Einkommen war explizit gewollt, um internationale Wettbewerbsfähigkeit zu erlangen und die Arbeitslosigkeit zu senken. Ich finde nach wie vor, dass es besser ist, einen schlecht bezahlten Job zu haben als gar keinen. Doch sollte niemand, der jahrelang die Politik verfolgt, über Lohnanpassung die Arbeitslosigkeit zu senken, anschließend bedauern, dass die Löhne tatsächlich gesunken sind.

Die Hauptursache für den bedauerten Rückgang der Mittelschicht dürfte jedoch im überproportionalen Anwachsen der unteren Einkommens- und Vermögensschichten liegen. Ein einfaches Rechenbeispiel illustriert das sehr gut. Gehen wir von einer Bevölkerung von 80 Millionen im Jahr 2000 aus und nehmen eine Verteilung 10/40/50 – auf die Oberschicht 10  Prozent, die Mittelschicht 40 Prozent und die ärmere Bevölkerungshälfte 50 Prozent – an. Kommt es aufgrund der demografischen Entwicklung und der Abwanderung zu einem Rückgang der Bevölkerung um 15 Prozent, der ausschließlich durch ein Anwachsen in den unteren Einkommensregionen kompensiert wird, sinkt der Anteil der Mittelschicht von ehemals 40 auf nur noch 34 Prozent (ein Rückgang um 15 Prozent wäre dann die Schlagzeile!). Obwohl wir eine unveränderte Bevölkerungszahl haben, ist der Mix ein deutlich anderer.

Das starke Anwachsen des Anteils der unteren Einkommensgruppen als Folge von Zuwanderung und Abwanderung ist folglich ein wesentlicher Grund für die Abnahme des Anteils der Mittelschicht. Ein Thema, das uns noch intensiver beschäftigen wird.

Wir sparen falsch

Nun könnten wir ja aus dem, was uns bleibt, mehr machen. Doch auch das gelingt nicht. Hauptursache dafür ist die Art und Weise, wie wir unser Geld anlegen.

Aus einerseits missverstandener Fürsorge und um andererseits die Finanzierung des Staates zu sichern, hat unsere Politik über Jahrzehnte hinweg die falschen Anreize gesetzt. Anstatt einen großen Teil der Bevölkerung am Produktivvermögen zu beteiligen, wurde das Sparen in niedrig rentierlichen Anlagen von der Politik mit allen Mitteln gefördert. Sparbuch, Riester-Rente und Lebensversicherung dominieren das Vermögen der Deutschen.

Befragt, was sie mit 10 000  Euro machen würden, die sie auf Sicht von zehn Jahren anlegen sollten, antworteten die Teilnehmer einer repräsentativen Umfrage zu 33  Prozent, sie würden Gold kaufen. 29 Prozent würden es auf dem Bankkonto liegen lassen und nur 15 Prozent trauen sich an Aktien.11

»Sicher« soll es sein. Dabei ist das einzig »Sichere« dabei der Verlust. Real – also nach Inflation gerechnet – ist mit dieser Form der Geldanlage kein Blumentopf zu gewinnen. Studien zum Ertrag verschiedener Anlageformen ergeben ein eindeutiges Bild. In »The rate of Return on Everything 1870–2015« rechnet ein Team um den Bonner Ökonomen Moritz Schularick vor, wie viel man mit der Geldanlage in Anleihen, Aktien und Immobilien verdienen konnte und wie schlimm die zwischenzeitlichen Verluste im Zuge von Börsencrashs und Wirtschaftskrisen waren.12 Das Ergebnis ist eindeutig:

•   Der reale Ertrag von »sicheren« Anlagen in Anleihen war im betrachteten Zeitraum gering. Staatsanleihen erbrachten im Durchschnitt 1 Prozent pro Jahr und Unternehmensanleihen 2,5  Prozent. Obwohl die Kursschwankungen geringer waren als bei Aktien und Immobilien, bot diese Anlageklasse keinen Schutz vor erheblichen Vermögensverlusten in Inflationszeiten und während der Kriege.

•   Demgegenüber liegt der langfristige Ertrag von »weniger sicheren« Anlagen in Immobilien und Aktien je nach Land bei 6 bis 8 Prozent pro Jahr. Ein sehr robuster und stabiler Ertrag, wie die Autoren festhalten. Die Preisschwankungen von Aktien waren dabei deutlich größer als von Immobilien, aber bei ausreichender Haltedauer ist man immer besser gefahren als mit den vermeintlich sicheren Anleihen.

Der Unterschied im Ergebnis ist erheblich. Legt man 1000 Euro an und reinvestiert den jährlichen Ertrag, so hat man bei einer Anlage zu 1 Prozent Zins nach 30 Jahren ein Vermögen von 1350 Euro. Legt man sein Geld zu 6 Prozent an, ein Vermögen von 5743 Euro.

Wir lieben es, unser Geld ertragsarm anzulegen. So sind von 100 Euro Finanzvermögen 47 Euro auf dem Bankkonto geparkt, 24 in einer freiwilligen Pensionskasse oder Lebensversicherung, 9,70 Euro in Investmentfonds und nur 6,90 Euro in Aktien.13 Dabei muss man bedenken, dass Lebensversicherungen und Pensionsfonds von der staatlichen Aufsicht gezwungen werden, überwiegend in Anleihen zu investieren und damit geringe Erträge zu erwirtschaften. Hauptnutznießer sind die Staaten, die sich so eine stabile und günstige Finanzierung sichern.

Hinzu kommt, dass die Kosten der Geldanlage zu hoch sind. Die Bundesregierung unterstellt eine Verzinsung der Beiträge für die Riesterrente mit 4 Prozent jährlich, bei Kosten von 10 Prozent der eingezahlten Summe. In Wahrheit liegen die Kosten signifikant über diesen Werten, im Extremfall bei dem Fünffachen, wie eine Untersuchung der Verbraucherzentrale ergeben hat. In der Folge sinken die Erträge deutlich.14 Nicht besser sieht es bei den Lebensversicherungen aus. Alleine im Jahre 2015 berechneten die Versicherungen den Kunden 7,2  Milliarden an Abschlusskosten für neue Verträge.15 Geld, welches in die Kassen der Unternehmen und an deren Aktionäre fließt und sich nicht für die Sparer verzinst. Und das seit Jahrzehnten.

Immobilienbesitz – weniger verbreitet, im Wert weniger gestiegen

Der entscheidende Grund für die relative Armut der Deutschen im Vergleich zu den anderen Ländern Europas besteht in der geringeren Eigentumsquote an Immobilien. Im Schnitt leben 69 Prozent der Haushalte in Europa in den eigenen vier Wänden. In Deutschland waren es im Jahre 2016 51,7 Prozent.

In den Euroländern stellt es sich so da: Spanien (77,8 Prozent), Portugal (75,2 Prozent), Griechenland (73,9 Prozent), Luxemburg (73,6 Prozent), Zypern (72,5 Prozent), Italien (72,3 Prozent), Finnland (71,6 Prozent), Belgien (71,3 Prozent), die Niederlande (69 Prozent) und Frankreich (64,9 Prozent) liegen deutlich vor uns. Nur die Österreicher sind mit 55 Prozent ungefähr auf unserem Niveau.16

Angesichts der hohen Renditen, die mit Immobilien in den letzten Jahrzehnten zu erzielen waren, kann die Wirkung auf das Vermögen der Privathaushalte nicht verwundern. Wer sein Geld faktisch unverzinst anlegt, wie wir Deutschen, der darf sich nicht wundern, dass er ärmer ist.

Hinzu kommt noch, dass sich die Immobilienwerte in Deutschland über Jahrzehnte hinweg weniger gut entwickelt haben als in den anderen Ländern. Nachdem sie in den ersten zehn Jahren dieses Jahrhunderts noch rückläufig waren, sind sie in den letzten acht Jahren deutlich gestiegen und liegen rund 25 Prozent über dem Stand vom Jahr 2000. Was allerdings nur einer jährlichen Wertsteigerung um 1,4 Prozent entspricht. Besser, aber nicht wirklich besser als das Sparbuch.

Den Franzosen und Belgiern erging es mit einer Verdoppelung im selben Zeitraum (4,4 Prozent pro Jahr) deutlich besser. Selbst in Spanien liegen die Preise trotz geplatzter Immobilienblase noch

60 Prozent über dem Niveau des Jahres 2000 (3 Prozent pro Jahr).17

Immobilien und Schulden

Die Haushalte in den anderen Ländern haben nicht nur mehr Eigentum an Immobilien, die zudem noch schneller im Wert steigen, sie haben auch mehr Schulden als wir. Dies hängt unmittelbar zusammen, und die höheren Immobilienpreise sind nur mit höherer Verschuldung denkbar.

Unser Bankensystem kann faktisch unbegrenzt neue Kaufkraft schaffen und steht für rund 90 Prozent allen im Umlauf befindlichen Geldes. Es ist ein Irrtum, zu glauben, die Banken würden vorhandene Ersparnisse an Kreditnehmer vermitteln. In Wirklichkeit ist es ganz anders. Die Bank schreibt einem Kreditnehmer das Darlehen auf dessen Konto gut. Dies ist nichts anderes als eine Bilanzverlängerung für die Bank. Auf der Passivseite – also als Einlage – steht das Kontoguthaben des Kreditnehmers, auf der Aktivseite der Kredit in gleicher Höhe. Zwar mag der Kreditnehmer das Geld an jemand anderen überweisen und damit zu einer anderen Bank. Im Bankensystem gleichen sich diese Zahlungen jedoch aus. Die Begrenzung für die Kreditvergabe liegt nur im potenziellen Konkursrisiko der Bank, sollten Kreditnehmer ihren Verpflichtungen nicht mehr nachkommen. Dank der impliziten Garantie der Staaten ist dieses Risiko gering, weshalb die Banken mit minimalstem Eigenkapital ein großes Rad drehen.

Dabei finanzieren Banken nichts lieber als vermeintlich risikoarme Immobilien. Unbegrenzte und für fast null Kosten produzierbare Kaufkraft trifft so auf ein begrenztes Gut. Die Preise müssen steigen und setzen damit einen sich selbst verstärkenden Kreislauf in Gang. Sobald eine Immobilie zu einem höheren Preis verkauft wird, wirkt sich das auf den Preis aller Immobilien in der Gegend aus. Das Preisniveau insgesamt beginnt zu steigen. Dies erhöht das Eigenkapital aller Immobilienbesitzer und ermöglicht es ihnen wiederum, mehr Kredite aufzunehmen, um weitere Immobilien zu kaufen. Für die Käufer sind die gestiegenen Preise zwar unangenehm, aber dank der unbegrenzten Finanzierungsmöglichkeiten durch die Banken verkraftbar, vor allem mit Blick auf die weitere zu erwartende Preissteigerung. Dabei wird das System immer mehr selbstreferenziell. Immobilien gelten als günstig, relativ zu dem, was man in anderen Ländern bereits bezahlt oder aber auch hier bald bezahlen wird.

Welche Bedeutung die Finanzierung von Immobilien hat, verdeutlichen folgende Zahlen aus Großbritannien: Seit 1990 haben sich die Hypotheken und Kredite an Immobilien- und Finanzunternehmen von 33 Prozent des BIP auf nun 98 Prozent des BIP verdreifacht. Die Ausleihungen an die produktiven Sektoren – also die Nicht-Finanzunternehmen, die in Maschinen und Anlagen investieren oder neue Produkte und Dienstleistungen entwickeln – blieben stabil bei 25 Prozent des BIP.

Dieses Zusammenspiel unbegrenzter Kaufkraft und begrenzten Angebots ist der entscheidende Erklärungsfaktor für stetig steigende Vermögenspreise und Schulden. Schon 2015 habe ich aufgezeigt, dass der französische Ökonom Thomas Piketty in seinem Buch Das Kapital im 21. Jahrhundert nur Symptome beschreibt. Die Vermögen (faktisch nur die Immobilienpreise) wachsen im Einklang mit den Schulden, die erst die Preissteigerung ermöglichen.18

Wer Blasen an den Immobilienmärkten verhindern und die Stabilität des Finanzsystems erhöhen will, der muss grundlegend über unser Geldsystem nachdenken und das Recht der Banken, Geld zu schaffen, infrage stellen. Das tut sogar die Bundesbank,19 ohne allerdings den richtigen Schluss zu ziehen. Sie verwirft – wenig überraschend – die Reformideen, wie zum Beispiel den Vorschlag, den Banken eigene Geldschöpfung zu untersagen. Island hingegen denkt nach den leidvollen Erfahrungen in der Finanzkrise über einen Systemwechsel nach.20 In der Schweiz gab es sogar eine Volksabstimmung zu dem Thema, in der sich eine Initiative zur Beschränkung der Geldschöpfung durch private Banken allerdings nicht durchsetzen konnte.

Immobilienblase auch in Deutschland?

Wir Deutschen sind traditionell mit Blick auf Schulden vorsichtig, was zur sicherheitsorientierten Geldanlage passt. Deshalb partizipieren nur wenige Haushalte am Anstieg der Immobilienpreise, und zugleich ist der Anstieg im internationalen Vergleich moderat.

Dennoch mehren sich in letzter Zeit Anzeichen, dass es auch in Deutschland zu einer Übertreibung am Immobilienmarkt kommt. Getrieben von der Politik der Europäischen Zentralbank (EZB), die in den letzten Jahren darauf konzentriert war, mit möglichst billigem Geld die Eurozone zusammenzuhalten. Damit hat sie nicht nur die Vermögenswerte in Ländern wie Spanien stabilisiert, sondern auch die Zinskosten für die Schuldner deutlich gesenkt. Davon profitieren naturgemäß Aktien und Immobilien, während die Sparer für das Geld auf ihren Konten keine Zinsen mehr bekommen.

Für Deutschland sind die Zinsen schon seit Jahren zu tief. Zwar ist der Schuldenanteil zur Finanzierung des Kaufs von Immobilien noch lange nicht auf dem Niveau anderer Länder, ein Anstieg ist jedoch zu beobachten. Weiter befeuert wird die Nachfrage nach Immobilien durch die gute Konjunktur, die hohe Zuwanderung und den Trend zu Urbanisierung. Der Wohnungsleerstand in den Metropolen liegt inzwischen unter 1  Prozent, was einer Vollvermietung entspricht. Kein Wunder, dass der Preisindex für selbstgenutztes Wohneigentum des Verbandes deutscher Pfandbriefbanken 2017 um rund 5,75 Prozent zulegte.

So zeigen Analysen der Deutschen Bundesbank, dass die Preise 2017 in den Metropolen 35 Prozent über dem Niveau lagen, das sich aufgrund von Zinsniveau, Kaufkraft, Beschäftigungsentwicklung und Zuwanderung rechtfertigen ließe. Zwei Jahre zuvor lag der Wert bei 25  Prozent. Die Relation von Kaufpreis für Eigentumswohnungen zur Jahreswohnungsmiete lag aggregiert für sieben Großstädte 25 Prozent über dem Mittelwert seit der deutschen Wiedervereinigung.21 Spitzenreiter war München, das von der Bank UBS zu den fünf Städten mit der weltweit höchsten Überbewertung gezählt wurde.22

Gut möglich, dass wir vor einer weiteren Aufwärtsbewegung stehen, getrieben vom weiterhin billigen Geld und der berechtigten Angst der Bürger um ihr Erspartes. Dann würden die Deutschen erneut zu spät aufspringen, wie im Jahre 2000 mit Aktien, nachdem diese bereits seit 16 Jahren gestiegen waren und kurz vor dem großen Einbruch.

Der Ruf nach noch höheren Steuern

So oder so profitieren von dieser Entwicklung nur jene Deutsche, die schon Immobilien besitzen. Da rund die Hälfte der Bevölkerung zur Miete wohnt, ändert der Immobilienboom wenig an der Tatsache, dass das Medianvermögen der Deutschen deutlich niedriger ist als in den Nachbarländern.

Was die Entwicklung befeuern wird, ist die Diskussion zur Ungleichheit in Deutschland. Die Vermögen der Besitzer von Immobilien und anderer Sachwerte steigen weiter an, was naturgemäß zu höherer Ungleichheit führen wird. Die Politik reagiert darauf, und es wird immer mehr zu Forderungen nach einer Besteuerung der hohen Einkommen und Vermögen kommen. Nur mit höheren Steuern, so die Argumentation, lassen sich wieder Gerechtigkeit und sozialer Friede herstellen.

Für Politiker bietet die Diskussion um soziale Gerechtigkeit eine ideale Grundlage, um die Umverteilungsmaschinerie noch mehr auszuweiten. Dabei bleiben sie bewusst bei den Symptomen, ohne die eigentlichen Ursachen zu bekämpfen. Wer die Vermögensverteilung in Deutschland gerechter gestalten und zugleich das (Volks-)Vermögen steigern will, der muss die Fehler der Vergangenheit korrigieren:

•   Geringere Belastung der Normalverdiener, damit diese mehr Geld in der Tasche haben, unter anderem auch um zu sparen.

•   Aufklärung der Bevölkerung über die langfristige Rendite der verschiedenen Formen der Geldanlage und den Vorteil der Beteiligung an Produktivkapital (Unternehmen/Aktien) und Immobilien.

•   Beendigung der politischen Förderung schlecht rentierlicher Geldanlage in Riester-Rente und Lebensversicherungen.

•   Änderung der Regulierung von Pensionsfonds und Lebensversicherungen, damit diese auch mehr in Aktien und Immobilien investieren können, weltweit diversifiziert.

•   Lösung der eigentlichen Probleme der Eurozone (dazu später mehr), damit die EZB nicht weiter gezwungen ist, diese durch Nullzinsen am Leben zu erhalten.

•   Begrenzung der Kreditvergabemöglichkeit der Geschäftsbanken für unproduktive Zwecke, vor allem den Kauf von Immobilien.

Wer denkt, die Politiker meinten es gut mit den »Armen«, muss nüchtern erkennen, sie meinen es nur gut mit sich selbst. Wählerstimmen dank Desinformation lautet die Devise. Bezahlen müssen es ohnehin andere. Wer denkt, dies wären die »Reichen«, der sei gewarnt. So mag die Forderung nach einer »Superreichen-Steuer«23 populär sein. In Wahrheit lassen sich die Mittel zur Finanzierung des Staates nur durch eine möglichst breite Definition von »reich« auftreiben, und am meisten zahlt immer die Mittelschicht. Aktuelles Beispiel ist die beabsichtigte Abschaffung der Abgeltungssteuer auf Zinseinkommen, die wiederum überwiegend die relativ ärmeren Bevölkerungsschichten trifft – den Facharbeiter –, weil die »Reichen« ohnehin mehr in Unternehmen, Aktien und Immobilien investiert haben.

An der Grundproblematik, dass wir Deutschen trotz höherer Einkommen und höherer Sparquote zu den Ärmsten in der Eurozone gehören, ändert mehr Umverteilung nichts. Im Gegenteil, sie erschwert die Bildung von Vermögen zusätzlich und dürfte zu einer vermehrten Abwanderung von Leistungsträgern und Vermögenden führen.

Sparen ohne anzukommen

Was ist das Fazit? Die relativ geringen Vermögen der Deutschen sind die Folge einer Vielzahl falscher Entscheidungen: Die Abgabenbelastung ist zu hoch und erschwert die Vermögensbildung. Das Sparverhalten ist aus mangelnder Kenntnis und übertriebenem Sicherheitsbedürfnis auf schlecht verzinsliche Anlagen fokussiert. Sparbuch, Riester-Rente und Lebensversicherung statt Immobilien und Aktien. Aus falsch verstandener Fürsorge und Interesse an der Finanzierung des Staates hat unsere Politik über Jahrzehnte hinweg die falschen Anreize gesetzt. Verbunden mit einer mangelnden Bildung mit Blick auf das Einmaleins der Geldanlage und der Wirtschaft wurde so erreicht, dass die deutsche Mittelschicht deutlich schlechter dasteht als die Bevölkerung in anderen Ländern.

Die geringe Eigentumsquote an Immobilien führt nicht nur zu geringen Vermögen, sondern auch zu zunehmender Vermögensungleichheit, getrieben von der Geldpolitik der EZB.

Die Politik erkennt diese Zusammenhänge nicht – oder will sie nicht erkennen – und wird deshalb über noch mehr Umverteilungsbemühungen die Vermögensbildung in Deutschland weiter erschweren.

Entscheidend ist aber, dass man mit Blick auf die Vermögen der deutschen Haushalte im weltweiten Vergleich sicherlich von einem reichen Land sprechen kann, nicht aber mit Blick auf die Nachbarländer in der Eurozone. Ein Punkt, der uns mit Blick auf die Rolle Deutschlands als Kapitalgeber in der EU und der Eurozone noch beschäftigen wird.




KAPITEL 4

DIE MILLIARDEN, DIE WIR NICHT WIEDERBEKOMMEN

Über das Zusammenspiel von Handelsüberschüssen und Kapitalexport und die schlechte  Anlage deutscher Ersparnisse im Ausland

»Jede Wirtschaft basiert auf dem Kredit-System, das heißt auf der irrtümlichen Annahme, der andere werde gepumptes Geld zurückzahlen.«

KURT TUCHOLSKY, deutscher Schriftsteller

Wir Deutschen arbeiten hart und sparen viel. Trotzdem sind unsere Vermögen im europäischen Vergleich relativ gering. Die wesentliche Ursache dafür haben wir im letzten Kapitel beleuchtet: eine Präferenz für schlecht verzinste Kapitalanlagen. Doch damit nicht genug: Wir vertrauen unsere Ersparnisse Banken und Versicherungen als Kapitalsammelstellen an und erhoffen uns von ihnen eine gute Arbeit. Doch diese bekommen wir nicht. Ein guter Teil unserer Ersparnisse wird nämlich im Ausland investiert. Wogegen nichts spräche, würden wir das Geld dort gut anlegen. Dem ist aber nicht so. Eine Ursache ist in unseren Handelsüberschüssen zu sehen.

Außenhandelsüberschuss bedeutet  Kapitalexport

»Deutschland ist wieder Exportweltmeister!« – fast schon jubelnd wird in den Medien davon berichtet, wenn wir erneut so viele Exporte erzielt haben wie kein anderes Land. Fantastische Nachrichten, so wird suggeriert. Nichts zeigt doch deutlicher, wie gut wir wirtschaftlich aufgestellt sind. Uns kann keiner was. Unsere Industrien stehen gut da, sind hoch innovativ und ungemein wettbewerbsfähig. Die beste Basis also, um Wohltaten wie höhere Renten und bessere soziale Absicherung zu bezahlen. Migrations- und Eurokrise meistern wir so locker, wir können es uns doch leisten.

Leider ist diese Einschätzung falsch. In Wahrheit ergeht es uns wie den Eichhörnchen, die zwar fleißig Nüsse sammeln und verstecken, also sparen, diese im harten Winter dann aber nicht wiederfinden. Den Eichhörnchen mag es letztlich egal sein, ob sie alle Nüsse wiederfinden, Hauptsache, sie verhungern nicht. Uns darf es nicht egal sein, weil es erhebliche politische und soziale Verwerfungen mit sich bringen wird, wenn deutlich wird, dass wir unsere Nüsse nicht mehr wiederfinden.

Um das zu erklären, nehmen wir einmal an, es gäbe keinen Außenhandel. In diesem Fall besteht die Volkswirtschaft aus den privaten Haushalten, den Unternehmen und dem Staat. Jeder dieser Sektoren kann sparen oder Schulden machen. Die Summe der Finanzierungssalden der drei Sektoren ist per Definition null. Sparen die privaten Haushalte, was normalerweise der Fall ist, haben die Unternehmen üblicherweise ein Defizit, weil sie investieren und dabei auf die Finanzierung durch die privaten Ersparnisse angewiesen sind.

Das, was die Unternehmen nicht brauchen, leiht sich dann der Staat. Sparen die Haushalte mehr, als sich Unternehmen und Staat leihen wollen, kommt es zu einer Rezession. Die Einkommen und die Ersparnis sinken, das Staatsdefizit steigt. Es ist in einer geschlossenen Volkswirtschaft, also einer Welt ohne Außenhandel, nicht möglich, »zu viel« zu sparen. Es kommt zu einem Ausgleich.

Anders ist das, wenn man als weiteren Sektor das Ausland mit einführt. So kann es sein, dass ein Land sich im Ausland verschuldet, wenn die eigenen Ersparnisse nicht ausreichen oder umgekehrt eigene Ersparnisse im Ausland anlegt. Die Summe der Finanzierungssalden der nun vier Sektoren, private Haushalte, Unternehmen, Staat und Ausland, ist auch hier zwingend null.

Spiegelbildlich zu diesen Zahlungsströmen, also entweder Verschuldung im Ausland oder aber Geldanlage im Ausland, verhält es sich mit dem Außenhandel. Ein Handelsüberschuss bedeutet immer auch einen Nettokapitalexport in gleicher Höhe und umgekehrt. Konsumiert ein Land mehr als es erwirtschaftet, muss nicht nur das Geld dafür aus dem Ausland kommen, sondern auch die Waren. (Für die Volkswirte unter den Lesern sei hier angemerkt, dass ich natürlich weiß, dass neben dem Im- und Export von Waren und Dienstleistungen auch Übertragungen von Geld ins Ausland und die Bilanz der Vermögens- und Erwerbseinkommen dazu gerechnet werden. Letztere sind aber von geringer Bedeutung verglichen mit dem Außenhandel.)

Schauen wir uns die Zahlen für Deutschland für das Jahr 2017 genauer an:

•   Finanzierungssaldo der privaten Haushalte: 5,1  Prozent vom Bruttoinlandsprodukt (BIP). Das bedeutet, alle Haushalte zusammen haben netto im Volumen von 5,1 Prozent des BIP gespart, also weniger ausgegeben als eingenommen.

•   Finanzierungssaldo der Unternehmen: 2,6 Prozent vom BIP. Also ebenfalls eine netto Ersparnis.

•   Finanzierungssaldo Staat: 0,8 Prozent vom BIP – die berühmte »schwarze Null«.1

Wäre Deutschland eine geschlossene Volkswirtschaft, befänden wir uns in einer schweren Krise. Es würde massiv Nachfrage, immerhin im Volumen von 8,5 Prozent des BIP fehlen, weil wir alle sparen. Doch von Krise ist keine Spur! Das verdanken wir dem Ausland, wohin wir unsere überschüssigen Ersparnisse von 8,5 Prozent vom BIP exportiert haben.

Dies bedeutet aber zugleich, dass das Ausland im Volumen von 8,5 Prozent des deutschen BIP mehr Waren aus Deutschland gekauft als nach hier exportiert hat. Der Titel des Exportweltmeisters gilt folglich für Waren und für Ersparnisse gleichermaßen.

Bis jetzt könnte man noch sagen, dass die Handelsüberschüsse ja nicht schlecht sind. Schließlich bauen wir Forderungen gegen das Ausland auf, die wir in den kommenden Jahrzehnten, wenn bei uns die Folgen der Alterung voll durchschlagen, entsprechend einlösen können, um die Kosten zu tragen. Dies würde allerdings voraussetzen, dass wir das Geld ähnlich wie Länder mit Staatsfonds wie Norwegen global diversifiziert und renditestark anlegen.

Dies tun wir aber nicht. Unsere Banken und Versicherungen haben in den vergangenen Jahrzehnten unsere Ersparnisse lieber in faule US-Hypotheken und griechische Staatsanleihen investiert. Alleine in der Finanzkrise, schätzt das DIW, haben wir 400 bis 600 Milliarden Euro verloren – also fast den Überschuss von zwei Jahren!2

Die Summe der Handelsüberschüsse der letzten Jahre liegt deutlich über dem Zuwachs des Auslandsvermögens. Wie die Eichhörnchen sammeln wir fleißig und finden nicht alles wieder. So dumm wir individuell sparen, so dumm sparen wir auch als Volkswirtschaft.

Kreditgeber in einer überschuldeten Welt

Nun könnte man meinen, die Verluste im Zuge der Finanzkrise wären eine (einmalige) Ausnahme gewesen. Doch leider spricht wenig dafür. Im Gegenteil müssen wir uns darauf einstellen, dass wir in Zukunft noch größere Verluste erleiden werden. Das liegt daran, dass wir es weltweit mit einer immer höheren Verschuldung von Staaten, Unternehmen und Privaten zu tun haben. Seit der Finanzkrise, die bereits die Folge dieser überbordenden Verschuldung war, sind die Schulden entgegen der allgemeinen Auffassung nicht gesunken, sondern weiter gestiegen:

Abbildung 3: Weltweite Gesamtverschuldung  (alle Sektoren, Prozent des Welt-BIP) (Billionen USD, Q1 des jeweiligen Jahres)
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Quelle: IIF, BIS, Haver

Unglaubliche 217 Billionen US-Dollar Schulden, 327 Prozent des Welt-BIP, lasten auf der Weltwirtschaft.

In einer überschuldeten Welt ist es keine gute Idee, Gläubiger zu sein. Es ist nämlich abzusehen, dass es im Zuge der unvermeidlichen Reduktion der Schulden zu erheblichen Verlusten für die Gläubiger kommen wird. Doch genau einer dieser Gläubiger sind wir, wie die Bundesbank berichtet:3 2016 stiegen demnach die Forderungen gegenüber dem Ausland um 4,6 Prozent auf 8215 Milliarden Euro. Hauptursache für den Zuwachs waren Netto-Kapitalexporte in Höhe von 244 Milliarden Euro, die in erster Linie auf den Handelsüberschuss zurückgehen. Inländische Anleger hielten Ende 2016 ausländische Wertpapiere in Höhe von 2824 Milliarden Euro. Besonders ausgeprägt war die Nachfrage nach ausländischen langfristigen Schuldverschreibungen. Bei den übrigen Kapitalanlagen, die unter anderem Finanz- und Handelskredite sowie Bargeld und Einlagen umfassen, stiegen die Forderungen gegenüber dem Ausland um 6,8 Prozent auf 2772 Milliarden Euro.

Diese Forderungen unterliegen wie alle Forderungen einem Kontrahentenrisiko. Es könnte sein, dass die Schuldner ihren Verpflichtungen nicht nachkommen. Sicherer sind demgegenüber die deutschen Direktinvestitionen im Ausland, die um 67 Milliarden Euro auf 1832 Milliarden Euro stiegen.

In der Vergangenheit haben wir immer wieder erhebliche Verluste auf die Forderungen an das Ausland erlitten. Diese Verluste werden in Zukunft unvermeidlich sein, ist doch die Schuldentragfähigkeit begrenzt. Nur dank der historischen Tiefstzinsen ist es bisher noch nicht zu einer Welle an Konkursen von Staaten, Unternehmen und Banken gekommen. Dabei muss der Verlust nicht durch Pleiten erfolgen. Die gleiche Wirkung haben die tiefen Zinsen auf die Forderungen, die nach Inflation überwiegend negativ sind, und Verluste durch die Abwertung der Währungen, in denen wir investiert sind. Bestes Beispiel ist die Entwertung des US-Dollar relativ zur Deutschen Mark in den Jahrzehnten bis zur Euroeinführung.

Deshalb wäre es allemal besser, mehr im Inland auszugeben, als dem Ausland als Kredit zu gewähren. Vor die Wahl gestellt, unser Geld dem deutschen oder dem spanischen, italienischen oder portugiesischen Finanzminister zu leihen, sollten wir es lieber dem deutschen geben. Nach dem Motto: Wenn ich das Geld sowieso nicht wieder zurückbekomme, dann habe ich lieber in Deutschland eine gute Infrastruktur und ein modernes Breitbandnetz finanziert als in Italien.

Henne oder Ei?

Führen die hohen Ersparnisse zu den Handelsüberschüssen? Oder die Handelsüberschüsse zu den hohen Ersparnissen? Wie immer unter Ökonomen, gibt es auch hier unterschiedliche Auffassungen. In der Tat kann man argumentieren, dass die hohen Ersparnisse nicht erforderlich sind, um die Handelsüberschüsse zu ermöglichen. Letztlich könnten die Banken in den jeweiligen Ländern aber auch beliebig viel Geld schaffen und so Konsum und Investitionen und damit Importe finanzieren.«4 Folglich zwingen wir der Welt unsere Ersparnisse nicht auf, weshalb die Kritik an unseren Handelsüberschüssen unberechtigt ist und wir auch nichts dagegen tun sollten.

Letztlich ist diese Diskussion irrelevant, denn am Ende läuft es so oder so auf das Gleiche hinaus: Wir haben eine Sparleistung erbracht (Güter produziert) und einen Teil dieser Güter an das Ausland verkauft. Das Ausland hat uns dafür mit Geld bezahlt, in Euro oder auch in anderen Währungen. Dieses Geld geben wir nur zu einem Teil für Importe aus, der Rest führt zu höheren Forderungen gegen das Ausland. Wir tauschen also unsere Waren, beispielsweise die Autos, die wir exportieren, gegen eine Forderung.

Damit folgt die Ersparnisbildung der vorangegangenen Schuldenschöpfung in den Defizitländern. Doch was sind diese Forderungen wert? Spielt das eine Rolle? Ich denke schon. Wir haben die Ersparnisbildung im Ausland bei tendenziell schlechten Schuldnern. Da wäre es doch besser, sich andere Schuldner im In- und Ausland zu suchen.

Die Frage der Ersparnisstrategie der Deutschen bleibt deshalb relevant. Sie abzutun mit einer Kritik an der Entstehungsgeschichte – also was war zuerst, Ersparnisüberhang versus Verschuldung in den Defizitländern – ist falsch. Wir sparen grundlegend falsch. Statt über Henne versus Ei zu streiten, sollten wir daran etwas ändern. Und zwar schnell.

Könnten wir es ändern?

Wir verfolgen seit Jahren eine Politik, die unseren eigentlichen Interessen zuwiderläuft: Nicht nur verschleudern wir Vermögen – was auch erklärt, warum wir trotz fleißigen Sparens die Ärmsten in der Eurozone sind –, sondern machen uns in der EU und der Welt zunehmend unbeliebt. Doch könnten wir überhaupt etwas an den Handelsüberschüssen ändern? Sind unsere Produkte nicht so gut und Dank der Lohnzurückhaltung und des schwachen Euro so günstig, dass die Überschüsse unvermeidlich sind?

Was zu tun wäre, ist angesichts der oben dargestellten Rechnung klar: Wir müssen die Nettoersparnis verringern, und zwar indem Staat und Unternehmen weniger sparen. Zusammen sparen beide rund 3,4 Prozent vom BIP. Bekämen wir das auf Null, sähe es ganz anders aus.

Doch ginge das überhaupt? Das Institut für Weltwirtschaft (IfW) hat berechnet, warum es nicht geht. Ich denke, wir müssen einen Weg finden, wie es ginge. Zunächst zur Studie:5 »Wollte man den deutschen Leistungsbilanzsaldo mit einer einzelnen Maßnahme (...) drücken, wären Schulden und Steuererleichterungen in unrealistischer Größenordnung nötig. (…) Die öffentlichen Investitionen beispielsweise müssten schuldenfinanziert um jährlich etwa 90 Mrd. Euro erhöht werden, ein Anstieg um 150 Prozent, der eine Schuldenaufnahme in Höhe von 3 Prozent des BIPs nötig machen würde. (...) Die größte Wirkung im Sinne einer Reduzierung hätte demnach ein schuldenfinanziertes Absenken der Unternehmenssteuern. Nationale Ersparnisse würden absorbiert, die heimische Konjunktur durch Investitionen angekurbelt und die Importe würden steigen.« Entscheidend ist dabei, dass diese Maßnahmen nicht mit Steuererhöhungen gegenfinanziert werden, was jedem klar ist, der die Mechanik versteht. Die Ersparnis muss in Summe sinken, nicht eine Umverteilung bei gleicher Ersparnishöhe stattfinden.

Was mich stutzig macht: Die Unternehmen sparen doch jetzt schon zu viel. Weshalb sollten sie damit aufhören? Stattdessen könnte man sich überlegen, Unternehmen höher zu besteuern. Wer nicht in Deutschland investiert, sollte höhere Steuern zahlen, die dann ausschließlich dazu dienen, staatliche Investitionen zu finanzieren. Bereiche, wo wir mehr investieren müssten, gibt es genug:

•   digitale Infrastruktur,

•   klassische Infrastruktur,

•   Bildung,

•   Forschung,

•   Äußere Sicherheit/Bundeswehr,

•   Innere Sicherheit.

Außerdem könnte eine deutliche Entlastung bei den Sozialabgaben finanziert werden, um die rekordhohe Abgabenbelastung zu senken und die Breitenkaufkraft zu stärken.

Das IfW sieht allerdings kein Problem: »Unabhängig von den Ergebnissen des Gutachtens halten es die Konjunkturforscher des IfW nicht für angemessen, die Leistungsbilanz als wirtschaftspolitische Zielgröße zu betrachten. Wirtschaftspolitische Maßnahmen sollten nicht alleine deshalb ergriffen werden, weil sie den Leistungsbilanzüberschuss senken könnten.« Das sehe ich dezidiert anders. Nicht nur machen wir uns mit unseren Handelsüberschüssen international unbeliebt und anfällig für protektionistische Maßnahmen. Wir sind auch Kreditgeber in einer Welt, die unter immer mehr, letztlich nicht tragbaren Schulden leidet.

Gläubiger in einer überschuldeten Welt

Fazit: Sparen soll dazu dienen, den Kapitalstock einer Volkswirtschaft und so den langfristigen Wohlstand zu erhöhen. Wie wir gesehen haben, ist dies in Deutschland zurzeit nicht der Fall. Der Überschuss im Handel ist also eher ein Grund zur Trauer als zur Freude.

Leider verweigert sich die Bundesregierung den Überlegungen, daran etwas zu ändern. Das Festhalten an der »schwarzen Null« zwingt die Ersparnisse ins Ausland und ermöglicht erst so den Handelsüberschuss. Eine sich selbst nähernde Wohlstandsillusion, aus der wir mit einem ziemlich schmerzhaften Knall erwachen werden, sobald die Forderungen ausfallen. Wenn Sie also das nächste Mal die Jubelmeldungen zu unseren Handelsüberschüssen hören, denken Sie an das Eichhörnchen. Ein putziges Tierchen, aber nicht sonderlich intelligent.




KAPITEL 5

DEUTSCHLAND ALS KREDITGEBER DER EUROZONE

Über Target2 und die Erpressbarkeit der Deutschen

»Entweder nageln Gläubigerländer die Union mit  Transfers zusammen, oder es gibt eine Zersplitterung zwischen Gläubigern und Schuldnern.«

DAVID MARSH, britischer Finanzexperte

Wir haben gesehen, dass es einen Zusammenhang zwischen unseren Exporterfolgen und dem Aufbau von Forderungen an das Ausland gibt. Wir haben auch gesehen, dass wir nicht besonders erfolgreich mit der Anlage unserer Ersparnisse im Ausland sind, was in das Bild des fleißigen Sparers passt, der dennoch nicht reich wird.

Innerhalb der Eurozone gibt es eine Besonderheit, die in den letzten Jahren zu intensiven Debatten geführt hat und die unter Ökonomen heftig umstritten ist. Die Rede ist von den sogenannten Target2-Forderungen der deutschen Bundesbank.

Anschreiben, ohne je zu bezahlen

Man muss sich die Target2-Forderungen so vorstellen: Jeden Abend kommen Gäste in die Kneipe und schreiben Bier und Korn beim Wirt an. Der Wirt reicht die Forderungen gegen seine Gäste bei der Bank ein und bekommt dafür Geld. Zahlen die Gäste später nicht, so ist es nicht mehr das Problem des Wirtes, sondern der Bank, die die Forderungen angekauft hat. Im Target2-System sind die Exportindustrie und die Banken, denen die Fluchtgelder aus den Krisenländern zufließen, die Wirte. Die Bank, bei der die Forderung über Umwege landet, ist die deutsche Bundesbank, die innerhalb des Eurosystems die Kredite gewähren muss. Es gibt gar keine rechtliche Möglichkeit, dies zu verhindern. Zins- und tilgungsfrei gewährt so die Bank, deren Eigentümer wir alle sind, Kredit an schwache Schuldner, ohne Sicherheit und ohne Aussicht, jemals wieder das Geld zurückzubekommen. Dem Wirt mag das egal sein. Uns Steuerzahlern sollte es nicht egal sein, vor allem, weil die Verluste sich just dann zu realisieren drohen, wenn wir unsere Ersparnisse bräuchten, um einen sorglosen Ruhestand zu genießen.

Zins- und tilgungsfreie Kredite ohne Sicherheit

Der frühere Chef des Münchener Ifo-Instituts Professor Hans-Werner Sinn erklärt, dass es sich bei den Target-Salden, die in den Bilanzen der Notenbanken ausgewiesen sind, nicht nur um Symptome einer Verzerrung im EZB-System handelt, sondern um einen Überziehungskredit zwischen den Notenbanken, der zudem von den Gläubiger-Notenbanken (konkret der Deutschen Bundesbank) nicht fällig gestellt werden kann.1

In der Tat berichtet die Bundesbank über die Target2-Forderungen im Rahmen ihrer Statistik über das Auslandsvermögen: »In den übrigen Kapitalanlagen, die unter anderem Finanz- und Handelskredite sowie Bargeld und Einlagen umfassen, sank die positive Netto-Vermögensposition Deutschlands um 16 Milliarden auf 703  Milliarden Euro. Die Forderungen gegenüber dem Ausland stiegen um 6,8 Prozent auf 2772 Milliarden Euro. Dabei erhöhte sich die Forderungsposition der Bundesbank insbesondere durch die Zunahme der Target2-Salden im vergangenen Jahr um 171 Milliarden Euro.«2

Die Bundesbank betont, dass dieser Anstieg auch eine Nebenwirkung des »expanded Asset Purchase Programm, APP« sei. Gemeint ist damit das Programm der EZB zum Aufkauf von Wertpapieren mit dem Ziel, das Zinsniveau weiter zu drücken und die Kreditvergabe zu beleben. In der Folge verkaufen Investoren ihre Wertpapiere – zum Beispiel Anleihen des italienischen Staates – an die Notenbanken und überweisen das Geld danach auf ein Konto bei einer Bank in Deutschland. Diese Kapitalflucht – auch aus der nicht unberechtigten Angst, der Euro könnte scheitern – schlägt sich in den Büchern der Bundesbank nieder, weil umgekehrt weniger private Gelder nach Italien fließen. Alleine in den ersten zwei Jahren nach Beginn der Wertpapierkäufe durch die EZB im Jahre 2015 haben mehr als 220 Milliarden Euro Italien verlassen. Die Bundesbank finanziert diese Kapitalflucht, und die Risiken tragen die deutschen Steuerzahler.

Eigentlich war der Target2-Mechanismus nur als Zahlungsverkehrsinstrument gedacht, und die Konten sollten sich immer wieder ausgleichen. Seit Beginn der Eurokrise ist das nicht mehr so. Als die Krise in Europa offensichtlich wurde, haben deutsche Banken ihr Geld aus den Krisenländern abgezogen. Dabei wurden sie entweder von öffentlichen Geldgebern abgelöst – Modell Griechenland – oder aber die Bundesbank musste den Geldabfluss durch die Gewährung von Target2-Krediten ausgleichen. Statt privater Geldgeber haben wir es mit einem Kreditgeber zu tun, der dem deutschen Staat gehört, hinter dem also wir Steuerzahler stehen.

Im Sommer 2018 hatte die Bundesbank rund 1000 Milliarden Euro an Target2-Forderungen. Dies entspricht rund 12 000 Euro pro Kopf der in Deutschland lebenden Bevölkerung, die wir als zins- und tilgungsfreien Kredit ohne jegliche Sicherheit an andere Länder der Eurozone gewähren. Alleine Italien schuldete mehr als 430 Milliarden Euro.

Nur ein Buchhaltungssymptom?

Nun gibt es Ökonomen, die in den Target2-Forderungen nur ein buchhalterisches Problem sehen. Und in der Tat kann man so argumentieren, wie sich zeigen wird. Allerdings nur unter einer wichtigen Annahme. Nämlich der, dass die Eurozone in ihrer heutigen Zusammensetzung Bestand hat.

Beispielhaft sei hier Professor Olaf Sievert, Mitglied im Sachverständigenrat der Bundesregierung, zitiert:3 »Für den Mann der Währungsunion ist Target2 ein Zahlungssystem, kein Finanzierungssystem. Über das Target2-System wird kein Kredit gewährt. Ein Euro ist ein Euro, gleichviel ob er in Gestalt einer Forderung gegen die Deutsche Bundesbank oder als Forderung gegen die Banca d’Italia auftritt. Forderungen gegen die eine werden anstandslos und grenzenlos in Forderungen gegen die andere umgewandelt. (...) Gutschriften und Lastschriften zugunsten respektive zu Lasten der nationalen Zentralbanken im Zusammenhang mit reinen Zahlungsvorgängen innerhalb der Währungsunion sind nicht als Kreditgewährung respektive Kreditaufnahme definiert.«

Das ist die Sichtweise von jemandem, der davon ausgeht, dass der Euro dauerhaft Bestand hat. Das ändert allerdings nichts an der Nullverzinsung der Forderung, die naturgemäß auch einen Verlust darstellt.

So meint auch Sievert, dass das Thema im Falle eines Scheiterns der Währungsunion relevant wird: »Dann werden aus internen Verrechnungsgrößen Vermögenspositionen – beanspruchte, bestrittene, durchsetzbare, undurchsetzbare. Freilich, dann ändert sich so viel anderes zugleich, und womöglich in katastrophaler Weise, dass eine solche separate Antizipation wieder keinen Sinn macht. (...) Mit Einschränkung gilt das Gleiche für den Fall des Ausscheidens, namentlich des unfriedlichen Ausscheidens eines Mitglieds der Währungsunion.«

Eine Sicht, die kein Geringerer als der Präsident der EZB, Mario Draghi, teilt. In der Beantwortung eines Schreibens zweier italienischer EU-Abgeordneter hält er fest, dass ein Land, das aus dem Euro ausscheidet, vorher seine gesamte Target2-Schuld begleichen muss. Dies ist besonders bemerkenswert, weil er erstmals offen von einem möglichen Euroaustritt eines Landes sprach. Früher betonte er immer, der Euro sei »irreversibel«.

Doch wie realistisch ist es, dass die Notenbank eines der Mitgliedsländer vor dem Austritt die Schulden tilgt? Überhaupt nicht. Die Verbindlichkeiten sind so hoch, dass sie nicht bedient werden können.

Beobachter wie Willem Buiter von der Citigroup halten es für denkbar, dass einzelne Notenbanken der Eurozone Bankrott gehen. Vermutlich nachdem – ausgelöst beispielsweise durch politische Ereignisse – die Kapitalflucht ein Ausmaß annimmt, welches die anderen Notenbanken und die EZB nicht mehr akzeptieren können. Im Zuge der Pleite der Notenbanken Italiens, Spaniens, Portugals und Griechenlands würden die Notenbanken Deutschlands, der Niederlande und Luxemburgs heftige Verluste erleiden. Und die wären echt.4

Im besten Fall bekommen wir auf unsere Ersparnisse also keine Zinsen, im schlimmsten Fall verlieren wir zumindest einen Teil der Forderungen durch die unumstößlich auf uns zukommenden Schuldenrestrukturierung im Euroraum – egal ob offen durch Schuldenschnitte oder verdeckt durch Inflation.

Die Erpressungsgefahr wächst

Wie geht doch der Witz: »Wenn man eine Million Schulden hat, hat man ein Problem. Wenn man 100 Millionen Schulden hat, hat die Bank ein Problem.« Konkret bedeutet dies, dass wir mit jedem Tag erpressbarer werden.

Aus Sicht der Italiener eine einfache Sache: Sie können sich über Defizitgrenzen hinwegsetzen und Wahlversprechen wie ein bedingungsloses Grundeinkommen realisieren und sich dafür weiter verschulden. Wer sollte sie davon abhalten? Aus dem Euro und der EU wird man das Land nicht werfen. Im Gegenteil: Das Land kann mit der Einführung einer Parallelwährung drohen – die Pläne dafür liegen vor –,5 um noch mehr Zugeständnisse der Partner – also in erster Linie von uns Deutschen – zu erpressen.

Genau aus demselben Grund zeigt sich die neue (kleine)  große Koalition schon im Koalitionsvertrag so willig, mehr Geld nach Europa zu überweisen und den Vorschlägen des französischen Präsidenten Emmanuel Macron zu folgen. Wir können gar nicht mehr anders.

Wir Deutschen haben ein massives Problem in der Eurozone und die Regierungen unter Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) haben das einfach ausgesessen. Gerade die konsequente Weigerung der deutschen Regierungen in den letzten Legislaturperioden, die Grundprobleme der Eurozone – Überschuldung und fehlende Wettbewerbsfähigkeit einzelner Länder – anzugehen, wird uns teuer zu stehen kommen.

Sind wir trotzdem Nettogewinner der Eurokrise?

Nicht unterschlagen möchte ich die gegensätzliche Argumentation, dass es nicht stimmen würde, dass die Target2-Forderungen zu einer schlechten Verzinsung unserer Auslandsvermögen führen, obwohl sie bereits rund die Hälfte des gesamten Nettoauslandsvermögens ausmachen: »Die Rendite des Netto-Auslandsvermögens ergibt sich aus der Rendite aller Komponenten des Brutto-Auslandsvermögens und aus der Zinslast aufgrund der Brutto-Auslandsverschuldung. Allein die in den vergangenen Jahren enorm gesunkenen Zinsen für deutsche Schuldner dürften die Rendite des deutschen Netto-Auslandsvermögens merklich nach oben getrieben haben.«6 Ein Argument, das auch gerne zur Verteidigung der Politik der EZB herangezogen wird.

Natürlich stimmt es, dass auch die Schuldner in Deutschland von den tiefen Zinsen profitieren. Vor allem der Staat, der nicht dem » eisernen Sparen« unserer Politiker die »schwarze Null« verdankt, sondern den deutlich gefallenen Zinsen. Doch auch hier gibt es zwei Seiten der Medaille. Während der Staat profitiert, verlieren all jene, die vor allem in Finanzvermögen sparen und dabei mit Vorliebe besonders viel in Sparbuch, Lebensversicherung und Pensionskasse stecken. Und das sind nun mal wir Deutschen, die damit unsere Position am Ende der Vermögensrangliste in der Eurozone zementieren.

So rechnet die ING Bank vor, dass vor allem Haushalte in Belgien, Italien, den Niederlanden und Spanien von dem billigen Geld profitieren. Die Vermögenswerte dort steigen, während die Belastung durch die Schuldzinsen gesenkt wurde.7

Welche Lücke die tiefen Zinsen in den Vermögen reißen und was das für ihre Altersvorsorge bedeutet, erahnen die meisten Deutschen noch nicht. Dabei wird es ihnen weniger gut ergehen als den Pensionären des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Aufgrund der gestiegenen Lebenserwartung und der geringeren Kapitalverzinsung vermelden ARD und ZDF eine Lücke bei der Finanzierung ihrer Pensionszusagen in Höhe von 2,9 Milliarden Euro bis zum Jahre 2024. Dies muss die Mitarbeiter aber nicht sorgen, springen doch die Gebührenzahler zwangsweise ein und garantieren auch in Zukunft üppige Pensionen, die weit über dem Niveau in anderen Branchen liegen.8

Schlimm trifft es die Begünstigten von Pensionskassen von normalen Unternehmen. Seit Jahren reduzieren die Unternehmen ihre Zusagen und stellen ihre Systeme um. Statt künftiger Pensionszahlungen werden jetzt nur die jährlichen Zuführungen in die Pensionskasse garantiert. Ob und wie sich das Geld dann verzinst, ist das Risiko des Begünstigten. Dennoch haben die Unternehmen unter den Altverträgen zu leiden. Schon für das Jahr 2014 wurden die Pensionsdefizite der DAX- und MDAX -Unternehmen auf 153 Milliarden Euro beziehungsweise rund 27 Prozent des Eigenkapitals geschätzt. Tiefe Zinsen wirken auch hier. Statt der erhofften 5 bis 8 Prozent jährlicher Rendite werden nur noch 1 bis 3 Prozent erwirtschaftet. Wenn überhaupt. Bekanntlich ist nichts so kraftvoll wie der Zinseszins-Effekt. Nur wirkt der eben in einem Nullzinsumfeld nicht mehr.

Das gilt auch für die Lebensversicherungen. Diese haben – wie wir gesehen haben – in der Anlagepolitik einen Schwerpunkt auf Anleihen von Staaten, Banken und Unternehmen, was von der Regulierung gefördert wird. Schon in normalen Zeiten ist von dieser Geldanlage kein großer Ertrag zu erwarten, was eine der Ursachen für die relativ geringen Vermögen hierzulande ist.

Die Nullzinsphase führt nun zu einer erheblichen Verschärfung der Lage. Die Versicherungen haben in der Vergangenheit Zinsversprechen gegeben, die sie nicht mehr erfüllen können. Berechnungen deuten auf eine Lücke von mehr als 200 Milliarden Euro hin, deutlich mehr als das Eigenkapital der Branche, welches bei 16 Milliarden Euro liegt. Laut Bundesbank erfüllen 64 Prozent der Versicherungen ihre regulatorischen Eigenkapitalanforderungen nicht mehr, und immerhin 30 Prozent der Unternehmen können in einem anhaltenden Niedrigzinsumfeld ihre Verpflichtungen gegenüber ihren Kunden nicht mehr erfüllen.9 Klartext: Es wird zu einer Welle an Pleiten von Versicherungen kommen. Selbst wenn die Gelder der Versicherten davor geschützt sind, bleibt die ernüchternde Feststellung: Die Lebensversicherungen, die schon in einem normalen Umfeld eine schlechte Geldanlage darstellen, werden endgültig zu einem Ersparnisgrab für die Sparer, die sich auf eine noch tiefere Verzinsung ihrer Gelder einstellen müssen.

Damit zahlen wir einen hohen Preis in Form von fehlender Verzinsung auf unseren Ersparnissen für den Erhalt der Eurozone in der jetzigen Form. Denn nur der aggressiven Politik der EZB ist es zu danken, dass die Eurokrise so lange unterdrückt wurde und die Politiker die Illusion der Euro-»Rettung« verbreiten konnten. Leider spricht wenig für eine Besserung. Im Gegenteil werden wir später noch sehen, dass unsere Politiker geblendet von dem Wahn, ein »reiches Land« zu regieren, übereifrig weitere Milliarden unserer Ersparnisse verschwenden werden, um ein politisches Projekt zu retten, welches nicht mehr zu retten ist. Sie kaufen mit unserem Geld nur Zeit.

Griechenland-Rettung ein gutes Geschäft?

Das gilt auch für die vielfältigen Pakete zur Rettung von Griechenland. Kritiker sagen auch hier, dass es nur Schwarzmalerei sei, von Verlusten zu sprechen. Schließlich hätten uns doch die Rettungspakete bisher auch nichts gekostet. Die Griechen kommen ihren Auflagen nach und wir bürgen ja nur, und solange Griechenland nicht offiziell Pleite geht, drohen auch keine Verluste. So zumindest die offizielle Lesart.

Ökonomisch ist es leider anders. Im Dezember 2016 erschien bei Spiegel Online ein Beitrag zur griechischen Verschuldung. Darin sprach ein US-Investor von der »Lüge des Jahrhunderts«.10 Einmal abgesehen davon, dass es kalter Kaffee war und diese Erkenntnis schon zwei Jahre zuvor diskutiert wurde, ist der Artikel inhaltlich richtig, aber dennoch irreführend. Er ist so gehalten, dass der deutsche Leser und Steuerzahler ihn falsch liest. Es ist nämlich nicht eine griechische, sondern eine deutsche »Lüge«.

Schauen wir doch einmal kurz auf die Argumentation: Griechenlands Schuldenstand liegt – wenn man ihn denn korrekt berechnet – nicht bei 177 Prozent der Wirtschaftsleistung, sondern nur bei höchstens 71 Prozent. Maßgeblich ist nicht der Nennwert der griechischen Schulden – also deren absolute Höhe von rund 312 Milliarden Euro (Stand Ende 2015), sondern der Zeitwert der Verbindlichkeiten. Die Gläubiger haben die Zinsen erheblich gesenkt und einen wesentlich längeren Zeitraum für die Rückzahlung gewährt. Durch die Inflation bedeutet das eine deutlich geringere Belastung. Das ist ökonomisch die richtige Betrachtung. Wenn man einen Kredit billiger bekommt und später zurückzahlen muss, als es eigentlich marktüblich ist, so ist das eine Subvention, die die Schuldenlast drückt.

Umgekehrt müsste der deutsche Finanzminister zugeben, weniger Geld zurückbekommen. Das macht er natürlich nicht. Genauso wie es richtig ist, dass die Schulden Griechenlands geringer sind, als sie nominell aussehen, sind natürlich auch unsere Forderungen weniger wert. Das kann die Bundesregierung aber nicht zugeben, also realisieren wir den Verlust über Zeit und vergrößern ihn sogar noch, indem wir immer weitere Rettungspakete schnüren. Ziemliche Geldvernichtung, nur um Wahlen zu gewinnen.

Aber wenn die Schuldenlast in Wirklichkeit viel niedriger ist – wieso weist die griechische Regierung nicht selbst lautstark darauf hin? »Aus dem gleichen Grund, weshalb Griechenland seinen Schuldenstand vor der Krise zu niedrig ausgewiesen hat. Damals, um in die Eurozone zu kommen und dadurch günstig Kredite aufnehmen zu können. Heute dienen die übertriebenen Zahlen den Forderungen an die Euro-Partner nach mehr Geld und Solidarität.« Die Dummen sind also erneut wir.

Noch schlimmer ist, was Griechenland mit den Mitteln macht. Laut Ifo-Institut wurden die Rettungsmilliarden für Griechenland so verwendet: ein Drittel für den laufenden Konsum, ein Drittel zur Finanzierung der Kapitalflucht aus dem Land und ein Drittel, um die privaten Geldgeber – also die Banken der anderen Länder – zu retten. Das waren vor allem die privaten Banken aus Frankreich, Italien und den Niederlanden. Eingesprungen sind dafür die öffentlichen Kreditgeber, also die anderen Euro-Staaten.

Interessant ist es, genauer hinzuschauen, wer hier wem geholfen hat. Dazu muss man auf die gesamten Forderungen von privaten Banken und öffentlichen Geldgebern schauen. Gegenüber dem Beginn der Griechenlandkrise im Jahre 2010 sind die Forderungen Deutschlands um 35 Milliarden Euro gestiegen. Auch Italien und Spanien haben mehr Forderungen als zu Beginn der Krise. Umgekehrt Frankreich. Waren französischen Banken die größten Kreditgeber vor Beginn der Krise in Griechenland, so hat sich Frankreich in den letzten Jahren zurückgezogen. Staat und Banken zusammen haben ihre Forderungen gegenüber dem Land um fast 10 Milliarden reduziert.11 Übersetzt bedeutet dies: Wir haben den Abbau der Forderungen von Frankreich ermöglicht. Keiner hat so stark von der »Rettung« profitiert und die Kosten tragen vor allem die deutschen Steuerzahler.

Andererseits muss man sich schon wundern, weshalb die deutsche Regierung dieses Treiben unterstützt. Warum wird unser Steuergeld dafür verwendet, französische Banken zu retten? Banken, die weitaus erfolgreicher sind als unsere Großbanken und diesen immer mehr Wettbewerb machen? Eine solche Subventionierung ausländischer Wettbewerber mit hiesigen Steuermitteln ist sicherlich international einmalig. Schwer denkbar, dass umgekehrt französische Staatsmittel in die Kassen deutscher Unternehmen fließen. So oder so ein Beispiel für die Minderung unseres Vermögens.

Deutschland als Kreditgeber der Eurozone

Fazit: Offen und verdeckt sind wir der größte Kreditgeber in der Eurozone. Politisch wird das mit dem angeblichen Nutzen des Euro für die deutsche Wirtschaft begründet, ein Argument, welches nur begrenzt zutrifft, wie wir schon belegt haben. Im Kern ist er ein Subventionsprogramm für die exportorientierte Industrie und deren Eigentümer. Zu bezahlen von allen Bürgern, die im Falle des Ausfalls der immer größeren Forderungen erhebliche Verluste erleiden werden. Wirtschaftlich betrachtet könnten wir unsere Autos auch an das Ausland verschenken. Zugleich machen uns die Target2-Forderungen zunehmend erpressbar, was zu weiterer Vermögensvernichtung führen wird und Gegenstand des Kapitels 9 ist.

Doch auch ohne Ausfall der Target2-Forderungen verschärft die Eurokrise das Ertragsproblem bei den Ersparnissen der breiten Bevölkerung, die nicht vom Anstieg der Vermögenspreise profitiert, dafür aber von den tiefen Zinsen offen (Sparbuch, Anleihen) und verdeckt (Unterdeckung der Pensionszusagen und Lebensversicherungserträge) getroffen wird. Damit setzt sich die Umverteilung von arm (deutsche Haushalte) zu reich (Haushalte in anderen Ländern der Eurozone) beschleunigt fort.




KAPITEL 6

»SCHWARZE NULL« STATT NACHHALTIGER FINANZEN

Der Staat spart nicht und schon gar nicht an der rechten Stelle

»Ein Haushalt ohne Schulden ist gerade in einem Land  mit alternder Bevölkerung vernünftig.«

ANGELA MERKEL, Bundeskanzlerin

Freude überall. Im Frühjahr 2018 melden die Nachrichtenagenturen, dass Deutschland früher als erhofft wieder einen Schuldenstand von unter 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts erreichen wird.1 Schon 2019 sollen die Schulden auf 58 Prozent des BIP sinken, damit unter das im Maastricht-Vertrag zur Euroeinführung vorgesehene Höchstniveau und bis 2021 auf 53 Prozent des BIP. Das Finanzministerium rechnet bis 2021 durchgehend mit Überschüssen von Bund, Ländern, Gemeinden und Sozialversicherungen zwischen 1 und 1,5  Prozent des BIP. Bundesfinanzminister Olaf Scholz hat sich dazu verpflichtet, die »Politik der schwarzen Null«, also den Verzicht auf neue Staatsschulden, fortzusetzen.

Der (bisherige) Höchststand der Staatsverschuldung im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt von 81 Prozent war im Jahr 2010 erreicht worden. Also eine echte Erfolgsstory unserer Politiker, die damit vielleicht kompensieren wollen, dass die privaten Haushalte in Deutschland nicht so vermögend sind? Ein relativ reicher Staat (weil weniger verschuldet) als Trost für die kleineren Vermögen und damit als zukünftig geringere Belastung, weil wir ja vorgesorgt haben?

Leider nein. Diese Hoffnungen muss ich sogleich enttäuschen. Die »schwarze Null« und ihre Folgen sind eine der großen Täuschungen der Politik, die unseren Wohlstand nicht mehrt, sondern zusätzlich mindert.

Von wegen »Sparen«!

Zunächst ist festzuhalten, dass sich die Politik mit der »schwarzen Null« mit einer »Leistung« brüstet, die nun wahrlich keine Leistung ist. Hinter dem Überschuss im Staatshaushalt stehen nämlich folgende Faktoren:

•   Die hohen Einkommen, die wir in den letzten Jahren erwirtschaftet haben. Diese sind – wie wir gesehen haben – nicht nachhaltig, sondern die Folge von Sonderfaktoren wie dem schwachen Euro und den tiefen Zinsen und der deutlichen Zunahme der weltweiten Verschuldung.

•   Geringere Ausgaben für Arbeitslose, was ebenfalls eine Folge der Sonderkonjunktur ist. Dafür können unsere Politiker nur indirekt etwas, nämlich weil sie sich einer Lösung der Europroblematik verweigert haben und die EZB nur mit Tiefstzinsen den Euro am Leben erhält.

•   Die sprudelnden Steuereinnahmen, die vor allem deshalb steigen, weil der Staat uns immer mehr von unserem Geld abnimmt. Stichwort: Progression bei der Lohn- und Einkommenssteuer. Alleine durch die normale Inflation steigt der Anteil, den der Staat sich von unseren Einkommen nimmt.

•   Die sinkenden Zinsausgaben des Staates. Direkte Folge der Eurorettungspolitik, die alle Lasten der EZB aufbürdet. Alleine aus der Zinsersparnis resultieren seit 2008 Einsparungen für den Staat von über 300 Milliarden Euro.2 Da kann man sich leicht als Sparmeister feiern lassen!

Die »Sparleistung« von Wolfgang Schäuble, Scholz’ Vorgänger im Amt des Bundesfinanzministers, lag also darin, die Ausgaben weniger stark wachsen zu lassen als die Einnahmen. Da ein guter Teil der Ausgaben jedoch ohne jegliches Zutun der Politiker gesunken ist, nämlich die Finanzierungskosten, ist sie nur unter politischen Gesichtspunkten eine »Leistung«. Schäuble hat immerhin noch höheren Ausgabenwünschen der Kabinettskollegen widersprochen.

Die Nebenwirkungen der »schwarzen Null« sind erheblich. Zum einen fördert das staatliche Sparen zusätzlich den Ersparnisüberhang bei uns, der mit den Exportüberschüssen korrespondiert. Zum anderen haben die Politiker am falschen Ende die Ausgaben gekürzt. Nämlich bei der Zukunftsfähigkeit unseres Landes.

Schwarze Null fördert Kapitalexport

Wir haben gesehen, dass der Exportüberschuss in direktem Zusammenhang mit dem Export von Ersparnissen steht, egal ob man nun das eine oder andere als Ursache für dieses Ergebnis sieht. 2017 haben die privaten Haushalte 5,1 Prozent vom Bruttoinlandsprodukt (BIP) gespart, die Unternehmen 2,6 Prozent und der Staat 0,8 Prozent. In Summe betrug der Ersparnisüberhang Deutschlands 8,5 Prozent des BIP und damit auch der Außenüberschuss. Nun ist der Staat nicht alleine für diesen Überschuss verantwortlich, er leistet aber einen erheblichen Beitrag. Sicherlich wäre es an den Unternehmen, mehr im Inland zu investieren, da es nicht normal ist, dass der Unternehmenssektor als Ganzes mehr spart als investiert.

Dennoch könnte der Staat einen Beitrag leisten, mehr im Inland zu investieren und damit einen Teil der hiesigen Ersparnisse zu absorbieren. Ein normales Haushaltsdefizit von rund 3 Prozent des BIP – also entsprechend dem, was im Vertrag von Maastricht als Höchstwert ausgegeben wurde – würde den Ersparnisüberhang in Deutschland und damit den Handelsüberschuss um 3,8 Prozentpunkte senken. 4,7 Prozent Überschuss wäre zwar immer noch erheblich, die Reduktion wäre jedoch ein wichtiges Signal an das Ausland und würde die Gefahr protektionistischer Maßnahmen deutlich senken. Und wir würden unser Geld besser anlegen. Lieber in Deutschland eine gute Infrastruktur als eine Forderung an das Ausland, die nicht bedient wird.

Verfall der Zukunft

Unternehmen und Staat investieren in Deutschland seit Jahren zu wenig. Eine Vielzahl von Studien analysiert diese Entwicklung, und an Appellen an die Politik, dies zu ändern, mangelt es nicht. Bisher jedoch vergeblich.

Investitionen bestimmen das gesamtwirtschaftliche Produktionspotenzial und damit die Einkommen, die im Inland entstehen werden. Gerade angesichts der absehbaren demografischen Entwicklung – Forscher erwarten alleine aufgrund des Bevölkerungsrückgangs in den kommenden Jahren eine Halbierung der Wachstumsraten – kommt der aktuellen und zukünftigen Investitionstätigkeit eine entscheidende Bedeutung zu. Umso schlimmer ist es, dass die Investitionen seit Beginn des Jahrtausends gesunken sind. Wurden in Deutschland in den 1990er-Jahren noch Nettoinvestitionen (also Bruttoinvestitionen abzüglich der Abnutzung des vorhandenen Kapitalstocks) im Umfang von rund 7,5 Prozent des BIP getätigt, so sank die Quote auf 2,2 Prozent im Zeitraum von 2010 bis 2016. Dabei war die Investitionstätigkeit in den 1990er-Jahren sicherlich auch wegen der Wiedervereinigung auf einem außergewöhnlich hohen Niveau.3

Noch deutlicher ist die Verschlechterung der Kapitalausstattung je Erwerbstätigen, die seit 2005 stagniert. Positiv kann das mit dem Rückgang der Arbeitslosigkeit erklärt werden, weil zunehmend einfache Tätigkeiten angeboten wurden und so auch im Niedriglohnsektor Arbeitsplätze entstanden. Langfristig ist es jedoch ein Problem, weil eine ansteigende Kapitalintensität neben dem technischen Fortschritt die wesentliche Voraussetzung für einen steigenden Wohlstand im Land ist. Der Rückgang der Produktivitätsfortschritte, den wir bereits in Kapitel 2 angesprochen haben, hat auch hierin eine Ursache.4

Besonders schlecht ist die Entwicklung des Nettoanlagevermögens beim Staat. Seit 1991 veraltet das staatliche Vermögen zusehends. Die Investitionen in den Kapitalstock haben sich gegenüber den frühen 2000er-Jahren mehr als halbiert, was zu einer immer älteren staatlichen Infrastruktur führt. Die Abgänge aus Abschreibungen wurden nicht ersetzt. Wir leben von der Substanz, lassen unsere Infrastruktur verfallen und feiern zugleich die »schwarze Null« als politischen Erfolg, dabei hätte man die Gelder anderweitig verwenden können und müssen. Um einen Verfall des Kapitalstocks und damit der Zukunftsfähigkeit des Landes zu stoppen, muss dringend mehr investiert werden.

Das Institut der deutschen Wirtschaft (IW) kommt angesichts dieser Entwicklung zu einer ernüchternden Aussage: »Die dargelegte Entwicklung der Sachinvestitionen gefährdet das wirtschaftliche Potenzial Deutschlands. Denn öffentliche Investitionen sind von sehr großer Bedeutung, da sie die Funktionsfähigkeit der öffentlichen Infrastruktur sichern, welche die Grundlage für private Investitionen bildet.«5 Alles, was vor dem Jahr 1990 gebaut wurde, dürfte zur Grundsanierung anstehen, so die Forscher, die dann den Status der öffentlichen Infrastruktur so zusammenfassen:

Tabelle 2: Altersstruktur des Bruttoanlagevermögens des Staates (nach Investitionsjahrgang, in Prozent)



	Investitionsjahr


	Schienenwege


	Straße und Brücken


	Wasserstraßen





	Bis 1985


	27,4


	39,4


	53,2





	1986-1995


	20,2


	18,5


	13,5





	1996 2005


	32,3


	22,3


	16,0





	2006 2015


	20,1


	19,8


	17,3







Quelle: BMVI, IW

Das IW dazu: »Die Folgen dieser Altersstruktur zeigen sich derzeit am deutlichsten an den Brückenbauwerken. Fast die Hälfte der Autobahnbrücken (gemessen nach Brückenfläche) wurde zwischen 1965 und 1975 gebaut. Diese Brücken waren nie für die heutigen Verkehrsmengen ausgelegt und wären selbst bei guter Pflege heute für eine Grundsanierung fällig gewesen. Tatsächlich müssen viele dieser Brücken aber ersetzt werden, da ihr baulicher Zustand als wirtschaftlicher Totalschaden einzustufen ist. Prominentestes Beispiel ist die Leverkusener Brücke. Aber auch die 14-tägige Vollsperrung der A 40 im August 2017 fällt in diese Kategorie. Im Sommer 2017 berichtete die Bundesregierung, dass etwa 14 Prozent der Autobahnbrückenfläche in die Zustandskategorie »nicht ausreichend« oder schlechter fallen. Diese Brücken sind häufig in der Nutzung eingeschränkt, etwa durch Tempolimits oder Teilsperrungen. Von den Brücken in kommunaler Baulast fielen im Jahr 2013 rund 19 Prozent in die kritischen Kategorien. Etwa 10 000  kommunale Brücken galten als nicht mehr sanierungsfähig und müssen ersetzt werden.«6

Bei den Straßen sieht es nicht besser aus, bei denen seit dem Jahr 2000 ebenfalls von der Substanz gelebt wird: »Die vorliegenden Daten zeigen, dass von etwa 13 000 Kilometern Autobahn 17,5 Prozent der Streckenkilometer sanierungsbedürftig sind. Bei den Bundesstraßen sind es 33,9 Prozent von gut 39 000 Streckenkilometern. Mehr als 10 Prozent der Autobahnen und fast 19 Prozent der Bundesstraßen müssten sogar umgehend saniert werden. Dabei ist davon auszugehen, dass der Zustand der Bundesfernstraßen noch spürbar besser ist als der Landes- oder Kommunalstraßen. So ergab beispielsweise die letzte Erfassung der Landesstraßen in NRW, dass fast 50 Prozent der Streckenkilometer in den kritischen Kategorien anzusiedeln waren. Die auf den Erhaltungsausgaben des Landes basierenden Prognosen gehen davon aus, dass besonders der Anteil der sehr schlechten Straßen bis 2028 drastisch steigen wird.«7

Ein Bild, welches sich mit dem subjektiven Gefühl der Bevölkerung decken dürfte. Immer wenn ich in Nachbarländern unterwegs bin, mit der Schweiz sicherlich als auffälligstem Beispiel, erlebe ich deutlich den Unterschied. Dabei ist es nicht nur die öffentliche Infrastruktur, die verfällt. Deutsche Schulen leiden nicht nur an undichten Dächern und kaputten Toiletten, sondern auch an Lehrermangel und unzureichender technischer Ausstattung. Die Bundeswehr ist eine Lachnummer ohne funktionsfähiges Material. Es fliegt, schwimmt und fährt fast nichts mehr und die Soldaten haben nicht mal ausreichend Winterbekleidung!

Wir haben eine öffentliche Infrastruktur, die nun wahrlich nicht zum politischen Kampagnenimage des »reichen Landes« passt. Arme Privathaushalte, armer Staat, armes Deutschland wäre meine Zusammenfassung. Abgewirtschaftet von einer Politik, die trotz rekordhoher Abgabenbelastung nicht in der Lage ist, die Gelder für die Sicherung der Zukunft einzusetzen.

Freundlicher, aber nicht weniger klar formulieren es die Forscher des Instituts der Deutschen Wirtschaft: »Die Entwicklung der vergangenen Jahre legt den Schluss nahe, dass die Politik eine wenig zukunftsorientierte Priorisierung ihrer Ausgaben vorgenommen hat. Politökonomisch ist es in der Regel leichter, Investitionsprojekte aufzuschieben oder nicht zu tätigen, als zum Beispiel Sozialausgaben zu senken. Letzteres betrifft zumeist deutlich mehr Bürger direkt auf negative Art und Weise. Für die Zukunftsfähigkeit der Volkswirtschaft wäre es jedoch sinnvoll, einen ausgewogenen Weg der Haushaltskonsolidierung einzuschlagen, anstatt einseitig Investitionen zu unterlassen.«8

Die Folgewirkungen sind erheblich:

•   Die öffentliche Infrastruktur verfällt, und zwar nicht nur die bauliche, sondern auch im Bereich der Bildung (Lehrer), da auch dort die Ausgaben seit Jahren gesunken sind.

•   Unternehmen investieren weniger hierzulande – Stichwort: rückständige digitale Infrastruktur –, weil die Umfeldbedingungen nicht mehr adäquat sind.

•   Die Überschüsse des Staates drängen die Ersparnisse der hiesigen Bevölkerung ins Ausland.

•   Die Tendenz zu Exportüberschüssen wird gefördert und damit das Ungleichgewicht unserer Volkswirtschaft verstärkt, was wiederum das Risiko von Protektionismus und Spannungen im Euroraum erhöht.

•   Die schlecht verzinslichen und hoch risikobehafteten Forderungen gegenüber dem Ausland wachsen so weiter an.

Die »schwarze Null« hätte man auch auf anderem Wege erreichen können, indem man statt an Investitionen an staatlichem Konsum gespart hätte. Wann, wenn nicht im Boom, hätte die Regierung die Sozialausgaben zurückführen können und müssen? Dann wäre das Lob für Wolfgang Schäuble berechtigt. So war es ein bequemer Weg, der uns auf verschiedene Weise noch teuer zu stehen kommen wird.

Staatsschulden sind nicht schlecht

Das führt zu der Frage, ob es überhaupt sinnvoll ist, um jeden Preis im Staatshaushalt zu sparen. Zweifel sind angebracht. Natürlich soll ein Staat nicht übermäßig Schulden machen und gezielt auf einen Staatsbankrott hin wirtschaften. Ein gewisses Maß an Verschuldung ist jedoch mit Blick auf die Verwendung der inländischen Ersparnis nicht falsch. Nicht zu Unrecht waren die Maastricht-Kriterien ein Schuldenstand von maximal 60 Prozent des BIP und ein laufendes Defizit von maximal 3  Prozent. Bei einem Schuldenstand von 60  Prozent und einem damals noch normalen Zinsniveau von 5 Prozent kann der Staat sich jedes Jahr nämlich das Geld für die Zinszahlungen leihen und die Schuldenquote bleibt bei einem Nominalwachstum von 3 Prozent unverändert. Allein dies führt schon zu der Frage, ob es sinnvoll ist, wie jetzt geplant, auch nach der Erreichung der Zielmarke beim Schuldenstand von 60 Prozent vom BIP weiter an der »schwarzen Null« festzuhalten.

Ohnehin gibt es einige Annahmen im Zusammenhang mit Staatsschulden, die man diskutieren kann. Diese sind, dass:

•   Regierungen wie private Haushalte wirtschaften müssen (die »schwäbische Hausfrau«);

•   die direkte Finanzierung von Staaten durch die Notenbanken inflationär wirkt;

•   hohe Staatsschulden zu höheren Zinsen führen;

•   man nicht ewig Schulden machen kann;

•   Schulden zu einer Belastung der künftigen Generationen führen.

James Montier vom angesehenen Bostoner Assetmanager GMO hat ein interessantes Papier veröffentlicht, worin er versucht, diese Annahmen als Mythen zu entlarven. Auch wenn man nicht in jedem Punkt seiner Meinung sein muss, so ist es doch ein interessanter anderer Blickwinkel, gerade für uns deutsche Sparweltmeister. Schauen wir uns seine Argumentation an:9

Müssen Staaten so wirtschaften wie private Haushalte?

Hier beginnt Montier zunächst mit der bekannten Feststellung, dass die Summe der Ersparnisse einer Volkswirtschaft per Definition Null sein muss: Nettoersparnis des Privatsektors, plus Nettoersparnis des Staates entspricht dem Exportüberschuss, welcher nichts anderes ist als der Nettokapitalexport. Wenn also Länder sowohl im Privatsektor netto sparen wie auch beim Staat, müssen sie per Definition einen Außenhandelsüberschuss haben und Kapital exportieren. Genau: so wie wir in Deutschland! Je schwärzer die Null beim Staat, umso einen größeren Außenhandelsüberschuss müssen wir generieren und, damit es klappt, immer mehr Kredite vergeben!

Finanzkrisen wurden in der Geschichte immer von zu hohen Schulden im Privatsektor ausgelöst, nicht von zu vielen Schulden des Staates. Montier schließt daraus, dass es für Staaten völlig in Ordnung ist, Schulden zu machen, wenn andere im Land sparen und es so gesehen keine Rolle spielt. Dazu passt auch der Hinweis, dass Staatsschulden erfahrungsgemäß nie getilgt werden. Insofern sind Staatsschulden nichts anderes als aufgeschobene Steuerzahlungen, und die Gläubiger des Staates werden entweder über Inflation oder über höhere Abgaben letztlich selber für ihre Forderung bezahlen.

Was Montier aus meiner Sicht hier nicht berücksichtigt sind die Verteilungswirkungen, die dieses Finanzgebaren hat – wiederum sind es die Sparer, die ihre Ersparnis in Finanzvermögen bei Banken und Versicherungen halten –, und die empirische Tatsache, dass eine hohe Verschuldung zu geringerem realwirtschaftlichen Wachstum führt. Deshalb wären wohl mehr direkter Konsum des Privatsektors und vor allem Investitionen besser für Wachstum und Wohlstand. Erfolgt dies nicht, so ist es aber geboten, dass der Staat mehr Schulden macht, als dass er den Ersparnisüberhang weiter verschärft.

Wirkt die Finanzierung des Staates durch die Notenbank inflationär?

Hier würde ich spontan sagen: Es kommt auf den Umfang an. Wenn der Staat wie in der Weimarer Republik durch die Notenbank einen Großteil der laufenden Ausgaben finanziert, muss es zwangsläufig zu einer massiven Inflation kommen. Finanziert die Notenbank ein paar Prozent des Staatshaushaltes jährlich, so dürfte das praktisch keine spürbaren Auswirkungen haben. Das liegt dann natürlich an anderen Faktoren wie der Kapazitätsauslastung in der Industrie. Auf jeden Fall lässt es sich empirisch schlecht messen, weil der Vergleichspunkt nur theoretisch vorliegt, nicht praktisch.

Montier argumentiert so: Die Tatsache alleine, dass neues Geld den Staat finanziert, treibt die Preise nicht. Er zeigt dies am Beispiel der USA und Japans. In den USA gab es Inflation, als der Staat im Krieg von der Notenbank finanziert wurde (Zweiter Weltkrieg und Vietnam), was den Nachfrageeffekt zeigt. Wenn die zusätzliche Nachfrage des Staates die Kapazitäten auslastet, steigen die Preise.

In Japan macht der Staat nun schon seit Jahrzehnten signifikante Defizite, was mittlerweile zur höchsten Staatsverschuldung weltweit geführt hat, ohne erhebliche Inflation auszulösen. Im Gegenteil: Japan leidet unter zu geringer Inflation und zeitweise gar Deflation, also fallenden Preisen. Man könnte natürlich argumentieren, dass die Preise bei geringen Defiziten ohne die notenbankfinanzierte Staatsnachfrage noch weniger gestiegen oder gefallen wären. Das kann man aber nicht beweisen.

Bewirken Staatsschulden höhere Zinsen?

Leicht widerlegen lässt sich die These, dass höhere Schulden zu höheren Zinsen führen, weil die Nachfrage nach Kredit steigt und damit bei unverändertem Angebot der Preis dafür. Dem ist nicht so, weil Geld vom Bankensystem durch die Vergabe von Krediten geschaffen wird. Desto mehr sich also ein Staat leiht, desto mehr Geld gibt es und damit wird umso mehr von den Banken angeboten. Das Zinsniveau sinkt also.

Hier kommt natürlich Skepsis auf. Sobald nämlich befürchtet wird, dass ein Staat nicht bezahlen kann oder will, steigen die Zinsen selbstverständlich. Die Beispiele, die mir einfallen, sind allerdings immer Länder ohne Zugriff auf eine eigene Notenpresse, wie Griechenland und Puerto Rico.

Japan als (extremes) Gegenbeispiel zeigt, dass es bei Zugriff auf die Notenbank sehr wohl lange mit der Finanzierung von Staatsschulden gut geht. Welche Wirkung haben die Staatsschulden dann gehabt? Ich würde es so sehen: Mit den Staatsschulden hat sich der Staat einen Konsum geleistet, ohne diesen zeitgleich als Steuern einzutreiben. Wenn er diesen mit neu geschaffenem Geld finanziert, muss das indirekt auf das Preisniveau wirken und sei es nur, dass die Preise weniger fallen, als sie sonst gefallen wären. Fallende Preise sind nämlich die normale Folge des Produktivitätsfortschritts.

Fazit: Staaten mit eigener Notenbank müssen nicht zwangsläufig höhere Zinsen bezahlen, wenn sie sich höher verschulden. Eher das Gegenteil ist der Fall.

Kann man ewig Schulden machen?

Die Logik nachhaltig tragfähiger Schulden ist, dass die Schulden nicht ewig schneller wachsen als die Wirtschaft. Dazu muss das reale Zinsniveau unter dem realen Wirtschaftswachstum liegen. Montier zeigt, dass es für die USA und selbst für Japan kein Problem ist, so weiterzumachen wie bisher. Griechenland dagegen ist offensichtlich nicht nachhaltig.

Montier betont, dass es unrealistisch ist, anzunehmen, es ginge immer so weiter. Staaten würden ihr Verhalten ändern, lange bevor es ein Problem gäbe. Ohnehin könnten Notenbanken den Zins immer unter der Wachstumsrate der Wirtschaft halten und so die Schulden tragbar machen. Was nur ein Problem ist, wenn die Notenbank nicht unter Kontrolle der Staaten ist.

So wie in der Eurozone. Seit der Einführung des Euro haben die Staaten keine eigenständige Notenbank mehr, und erst so konnte es zu den Staatsschuldenkrisen in Griechenland und demnächst auch Italien kommen.

In der Eurozone herrscht offiziell das Verständnis, dass die EZB nicht einzelne Staaten rettet. Täte sie es, wären die Staaten, die (relativ) solider wirtschaften, die Dummen, würden doch die Staaten, die mehr Schulden machen, mehr von der Geldschöpfung der EZB profitieren. Faktisch muss man allerdings festhalten, dass die EZB sehr wohl überproportional den hoch verschuldeten Staaten hilft, allen voran Italien, und das Zinsniveau dort deutlich unter das Niveau gedrückt hat, welches die Märkte angesichts der deutlich höheren Verschuldung als beispielsweise in Deutschland verlangen würden. Ein weiterer Grund übrigens, der gegen eine übermäßige Sparsamkeit bei uns spricht, profitieren davon doch nur die anderen Staaten.

Belasten Schulden künftige Generationen?

Diesen Punkt hakt Montier – zu Recht wie ich finde – kurz ab: Es ist kein Problem zwischen Generationen, sondern innerhalb von Generationen. Es gibt zwar Staatsschulden, doch die zukünftigen Gläubiger sind wiederum die Erben der heutigen Gläubiger, womit es ein Verteilungskonflikt innerhalb der Generation ist, nicht zwischen den Generationen.

Ich würde dies mit Blick auf die Renten anders sehen. Weil wir heute für Rentner bezahlen, sollen wir künftig von anderen Arbeitnehmern und Steuerzahlern alimentiert werden. Das ist schon ein Generationenproblem, vor allem wenn die Anzahl der Schultern deutlich sinkt. Offizielle Staatsschulden sind Probleme innerhalb einer Generation, verdeckte Staatsschulden sind es zwischen den Generationen.

Man mag nicht allen Argumenten Montiers folgen. Bedenkenswert sind sie allemal, und es ist nicht so, dass es eindeutig positiv ist, keine Staatsschulden zu machen, und welche zu machen, ist eben auch nicht eindeutig negativ.

Lasst uns von Italien lernen

Doch selbst wenn wir zu der Schlussfolgerung kommen, dass es angesichts der demografischen Entwicklung Deutschlands richtig ist, zu sparen, so muss man genauer hinschauen. Hat denn die Politik gespart? Die ernüchternde Antwort lautet: nein. In Wahrheit sind die Staatsschulden in den letzten Jahren deutlich gestiegen! Sauber gerechnet steht Italien besser da als wir!

Nein, ich glaube nicht, dass Italien seine Staatsschulden in den Griff bekommt und innerhalb des Euro eine Zukunft hat. Ohne einen Schuldenschnitt und einen Austritt aus dem Euro wird das Land nicht wieder auf die Beine kommen.10 Die Wirtschaftsleistung liegt deutlich unter dem Vorkrisenstand, die Arbeitslosigkeit vor allem der Jugendlichen bleibt hoch, und die Schulden wachsen trotz eines Primärüberschusses im Staatshaushalt – das bedeutet, dass ein Teil der Zinsen wirklich aus den Staatseinnahmen bezahlt wird – immer noch schneller als die Wirtschaft.

EZB-Chef Mario Draghi warnt nicht zufällig davor, dass im Falle eines Euroaustrittes die Target2-Verbindlichkeiten vollumfänglich zu bedienen sind, wobei die mehr als 400 Milliarden Euro Italien endgültig in den Konkurs treiben würden. Wie groß das Risiko ist, zeigt auch eine Studie der EZB, die vorrechnet, dass die Kapitalmärkte das »Redenominationsrisiko«, also das Risiko, dass der Euro durch eine neu eingeführte Währung ersetzt wird, im Falle Italiens auf immerhin 20 Prozent schätzen.11

Die Skepsis der Märkte ist nachvollziehbar, ist es doch schwer vorstellbar, wie das Land der Schuldenspirale entkommen soll. Allen Bemühungen zum Trotz bleibt das Wirtschaftswachstum gering. Die Folge ist neben der Arbeitslosigkeit ein zunehmend marodes Bankensystem, welches wiederum das Wirtschaftswachstum dämpft. Rund 360  Milliarden Euro an Krediten, die italienische Banken vergeben haben, sind notleidend (die Kreditnehmer werden den Kredit aufgrund von finanziellen Schwierigkeiten vermutlich nicht zurückzahlen).12 Werden die Banken vom Staat gerettet, wird die Schuldenlast endgültig untragbar.

Natürlich könnte Italien weitermachen, so wie auch Japan immer mehr Schulden aufnimmt. Doch setzt dies voraus, dass die Europäische Zentralbank wie die Bank of Japan immer mehr zum Finanzier wird. Noch fehlt der politische Konsens in der Eurozone, in diese Richtung zu gehen. Auszuschließen ist es trotz vordergründiger Proteste aus Deutschland nicht, dürften doch unsere Politiker, vor die Alternative gestellt, einen Zerfall der Eurozone zuzulassen, die EZB gewähren lassen.

Diese sehr ernüchternde Einschätzung zur italienischen Staatsverschuldung darf jedoch über eine Tatsache nicht hinwegtäuschen: Korrekt gerechnet, hat Italien deutlich weniger Schulden als Deutschland und diese Schulden sind perspektivisch weitaus tragfähiger. Das hat damit zu tun, dass Staaten nicht wie Unternehmen bilanzieren. Die offiziellen Zahlen zur Verschuldung sind die ausstehenden Kredite und Schuldverschreibungen der Staaten, nicht hingegen die Zusagen für künftige Leistungen. Unternehmen müssen beispielsweise für künftige Pensionsleistungen entsprechende Rückstellungen und Rücklagen bilden und laufend Geld für diese Verpflichtungen zurücklegen. Staaten machen dies nicht.

Doch gerade mit Blick auf die zunehmende Alterung der Gesellschaft ist in den kommenden Jahren mit erheblichen Belastungen zu rechnen. Studien zeigen, dass Italien mit einer offiziellen Staatsschuld von 132  Prozent vom Bruttoinlandsprodukt den zweiten Platz in Europa nach Griechenland besetzt, bei der Gesamtschuld, die auch die impliziten Verbindlichkeiten für künftige Renten und Pensionen beinhaltet, jedoch mit 107 Prozent vom BIP zu den solidesten Staaten gehört.

Dies liegt daran, dass Italien neben Kroatien das einzige Land ist, in dem die Nachhaltigkeitslücke – also die zu erwartenden Defizite entsprechend der heutigen Gesetzeslage zu Einnahmen und Ausgaben – negativ ist. In Italien sind also in der Zukunft Überschüsse zu erwarten, was vor allem daran liegt, dass das Land schon vor Jahren eine Reform der Alterssicherungssysteme durchgeführt hat. Das Renteneintrittsalter wurde erhöht und das Leistungsniveau gesenkt.13 (Die neue Regierung, die zum Zeitpunkt, als diese Zeilen verfasst wurden, in Italien antrat, hat sich allerdings vorgenommen, genau diese Reformen zurückzunehmen. Damit wird auch die implizite Verschuldung des Landes wieder deutlich steigen.)

Ganz anders sieht es bei dem vorgeblichen Musterschüler Deutschland aus: Wir liegen mit einer tatsächlichen Staatsschuld von 161 Prozent (nicht 58 Prozent!) des BIP inklusive der verdeckten Schulden im soliden Mittelfeld.14

Abbildung 4: Das EU-Nachhaltigkeitsranking 2016 (in Prozent BIP, Basisjahr 2015) (in Prozent BIP, Basisjahr 2015)
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Es ist ein schwacher Trost, dass es in den meisten Staaten Europas noch deutlich schlechter aussieht als bei uns. Vielmehr ist es ein Warnsignal, dass der Wunsch nach mehr europäischer Solidarität – sprich Umverteilung – noch lauter werden wird. Im Fokus stehen dann wieder die »reichen« Deutschen, die nur insofern reich sind, als sie etwas weniger Bankrott sind als die anderen Staaten. Um die Schulden zu stabilisieren, müssten wir noch mehr sparen, und zwar 1,1 Prozent vom BIP – und das dauerhaft.

Stattdessen wachsen die Schulden weiter an! Alleine im Jahr 2016 ist die Nachhaltigkeitslücke um 12 Prozentpunkte gegenüber dem Jahr 2015 gewachsen. Während die Schlagzeilen von Politik und Medien die »schwarze Null« feierten, wuchs in Wahrheit die deutsche Staatsschuld um 12  Prozentpunkte! Direkte Folge der Zusagen für höhere und frühere Renten der großen Koalition zu der Zeit.

Wir stehen also längst nicht so gut da, wie es unsere Politiker erzählen. Dabei dürften die wahren Aussichten noch schlechter sein, sind doch steigende Gesundheitsausgaben für die alternde Gesellschaft, die in den Sozialkassen anfallen werden und auch irgendwie finanziert werden müssen, nicht in den Zahlen enthalten.

Schon vor Jahren mahnte die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich eine drastische Kehrtwende in den öffentlichen Finanzen an. Vergeblich. So wuchs die Nachhaltigkeitslücke Deutschlands weiter an, vor allem dank der völlig fehlgeleiteten Rentenreformen der letzten Jahre, die zu einer deutlichen Mehrbelastung in der Zukunft führen.

Wir verfolgen eine merkwürdige Politik. Alles wird darangesetzt, die explizite Staatsschuld zu senken, während gleichzeitig die implizite Staatsschuld immer mehr aus dem Ruder läuft. Dabei sollten wir genau das Umgekehrte machen. Wir müssen die implizite Staatsschuld senken und die explizite erhöhen. Das würde auch unsere Exportabhängigkeit reduzieren.

Da die privaten Haushalte mit Blick auf die Altersvorsorge in der Tat sparen sollen, bleibt nur eine Reduktion der Ersparnisse der Unternehmen durch entsprechende Investitionsanreize oder eine höhere Besteuerung und ein Defizit des Staates. Eine zusätzliche Belastung der privaten Haushalte verbietet sich von selbst, weshalb die ganze Steuererhöhungsdiskussion grundfalsch ist. Wir brauchen keine höhere Steuer für »Reiche«, wir brauchen keine Abschaffung der Abgeltungssteuer, keine höhere Erbschaftssteuer und auch keine Vermögenssteuer. Wir brauchen Unternehmen, die mehr investieren – oder eben, wenn sie es nicht tun, mehr Steuern zahlen –, und einen Staat, der mehr ausgibt.

Und zwar:

•   für eine breite Entlastung der Steuerzahler;

•   für eine Investitionsoffensive in Infrastruktur von Straßen bis schnelles Internet;

•   für eine Bildungsoffensive, um die nächste Generation fit zu machen für die Industrie 4.0;

•   für die Korrektur sozialer Probleme, vor allem wiederum die Verbesserung der Chancengleichheit durch bessere Bildung für alle.

Das Geld dafür ist da und es ist allemal besser, es im Inland auszugeben, als es im Ausland zu verlieren.

Damit würden wir das nachhaltige Wachstumspotenzial Deutschlands stärken und auch die implizite Staatsschuld reduzieren und besser tragbar machen. Genügen würde es allerdings nicht. Die Politiker müssten sich an eine echte Reform machen, um die verdeckten Staatsschulden in Form von unfinanzierbaren Versprechen für Renten, Pensionen und Gesundheitsversorgung zu reduzieren. Deutlich höhere Renteneintrittsalter, geringere Rentenniveaus, mehr Eigenbeteiligung bei der Vorsorge sind die Stichworte.

Unpopulär, aber unabdingbar sind diese Eingriffe. Entlastet der Staat die Bürger heute und legt zugleich die Grundlagen für künftigen Wohlstand, indem er investiert, wäre die Chance gegeben, diese Reformen auch politisch durchzusetzen. Heute kasteien wir uns mit den laufenden Ausgaben und laden uns untragbare Lasten für die Zukunft auf. In der Zukunft sollten wir das Gegenteil machen.

»Schwarze Null« statt nachhaltiger Finanzen

Was mich zu dem sehr ernüchternden Schluss führt: Obwohl wir dem Staat im Vergleich zu anderen Ländern einen sehr erheblichen Anteil unserer Einkünfte abtreten, sind wir mit Blick auf das vom Staat verwaltete Vermögen schlecht aufgestellt. Die Infrastruktur verfällt, die Bundeswehr ist alles, nur nicht wehrfähig, und die Bildungssysteme befinden sich in einer tiefen Krise. Damit reduziert sich das Wachstumspotenzial Deutschlands und somit die Fähigkeit, in Zukunft höhere Lasten zu schultern. Die Politiker bevorzugen Konsum statt Investition und setzen auf Umverteilung von Wohlstand, statt Schaffung von Wohlstand. Derweil wachsen die Schulden des Staates weiter an, weil die Politiker die Zusagen für künftige Leistungen erhöhen, was nur mit deutlich steigenden Schulden oder Abgaben zu finanzieren ist. Beides führt zu einer Minderung der Privatvermögen in der Zukunft.

Reiches Land? Verglichen mit vielen Ländern der Welt sicherlich. Verglichen mit unseren Nachbarn weniger: ärmere Privathaushalte, verfallene öffentliche Infrastruktur und ein Staat mit erheblichen verdeckten Verbindlichkeiten.




ZWISCHENBILANZ

DAS MÄRCHEN VOM  REICHEN LAND

»Ein Boom ist eine Fehlentwicklung und nicht der Ausweis erfolgreicher Wirtschaftspolitik.«

STEFAN KOOTHS, Konjunkturchef des Instituts für Weltwirtschaft

Zeit für eine Zwischenbilanz. Die fällt ernüchternd aus:

•   Wir erleben einen Wirtschaftsaufschwung, der immer mehr Züge eines Booms trägt. Im konkreten Fall basiert er auf erheblichen Fehlentwicklungen in der Welt: einem schwachen Außenwert des Euro, viel zu tiefen Zinsen und einer hohen Verschuldung der Länder, in die wir unsere Waren verkaufen.

•   Unsere Wirtschaft ist in einem historisch einmaligen Umfang abhängig vom Export, was die Krisenanfälligkeit erhöht. Kommt es zu einer Abschwächung der Konjunktur in China, den USA oder Europa, trifft es uns überproportional.

•   Die erheblichen Überschüsse im Export führen zunehmend zu protektionistischen Tendenzen in der Welt, die zusätzlich das Risiko deutlicher Einbrüche im Export und damit der deutschen Konjunktur erhöhen. Die Strafzölle der USA sind ein bedrohliches Zeichen.

•   Die Exporterfolge und damit die wirtschaftliche Entwicklung basiert auf Industrien, die wir schon aus dem Kaiserreich kennen: Automobil, Maschinen- und Anlagenbau und Chemie dominieren. In neuen Branchen wie der Internetwirtschaft haben wir weitgehend den Anschluss verloren.

•   Die Stütze der deutschen Wirtschaft ist die Automobilindustrie, die vor einer existenziellen Krise steht. Dieselskandal und technologischer Umbruch gefährden den technologischen Vorsprung und es ist nicht sicher, dass es unserer Industrie gelingt, den Wandel zu meistern.

•   Das Ausland forciert den technologischen Wandel nicht nur aus Umweltschutzgründen, sondern auch, weil er eine willkommene und legale Möglichkeit ist, den Wettbewerber aus Deutschland zu schwächen.

•   Unsere relativ hohen Einkommen – gemessen am BIP pro Kopf – sind somit nicht nachhaltig. Im Gegenteil stehen sie auf sehr tönernen Füßen.

•   Mit Blick auf die Vermögen der Privathaushalte müssen wir festhalten, dass das Vermögen in Deutschland insgesamt unter dem Niveau der Nachbarländer liegt und im Median deutlich darunter. Wir vollbringen also das »Wunder«, gut zu verdienen, und trotzdem relativ arm zu sein.

•   Die Ursachen für die geringeren Vermögen des mittleren Haushalts sind vielfältig: eine besonders hohe Abgabenbelastung für die Mittelschicht, eine Präferenz der Bürger für schlecht verzinste Anlagen wie Sparbuch und Lebensversicherung. Folge eines mangelnden Verständnisses für Wirtschaft und Geldanlage sowie einer Politik des Staates, der diese Sparformen gefördert hat, auch um sich eine günstige Finanzierung zu sichern.

•   Umgekehrt besitzen deutsche Privathaushalte besonders wenig Aktien und Immobilien im Vergleich zu den Haushalten in anderen Ländern. Diese beiden Anlageklassen weisen nicht nur eine besonders hohe Verzinsung auf, sie profitieren zudem überproportional von unserer Geldordnung, die Verschuldung begünstigt, die wiederum zu steigenden Vermögenspreisen beiträgt.

•   Die Rettungspolitik der EZB, die mit dem  milliardenschweren Aufkaufprogramm für Wertpapiere und Negativzinsen den Euro am Leben erhält, verstärkt die negativen Folgen unseres Sparverhaltens: Sachwertbesitzer und Schuldner profitieren, während Geldvermögensbesitzer die großen Verlierer sind. Eine Umverteilung von arm zu reich.

•   Großer Profiteur der tiefen Zinsen ist der deutsche Staat, der alleine aufgrund der gesunkenen Finanzierungskosten eine »schwarze Null« erwirtschaftet und die Schulden senkt. Der Überschuss im Staatshaushalt verstärkt jedoch die einseitige Exportorientierung unserer Wirtschaft, die nicht nur zu einem großen Handelsüberschuss führt, sondern auch zu einem erheblichen Kapitalexport in das Ausland.

•   Auch diese Mittel legen wir erfahrungsgemäß schlecht an. So verloren deutsche Banken und Versicherungen Milliarden im Zuge der Finanzkrise, und es ist abzusehen, dass wir bei den unvermeidlichen Schuldenrestrukturierungen in der überschuldeten Welt weitere erhebliche Verluste erleiden werden.

•   Prominentestes Beispiel für die schlechte Anlage unserer Ersparnisse sind die Target2-Forderungen der Bundesbank, die mittlerweile mehr als 12 000 Euro pro Kopf der hier lebenden Bevölkerung ausmachen. Kredite, die wir zins- und tilgungsfrei ohne jegliche Sicherheit im Euroraum gewähren und die uns zudem immer mehr erpressbar machen.

•   Die Politik hat währenddessen an den falschen Enden gespart. Obwohl die Einnahmen sprudeln wie noch nie und die Zinsersparnis Haushaltsüberschüsse ermöglicht, hat die Politik auf Konsum – Stichwort Renten und Sozialausgaben – gesetzt, statt in die Zukunft des Landes zu investieren. Ein Blick auf verfallende Infrastruktur und das Bildungswesen genügt. Unser Staat lebt von der Substanz und senkt unsere künftigen Einkommen, statt sie zu sichern.

•   Derweil ist die sauber berechnete Verschuldung des Staates deutlich gestiegen. Berücksichtigt man die verdeckten Verbindlichkeiten für künftige Renten und Pensionen, tut sich eine signifikante Lücke auf. Vorsorge sieht anders aus.

Arme Bürger, armer Staat. Das ist nicht das, was in das gängige Credo vom »reichen Land« passt, dem beliebig weitere Lasten aufgebürdet werden können. Doch genau diese Lasten legt uns die Politik in grenzenloser Missachtung unserer wirklichen Leistungsfähigkeit auf.




KAPITEL 7

DIE LEISTUNGSFÄHIGKEIT  SINKT

Die alternde Gesellschaft übernimmt sich und sorgt nicht vor

»Weniger Kinder, später in den Beruf, früher raus, länger leben, länger Rente zahlen: Wenn man das nebeneinanderlegt, muss man kein Mathematiker sein, da reicht Volkshochschule Sauerland, um zu wissen: Das kann nicht gehen.«

FRANZ MÜNTEFERING, Bundesminister für Arbeit und Soziales (2006)

Wohlstand ist aus ökonomischer Sicht einfach zu erklären. Je mehr Menschen arbeiten (Erwerbsbevölkerung) und je produktiver sie sind (BIP/Kopf), desto höher das Einkommen eines Landes und – entsprechende Sparneigung und vernünftige Anlage des Ersparten unterstellt – über Zeit auch das Volksvermögen.

Der beispiellose Aufschwung, den wir nach dem Zweiten Weltkrieg in Deutschland erlebt haben, hat genau hier seine Erklärung: Die Bevölkerung wuchs und der Anteil der Erwerbstätigen an der Bevölkerung nahm zu – durch Geburten, Zuwanderung und eine höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen. Zugleich wurden wir mit zunehmender Bildung, besserer Kapitalausstattung und technologischem Fortschritt immer produktiver, das BIP pro Kopf stieg.

Ende 2016 war die Erwerbstätigenzahl in Deutschland dank der guten Konjunktur und mehr Stellen in Dienstleistungsberufen auf einen Höchststand gestiegen: 44,6 Millionen Menschen mit Arbeitsort in der Bundesrepublik zählte das Statistische Bundesamt im April 2018.

Gegenwind statt Rückenwind

In den kommenden Jahren dreht sich der Wind. Die geburtenstarken Jahrgänge erreichen das Rentenalter und es steht ein deutlicher Rückgang der Erwerbsbevölkerung in Deutschland bevor. Wir hätten die Trendwende schon früher zu spüren bekommen, sie wurde jedoch durch die Zuwanderung der letzten Jahre aufgeschoben. Vor allem Zuwanderer aus anderen EU-Ländern, unter anderem in Folge der Krise in der Eurozone, haben dazu beigetragen, die demografische Entwicklung hierzulande etwas zu verlangsamen. Grundlegend ändern kann die Zuwanderung sie nicht.

So zeigt eine Langzeitprognose des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), dass die Zahl der Männer und Frauen im erwerbsfähigen Alter bis zum Jahr 2060 um rund 6,9 Millionen zurückgeht. In den Daten ist bereits eingerechnet, dass künftig mehr Frauen erwerbstätig sind und ältere Beschäftigte länger in ihrem Beruf bleiben. Auch eine Nettozuwanderung von 200 000  Menschen im Jahr ist in dieser Projektion berücksichtigt. »Netto« heißt hier nach Berücksichtigung der anhaltenden Abwanderung aus Deutschland von jährlich rund 200 000  Menschen. Brutto müssen nach dieser Rechnung also jedes Jahr 400 000 Menschen nach Deutschland zuwandern und sich in Gesellschaft und Arbeitsmarkt integrieren.1

Ohne Zuwanderung würde die Zahl der Erwerbspersonen noch deutlich schneller sinken. Bereits im Jahr 2030 wäre die Zahl der Arbeitskräfte um 3,8  Millionen niedriger, 2050 gäbe es bereits knapp 11,4  Millionen weniger Arbeitskräfte; bis zum Jahr 2060 würde die Lücke auf rund 15  Millionen steigen. Wollte man die Erwerbsbevölkerung auf heutigem Niveau halten, so müssten jährlich netto 400 000 Menschen nach Deutschland zuwandern, brutto also 600 000 – vorausgesetzt, die Zahl der Auswanderer steigt nicht weiter an.

Was bei solchen Rechnungen immer unterschlagen wird, ist die Notwendigkeit, qualifizierte Zuwanderer anzuwerben. Eine rein mengenmäßige Betrachtung von Abgängen (erfahrene, gut ausgebildete Arbeitnehmer) und Zugängen (Migranten mit unterschiedlichem Qualifikations- und Qualifizierungsniveau) greift zu kurz und ist irreführend. Die Einwanderung von Menschen mit geringem Bildungsniveau trägt nicht zur Lösung unserer demografischen Herausforderungen bei, sondern verschärft diese noch, wie wir im nächsten Kapitel sehen werden.

Das Produktivitätswachstum reicht nicht aus

Da das Wirtschaftswachstum entscheidend von der Anzahl der Erwerbstätigen abhängt, müssen wir uns also für die Zukunft auf geringere Wachstumsraten, eine Stagnation und perspektivisch ein rückläufiges Bruttoinlandsprodukt einstellen. Dies müsste nicht zwangsläufig zu Wohlstandseinbußen führen, hätten wir entsprechend vorgesorgt. Da aber ein Gutteil der künftigen Einnahmen für die versprochenen Leistungen bezüglich der Versorgung der alternden Gesellschaft ausgegeben werden muss, bedeutet ein geringeres Bruttoinlandsprodukt auch eine geringere Leistungsfähigkeit der Gesellschaft, ebendiese Leistungen zu finanzieren.

Was bleibt, ist die Steigerung der Wirtschaftsleistung pro Kopf. Ein Weg, den Japan in den letzten 30 Jahren konsequent beschritten hat. Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf weist dort den höchsten Zuwachs aller entwickelten Länder aus. Was allerdings nichts daran ändert, dass im Ergebnis die Wirtschaft insgesamt nicht wächst. Denn die Erwerbstätigenzahl geht schneller zurück, als die Leistung pro Erwerbstätigen steigt.

Entscheidender Hebel für die Steigerung des BIP pro Erwerbstätigen ist die Steigerung der Produktivität. Nun haben wir schon in Kapitel 2 gesehen, dass die Produktivitätszuwächse in Deutschland signifikant gesunken sind. Ein Grund dürfte im schwachen Außenwert des Euro und den tiefen Zinsen liegen, die den Druck auf die Unternehmen deutlich reduziert haben. Es war einfach nicht nötig, sich so sehr anzustrengen wie zuvor. Nur eine der vielfältigen negativen Nebenwirkungen des Euro für Deutschland.

Nun könnten wir natürlich darauf hoffen, dass es uns gelingt, wieder an die früheren Zuwächse der Produktivität anzuknüpfen. Ausgeschlossen ist das nicht, allerdings ist es auch nicht sehr wahrscheinlich. Dies liegt zum einen daran, dass der Rückgang der Produktivitätszuwächse ein weltweites Phänomen darstellt, zum anderen liegt es – wieder einmal – am Versagen unserer Politik.

Demografie und Produktivität erklären zusammen 79 Prozent des Wachstumsrückgangs in den USA, Großbritannien, Deutschland, Frankreich und Japan seit 2007.2 Die Unternehmensberatung McKinsey rechnet vor, dass das Produktivitätswachstum in der westlichen Welt seit 1860 in Friedenszeiten noch nie so niedrig gewesen ist wie heute. Seit den 1970er-Jahren sinken die Wachstumsraten kontinuierlich, nur kurz unterbrochen durch den New-Economy-Boom der 1990er-Jahre.3

Für die Analyse des Rückgangs in den letzten zehn Jahren zerlegen die Berater die Veränderung in ihre Treiber (in Klammern Zahlen für Deutschland):

•   Veränderung der Kapitalausrüstung (-0,7 Prozent),

•   Veränderung der Arbeitskräftequalität (-0,4 Prozent),

•   Veränderung der Faktorproduktivität vor allem durch Innovation (+ 0,5 Prozent),

•   Veränderung der Industriestruktur (-0,1 Prozent).

Damit wird auch klar, an welchen Hebeln man ansetzen müsste, um die Produktivität in Zukunft zu erhöhen. Man müsste mehr investieren, mehr Innovation betreiben und das Bildungsniveau der Arbeitskräfte steigern. Bei jedem dieser Faktoren sieht es bei uns nicht gut aus.

Wir investieren zu wenig

Nicht nur der Staat investiert zu wenig, auch die Unternehmen investieren zu wenig Geld in Deutschland. Wir haben es bei der Diskussion des deutschen Handelsüberschusses gesehen: Der Unternehmenssektor spart beeindruckende 2,6 Prozent vom BIP.

Eigentlich ist es Aufgabe der Unternehmen, die Ersparnisse der privaten Haushalte einer produktiven Verwendung zuzuführen und so über Zeit den Wohlstand des Landes zu erhöhen. Dass die Unternehmen es in Deutschland nicht in ausreichendem Maße tun, ist ein Alarmzeichen erster Güte. Die Ursachen für diese Zurückhaltung sind vielfältig. Sicherlich spielt die demografische Entwicklung eine erhebliche Rolle. Deutschland wird durch Überalterung und Bevölkerungsrückgang in Zukunft als Absatzmarkt weniger relevant, und zugleich ist der Fachkräftemangel absehbar. Da ist es aus Sicht der Unternehmen vernünftig, im Ausland, vor allem in den Absatzmärkten der Zukunft, zu investieren.

Der Verfall der öffentlichen Infrastruktur trägt ebenfalls zur Investitionszurückhaltung in Deutschland bei, wie auch der Rückstand bei der Digitalisierung oder die Risiken und Kosten der Energiewende. Selbst wenn die Versorgungssicherheit nicht gefährdet ist, wird Deutschland damit, zusätzlich zu den hohen Löhnen, zum Land mit der europaweit teuersten Energie. Wir zahlen immerhin doppelt so viel für unseren Strom wie die Franzosen und dreimal so viel wie die Niederländer.4

Ebenso wichtig ist die anhaltende Unsicherheit über die weitere wirtschaftliche Entwicklung, wissen oder ahnen die Verantwortlichen doch, dass die Eurokrise keineswegs ausgestanden und unser Modell der Exportfokussierung höchst anfällig für Störungen in der Weltwirtschaft ist.

Daher gibt es wenig Hoffnung für mehr Investitionen in Deutschland und damit für eine nachhaltige Steigerung des Produktivitätswachstums.

Bildung ist der entscheidende Hebel

Nicht viel besser sieht es bei der Bildung aus. Dabei ist es wenig tröstlich, dass Deutschland mit dem Niedergang des Bildungswesens nicht alleine dasteht. In internationalen Leistungsvergleichen schneiden die westlichen Länder mit wenigen Ausnahmen schlecht ab.5 Erschwerend kommt hinzu, dass es immer größere Unterschiede innerhalb der einzelnen Länder gibt. Einer kleinen Leistungselite steht eine immer größere Gruppe gegenüber, die über keine oder nur eine einfache Ausbildung verfügt. Vor allem Jugendliche mit Migrationshintergrund aus den arabischen Ländern, der Türkei und Afrika schneiden nach einer Studie des Instituts zur Qualitätsentwicklung im Bildungswesen (IQB) an deutschen Schulen schlechter ab.6

Doch auch sonst sieht es nicht gut aus: Laut einer im Auftrag der Kultusministerkonferenz erstellten Erhebung erreichte nur die Hälfte der Viertklässler den Mindeststandard beim Schreiben und nur zwei Drittel beim Lesen und Zuhören. Bei Mathematik sah es mit 62  Prozent nicht viel besser aus. In Berlin – traditionell mit Bremen das Schlusslicht bei der Qualität der Bildung – lagen 28 Prozent der Schüler bei Mathematik und 34 Prozent bei Rechtschreibung unter den Mindestanforderungen. Neue Zahlen zu Berliner Drittklässlern zeigen, wo die Reise hingeht: Drei Viertel von ihnen erreichen die Regelstandards im Bereich Rechtschreibung nicht. Die Hälfte kommt nicht an die Mindestanforderungen heran.7

Diese Zahlen sind natürlich auch auf den hohen Anteil von Kindern mit Migrationshintergrund zurückzuführen. Aber auch für deutschsprachige Schüler sind die Zahlen alarmierend: In Rechtschreibung erreichen nur 5  Prozent den »Optimalstandard«, 40 Prozent stehen auf der untersten Stufe. 60 Prozent der Kinder mit einer anderen Muttersprache bleiben unter dem Mindeststandard.8

Zwar haben sich die schulischen Leistungen in höheren Klassen nach den letzten PISA-Studien gebessert, dennoch liegen deutsche Schüler in Mathematik mit 514 Punkten deutlich hinter den Schülern in Shanghai (613), Singapur (573), Hongkong (561), Taiwan (560) und Korea (554). Auch Japan liegt mit 536 Punkten statistisch signifikant vor uns. Schaut man auf die Untergruppe der besonders Talentierten mit Spitzenleistungen, so erreichen 4,1 Prozent der japanischen 15-Jährigen diese Gruppe und nur 2,6 Prozent der Deutschen. Auch hier liegen Singapur (9,1  Prozent), Hongkong (6 Prozent), Taiwan (5,9 Prozent) und Korea (4,4 Prozent) auf einem signifikant höheren Niveau.

Gerade diese Gruppe der Höchstleister ist es, die für eine Industrienation unverzichtbar ist. Je unattraktiver Deutschland jedoch wird, vor allem bedingt durch die enormen Kosten von Alterung und Integration, desto größer auch die Wahrscheinlichkeit, dass diese Untergruppe ihre Zukunft in einem anderen Land sieht und auswandert.

In einem falsch verstandenen »Akademisierungswahn«, wie es die Schweizer Neue Zürcher Zeitung (NZZ) beschrieb, werden überall die Standards gesenkt.9 So beispielsweise in Nordrhein-Westfalen. 2006 gab es dort 421 Mal die Abitur-Bestnote 1,0, im Jahr 2010 waren es schon 763 Mal und 2012 dann 1200 Mal 1,0. Um ein Drittel stieg die Zahl der Abiturienten und die Durchfallquote fällt.

Auf ein Studium werden die Schüler jedoch nicht vorbereitet. Nach einer Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung hinken die Mathematik-Leistungen bei Studienanfängern oft um ein halbes Schuljahr hinterher, um die Leseleistungen ist es noch schlechter bestellt. Selbst Mathe-Erstsemester besuchen Stützkurse in Mathematik, ein Drittel aller Bachelor-Studenten bricht das Studium ab. Auch die künftigen Lehrer haben mit Problemen zu kämpfen. So hat das Institut für Germanistik der Universität Duisburg-Essen festgestellt, dass unter den Lehramtsstudenten für das Fach Deutsch deutliche Defizite im Bereich Rechtschreibung und Grammatik vorliegen, und bietet Nachhilfe an, um die Sprachkompetenzen zu verbessern.

Die NZZ geht noch weiter. Mit Blick auf die Jugendarbeitslosigkeit in Europa zitiert sie einen Forscher, der feststellt, dass »je höher die Abiturquote, desto höher die Arbeitslosigkeit«.10 Das System der dualen Ausbildung, um welches Deutschland in der Welt beneidet wird, ist derweil bei uns in Gefahr. Getrieben von der OECD sucht nun auch die deutsche Politik den Segen in einer Akademisierung, statt am Bewährten festzuhalten.

Es sieht nicht danach aus, als könnten wir auf eine Trendwende hoffen. Das Bildungssystem kommt zusätzlich durch die ungesteuerte Zuwanderung unter Druck, was den Niedergang des Qualitätsniveaus nochmals beschleunigt. Wer kann, flüchtet aus Brennpunktschulen oder ganz aus dem staatlichen System. Diese für den Einzelnen rationale Entscheidung führt jedoch zu einer weiteren Beschleunigung des Qualitätsverfalls.

Überproportional steigende Produktivitätsraten, wie wir sie dringend bräuchten, sind so nicht zu erwarten.

Wo bleibt die Wirkung der Innovation?

Bleibt die Hoffnung auf einen Innovationsschub. Skeptiker, wie der angesehene Wachstumsforscher Robert Gordon, glauben nicht an einen Wachstumsschub durch Innovation.11 Seiner Meinung nach gibt es weniger fundamentale Innovationen als in der Vergangenheit. Maschinenbau, Automobil-, Chemie- und Pharmaindustrie hätten die Grundlage für eine »industrielle Revolution« gelegt, die sich so heute nicht wiederholen lasse. Er illustriert sein Argument gerne mit der rhetorischen Frage, ob man eher gewillt sei, auf sein iPad oder auf fließendes Wasser zu verzichten.

Schon vor über 100 Jahren erklärte der damalige Chef des US-Patentamtes, dass alles, was man erfinden könnte, bereits erfunden sei. Ein Irrtum, wie wir heute wissen. Genauso kann sich auch Gordon irren und neue Technologien könnten doch noch eine Beschleunigung des Wachstums der Produktivität pro Kopf bewirken, wie dies Optimisten wie Erik Brynjolfsson und Andrew McAfee vom Massachusetts Institute of Technology (MIT) erwarten.12 Bisher schlagen sich die Innovationen der Digitalwirtschaft allerdings nicht in den Produktivitätszahlen nieder.

Ohnehin stellt sich die Frage, ob diese Innovationen bei uns stattfinden oder im Ausland. Natürlich führen Technologiesprünge, die auf ausländischen Innovationen basieren, auch bei uns zu einem höheren BIP pro Kopf. Andererseits sind es gerade unsere Industrien, die in besonderem Maße gefährdet sind. Man denke an die Gefährdung der Automobilindustrie durch Elektroantriebe und selbstfahrende Fahrzeuge.

Auf den ersten Blick steht die deutsche Wirtschaft bei den Patentanmeldungen gut da. Beim Patentindex, der die Anzahl der neu erteilten Patente in Relation zur Bevölkerungszahl setzt, besetzen wir traditionell einen der vorderen Plätze. 2016 war es Platz 6 mit 311 Anmeldungen pro eine Million Einwohner. Vor uns lagen die Schweiz (892), die Niederlande (405), Schweden (360), Dänemark 334 und Finnland (331). Japan folgt als erstes nicht europäisches Land mit 166. Absolut gesehen führen die USA, Japan und China.13

Leider ist es irreführend, aus den Patentanmeldungen in Deutschland zu schließen, wir würden ausreichend innovativ sein, um die Zukunft zu sichern. Wir konzentrieren uns zu sehr auf die Fortentwicklung der bestehenden Industrien und sind nicht so gut bei der Entwicklung neuer Industrien. Das unterstreicht die Verteilung der Patente. Der Schwerpunkt liegt in unseren alten Industrien, vor allem dem Automobilbau, und da eher bei der Optimierung des Bestehenden als bei der Entwicklung des Neuen.

Ohnehin geht es nicht so sehr um die Anzahl der Patente, sondern um deren Wertigkeit und wirtschaftlichen Nutzen. Bei diesen Weltklassepatenten dominieren in der Hybrid- und Elektromotor-Technologie Toyota mit 921 Patenten, gefolgt von General Motors mit 319, knapp dahinter liegen die drei japanischen Unternehmen Nissan, Honda und Hitachi. Bestes deutsches Unternehmen in der Forschung über Elektro- oder Hybridantriebe ist Bosch. BMW, Daimler und VW kommen zusammen auf 98 herausragende Patente – Toyota hat fast zehnmal so viele. Die Wahrscheinlichkeit, in dieser Technik künftig auf Augenhöhe mit den Japanern konkurrieren zu können, ist minimal. Auch in der wichtigen Batterietechnologie dominieren mit Toyota und den beiden südkoreanischen Elektronikriesen LG und Samsung asiatische Unternehmen.14

Neben der Automobilindustrie liegen die deutschen Schwerpunkte in den Bereichen Pharma, Chemie, Biotech und Medizintechnik. IT hingegen spielt faktisch keine Rolle. Wir optimieren das Alte und verpassen das Neue. Die Wahrscheinlichkeit, so ein Produktivitätswunder in Deutschland zu erreichen, ist gering.

Japan setzt auf Roboter und Künstliche  Intelligenz – wir nicht

Angesichts dieser Fakten wird klar, warum Politik und Wirtschaft auf Zuwanderung setzen, um die Folgen des demografischen Wandels zu bewältigen. Doch ist das der richtige Weg? Ein Blick nach Japan sollte uns zumindest nachdenklich machen.

Japan ist ein sehr abgeschottetes Land. Die Antwort dort auf den demografischen Wandel ist nicht mehr Zuwanderung. So liegt der Ausländeranteil bei rund 2 Prozent der Bevölkerung. Bei uns hat dagegen mehr als jeder fünfte Einwohner einen Migrationshintergrund. Japan setzt statt auf Zuwanderung auf eine massive Automatisierung und nutzt dafür auch Künstliche Intelligenz, während bei uns die Angst vor den Folgen der technischen Revolution kultiviert wird. So schreibt der Wirtschaftsjournalist Henrik Müller bei Spiegel Online: »Eine Studie der Oxforder Forscher Carl Benedikt Frey und Michael Osborne kommt zu dem Ergebnis, dass durch die digitale Revolution 47  Prozent der heutigen US-Arbeitsplätze gefährdet sind; in anderen westlichen Ländern dürften die Dimensionen ähnlich sein. Beispiele? Taxifahrer, die Verlegenheitsbeschäftigten unter den Jobsuchenden, werden nicht mehr gebraucht, wenn selbstfahrende Autos erst zum Standard geworden sind. Vollautomatische Frachtschiffe machen Crew und Kapitän überflüssig. Einfache Smartphones werden per Spracherkennung zum Diktier- und Transkriptionsgerät; Sekretärinnen, die bislang Diktate abgetippt haben, müssen sich andere Aufgaben suchen. Kriege werden mit Drohnen und selbstlenkenden Cruise Missiles geführt. Roboter erobern Haushalte, die Haus- und Putzfrauentätigkeiten ersetzen. Handwerker werden durch 3D-Drucker überflüssig, Fahrradkuriere durch selbststeuernde Logistikdrohnen, Hochschullehrer durch internetbasierte E-Universitäten.«15

Diese technologische Revolution ist jedoch nur dann eine Bedrohung, wenn man einen Wegfall von bestehenden Arbeitsplätzen fürchtet. In einer Gesellschaft hingegen, in der die Arbeitsplätze aufgrund von Alterung nicht mehr besetzt werden können, nehmen Roboter und Computer weniger Menschen Arbeit weg als in Ländern mit wachsender Bevölkerung. Jene Länder, in denen – wie bei uns – der demografische Wandel früher einsetzt als im Rest der Welt, sollten den Anpassungsdruck als Chance begreifen und auf Automatisierung setzen.

Die Erfolgswahrscheinlichkeit ist schon auf kurze Sicht deutlich höher, auf lange Sicht gibt es keine Alternative. Wer den Wandel als Erster vollzieht, legt die Grundlage für langfristigen Wohlstand und kann der Lieferant von Automatisierungstechnik für die Welt werden. Japan setzt auf diesen Weg. Bei einer sehr restriktiven Einwanderungspolitik wird massiv in Roboter und Automatisierung investiert.16 Mit einigem Erfolg, wie ein Blick auf das BIP pro Kopf zeigt.

Die Kosten der Alterung sind erheblich

Wir haben gesehen, dass die demografische Entwicklung und die abnehmenden Produktivitätszuwächse geringes bis negatives Wirtschaftswachstum für die kommenden Jahrzehnte erwarten lassen. Dies bedeutet sinkende Einkommen und zugleich eine Notwendigkeit, noch mehr als bisher auf Umverteilung zu setzen.

Das Bundesfinanzministerium veröffentlicht regelmäßig einen Tragfähigkeitsbericht zu den öffentlichen Finanzen. Er zeigt die finanziellen Folgen der demografischen Entwicklung, also die steigenden Gesundheits-, Pflege- und Rentenkosten bei gleichzeitig sinkender Zahl der Beitragszahler. Es geht demnach um die Gesamtschulden, die die jetzige Generation der kommenden überlässt. Und die sind erheblich: Je nach Szenario müssten ab sofort 1,2 bis 3,8  Prozent vom BIP zusätzlich gespart werden, um für die künftig ansteigenden Belastungen vorzusorgen.17 Gemessen am Bruttoinlandsprodukt sind dies zwischen 36  Milliarden und 115 Milliarden Euro.

Entscheidend ist der Altersquotient, der die Relation der über 65-Jährigen zu den 15- bis 64-Jährigen zeigt. Ausgehend von heute rund 31 Prozent steigt er in der günstigen Variante auf 53,7 Prozent, im ungünstigen Fall sogar auf 64,1 Prozent. Das bedeutet im Klartext, dass heute auf 100 Menschen im erwerbsfähigen Alter 31 Rentner kommen und im Jahre 2060 bis zu 64. Nun könnte man sagen, 2060 ist noch weit hin. Das stimmt. Die Verschiebung der Altersstruktur vollzieht sich aber im Wesentlichen bis zum Jahr 2035. Da für die Kosten der alternden Gesellschaft nicht vorgesorgt wurde, steigen die entsprechenden Lasten für die erwerbstätige Bevölkerung. Obwohl schon heute die Abgabenbelastung in Deutschland auf dem zweithöchsten Niveau aller OECD-Länder liegt, dürfte sie weiter steigen und damit die verfügbaren Einkommen schmälern.

Im Bundesfinanzministerium hat man das erkannt: »Ohne frühzeitiges Gegensteuern führt der demografisch bedingte Prozess unweigerlich zu öffentlichen Finanzierungsdefiziten, einer nicht tragfähigen Schuldendynamik und im Ergebnis zu einer deutlichen Einschränkung des Handlungsspielraums des Staates. Rechtzeitiges Erkennen und Handeln wird umso wichtiger, weil viele Menschen insbesondere im Bereich der Altersvorsorge auf langfristige öffentliche Zusagen vertrauen.«

Und was macht die Politik? Genau das Gegenteil. So hat die (kleine) große Koalition im Koalitionsvertrag vereinbart, eine Grundrente für sozial Schwache einzuführen und die  Mütterrente aufzustocken. Zudem soll das Rentenniveau bei 48  Prozent des durchschnittlichen Nettoeinkommens vor Steuern gehalten werden, welches nach bis dato geltender Rechtslage (und in Anerkennung der mathematischen Folgen der demografischen Entwicklung) eigentlich bis 2050 auf 43 Prozent sinken sollte. Der Sachverständigenrat der Bundesregierung hat im Frühjahrsgutachten 2018 daraufhin vorgerechnet, dass dies zu einem Anstieg der Beitragssätze für die Rentenversicherung um 2,5 Prozentpunkte (oder entsprechenden Steuererhöhungen) führt. Schon ohne diese zusätzlichen Versprechen steigt der Beitragssatz bis 2050 von heute 19 auf 24 Prozent. Nach den »Reformen« dann also fast auf 27 Prozent.18

So etwas kann nur jemand beschließen, der es für ausgeschlossen hält, dass Menschen auch aus Deutschland auswandern. Doch steigt die Abgabenbelastung in diesem Maße, dürfte der Anreiz, Deutschland zu verlassen, noch größer werden, vor allem, weil andere Länder stärker auf das Anlocken von qualifizierten Migranten setzen werden.

Die Alterung betrifft auch Vermögenswerte

Noch auch auf andere Weise wird uns die zunehmende Überalterung der Gesellschaft treffen. So ist unstrittig, dass die Konsumneigung mit dem Alter abnimmt. Der Höhepunkt der Ausgaben liegt meist im Alter zwischen 30 und 55 Jahren, wenn Familiengründung und steigende Einkommen den Konsum befeuern. Im Rentenalter hingegen sind die Leute sparsamer und fragen weniger nach. Diese Faustregel gilt immer noch, auch wenn Rentner heute aktiver leben als vor 30 Jahren. Insofern wird die Wirtschaft wohl weniger wachsen und die Preise werden tendenziell fallen – so, wie wir es in Japan beobachten können.

Es gibt aber auch den gegenläufigen Trend. Das Arbeitskräfteangebot wird sinken. Dies spricht für eine Umkehrung eines Megatrends der letzten Jahrzehnte. Statt fallender Löhne, könnten wir es mit steigenden zu tun bekommen, die sich dann allerdings in steigenden Preisen niederschlagen, weil die erforderlichen Produktivitätszuwächse ausbleiben. Damit sinkt unser reales Einkommen zusätzlich. Zunehmende Automatisierung wird diesen Trend abschwächen, die erforderlichen Investitionen werden die Unternehmen sich allerdings auch bezahlen lassen. In Summe also ein Szenario, in dem vor allem nicht automatisierbare und nicht handelbare Güter und Dienstleistungen teurer werden. Dies betrifft einen großen Teil der Ausgaben der künftigen Rentner: Gesundheitsversorgung, Betreuung und Lebensmittel. Wir sollten uns darauf einstellen, dass die Lebenshaltung für die Babyboomer im Rentenalter deutlich teurer wird.

Wie entwickeln sich die Vermögenswerte, wenn sich das Verhältnis zwischen Erwerbstätigen und Rentnern dreht? Zunächst gibt es die naheliegende Überlegung, dass Rentner, die ihre Ersparnisse verbrauchen, und Unternehmen, die wieder mehr investieren müssen, in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung den Ersparnisüberhang reduzieren. Sind die Zinsen in den letzten Jahren unter anderem auch wegen einer Flut an Ersparnissen und zu wenigen Investitionen gesunken – eine Entwicklung, die die Notenbanken durch ihre asymmetrische Politik unheilvoll verstärkt haben –, so droht nun eine Umkehrung dieses Trends. Analysten der Barclays Bank haben errechnet, dass mit jedem Prozentpunkt, um den die Anzahl der Rentner steigt, der Zins um 1,15 Prozentpunkte nach oben geht.

Auf den ersten Blick wären dies gute Nachrichten für Sparer. Das Problem für unsere Vorsorge ist, dass die heutige Bewertung der Vermögensgegenstände – von Anleihen, Aktien und Immobilien bis hin zu Kunst – von den tiefen Zinsen getrieben wurde. Steigen die Zinsen, kommen die Bewertungen entsprechend unter Druck und es entstehen Verluste. Das gilt gerade auch für die bei Deutschen so beliebten Lebensversicherungen, die von einer Zinswende erheblich getroffen würden. Hinzu kommt, dass das »Entsparen« der nicht mehr Erwerbstätigen die Vermögenswerte ebenfalls belastet. Wer von seinen Ersparnissen leben will, muss Aktienfonds, Immobilien und Anleihen verkaufen.

Es ist absehbar, dass Immobilien von der demografischen Entwicklung in mehrfacher Hinsicht getroffen werden. Weniger Mieter, mehr Regulierung, höhere Zinsen und mehr Verkäufer als Käufer werden sich bemerkbar machen. Vor allem selbstgenutzte Immobilien in Vorstadtlagen dürften unter erheblichen Preisdruck kommen. Die Rentner wollen sich verkleinern und lieber nah an medizinischer Versorgung und Infrastruktur leben. Zugleich gibt es weniger Familien, die ihre Kinder im Grünen aufziehen wollen.

Mit weiteren Wertsteigerungen bei Immobilien ist kaum zu rechnen. Insgesamt schrumpft die Bevölkerung, woran auch die Migrationswelle der letzten Jahre nichts ändert. So wird die Nachfrage allgemein sinken, was auch in guten Lagen zu Preisdruck führt. Steigende Zinsen treffen gerade Immobilienbewertungen empfindlich.

Den Babyboomern bleibt nur die unerfreuliche Aussicht, von drei Seiten in die Mangel genommen zu werden: von fallenden Vermögenswerten, steigenden Preisen und höheren Abgaben und Steuern, weil unsere Politiker, statt vorzusorgen, die ungedeckten Versprechen erhöht haben, um Wählerstimmen zu gewinnen.

Wir haben nicht vorgesorgt

Das ökonomische Herz der Bundesrepublik Deutschland wird schwächer. Weniger Erwerbsbevölkerung, abnehmende Produktivitätszuwächse und die Aussicht auf deutlich steigende Abgabenlasten führen zu dem unerfreulichen, aber leicht vorhersagbaren Szenario eines Landes, in dem die Real-Einkommen stagnieren oder sinken und die Vermögenswerte fallen. Aus einem Land, welches nicht so »reich« ist, wie es sich immer wieder selbst einredet und von Politik und Medien einreden lässt, wird mehr und mehr ein armes Land mit zunehmenden Verteilungskonflikten und sozialen Spannungen.

Mit zwei Hebeln versuchen unsere Politiker die Folgen dieser Entwicklung abzuschwächen. Zum einen setzen sie auf vermehrte Zuwanderung, angespornt von Wirtschaft und Ökonomen. So rechnet beispielsweise der Sachverständigenrat vor, dass wir an unserer Rentenpolitik festhalten könnten, wenn es uns gelänge, 500 000 Zuwanderer jährlich anzulocken. Zum anderen wird alles daran gesetzt, die EU und vor allem den Euro in seiner heutigen Form zu erhalten, mit dem Ziel, der schrumpfenden deutschen Bevölkerung bei sinkender Binnennachfrage die Exportmärkte zu sichern.

Das Fatale an dieser Politik: So wie sie derzeit in Berlin umgesetzt wird, erreicht sie genau das Gegenteil. Statt den Niedergang zu verhindern oder wenigstens zu verlangsamen, führt sie direkt in das Desaster.




KAPITEL 8

ZUWANDERUNG: QUANTITÄT  STATT QUALITÄT

Warum die derzeitige Art der Zuwanderung nur die Staatskassen belastet

»Eine Wiederholung der Gastarbeitereinwanderung ist  weder hinsichtlich der erwähnten Tragfähigkeitslücke noch mit Blick auf den Arbeitsmarkt im 21. Jahrhundert ökonomisch sinnvoll. Wissend um die schon erwähnten demografischen Entwicklungen, ist es mit Blick auf die Wohlstandssicherung in Deutschland hingegen sinnvoll, ja geradezu geboten, qualifizierte Einwanderer ins Land zu holen.«

PROF. DR. HOLGER BONIN, in einer Studie im Auftrag der Bertelsmann-Stiftung

»Lasst sie kommen!« betitelte Die Zeit einen Gastbeitrag des Chefvolkswirts der Deutschen Bank zum Höhepunkt der Flüchtlingskrise.1 Das Lob des Ökonomen für die Politik der offenen Grenzen war überschwänglich. Gerade ein so stark alterndes Land wie Deutschland könne vom Zustrom junger, qualifizierter und hoch motivierter Menschen profitieren. Die USA würden zeigen, wie wertvoll die Zuwanderung ist, wurden doch viele der erfolgreichen Start-ups, die Amerikas Wirtschaft prägen, von Zuwanderern gegründet. Deutschland dürfe nun hoffen, ähnlich dynamisch und innovativ zu werden wie die USA. Eine historisch einmalige Chance also.

Dass diese Argumentation stark hinkt, zum Beispiel weil die USA sich ihre Zuwanderer aussuchen und die Firmengründer überwiegend zum Studium an einer der Eliteuniversitäten des Landes eingereist und damit hoch qualifiziert sind, wurde in der euphorischen Stimmung des Herbstes 2015 nicht laut ausgesprochen. Auch der dezente Hinweis, dass die Einwanderer in die USA sich in den vergangenen Jahrhunderten selbst ernähren mussten und nicht darauf setzen konnten, von einem großzügigen Sozialstaat alimentiert zu werden, war nicht möglich, ohne in den Geruch eines Fremdenfeindes zu geraten.

Masse statt Klasse

Dabei gingen Politik und Wirtschaft eine Allianz ein, um dem demografischen Problem durch eine deutlich erhöhte Zuwanderung Herr zu werden. Vorstandsvorsitzende großer Dax-Konzerne, Dieter Zetsche von Daimler sei stellvertretend erwähnt, lobten die Politik der offenen Grenzen. Martin Schulz, später gescheiterter Kanzlerkandidat der SPD und damals Präsident des EU-Parlaments, sprach von den »Flüchtlingen, die wertvoller als Gold seien«.

Etwas weniger pathetisch, aber in die gleiche Richtung zielend, äußerten sich andere Vordenker der Republik. Der Politikwissenschaftler Herfried Münkler betonte den ökonomischen Nutzen der Zuwanderung, da Wirtschaft und Sozialsysteme wegen der demografischen Entwicklung auf Zuwanderung angewiesen seien. Bundeskanzlerin Merkel hätte auf diesen ökonomischen Nutzen für uns von Anfang an deutlicher hinweisen müssen, so der Wissenschaftler.2 Es herrschte das Credo, dass es nicht nur eine humanitäre Aufgabe sei, Menschen aufzunehmen, sondern ganz sicher ein wirtschaftlicher Nutzen auch für uns.

Dabei pervertieren wir den Gedanken des Helfens, indem wir uns selber davon einen Nutzen versprechen. Wer hilft, sollte das uneigennützig tun und nicht auf die Lösung der eigenen (demografischen) Probleme hoffen. Und er sollte es so tun, dass es möglichst effizient ist. In einem Kommentar von Hans Albrecht im Cicero wurde dies treffend so zusammengefasst: »Stellen Sie sich vor, Sie würden 200 Menschen gegenüberstehen, die vom Verdursten bedroht sind, und Sie hätten 200 Euro in der Tasche. Was würden Sie tun? Würden Sie jedem der 200 Verdurstenden eine Flasche Wasser kaufen? Oder würden Sie sich den Schönsten und Stärksten heraussuchen, von dem Sie glauben, dass er Sie im Alter am besten im Rollstuhl schieben kann, mit diesem in ein teures Restaurant gehen und die anderen ihrem Schicksal überlassen?«3 Die Antwort ist klar, doch haben wir – aller medialen Beteuerung der Willkommenskultur zum Trotz – genau das Gegenteil gemacht. Wer hofft, junge und gebildete Flüchtlinge dauerhaft aufzunehmen, verwehrt den Herkunftsländern eine bessere Entwicklung. Wer 25 000 Euro pro Flüchtling aufwendet, statt mit demselben Geld 2500 Flüchtlingen vor Ort zu helfen, verwendet sein Geld ineffizient und ungerecht. Außerdem schafft er den perversen Anreiz, sich auf eine lebensgefährliche Reise zu begeben, die eigentlich nicht erforderlich ist. Schutz finden die Menschen auch in den Gebieten näher an ihren Herkunftsländern.

Die Frage, ob wir es in der Tat mit qualifizierten, qualifizierbaren und qualifizierungswilligen Zuwanderern zu tun haben, wurde nicht gestellt. Beziehungsweise wer sich traute, in dieser Richtung zu fragen, wurde sogleich kollektiv in die politisch rechte Ecke gestellt. Bevor wir dieser Annahme genauer nachgehen, schauen wir doch einmal auf die Grundidee der Lösung unserer demografischen Probleme durch Zuwanderung. Nehmen wir an, die Neubürger würden eine ähnliche Produktivität pro Kopf erzielen wie die bereits hier lebenden Menschen und damit die Folgen der Alterung kompensieren. Die Qualifikation entspräche also dem durchschnittlichen Niveau der schon hier Lebenden, und die Zuwanderer ließen sich problemlos in den Arbeitsmarkt integrieren, wo sie die Stellen besetzen, die frei geworden sind, weil die bisherigen Stelleninhaber ihr Rentnerleben genießen. In diesem Szenario wäre in der Tat das heutige Sozialstaatsniveau gesichert. Ohne die Belastung der aktiven Bevölkerung weiter zu erhöhen, könnten wir den Lebensabend der Älteren finanzieren. Alle Probleme wären gelöst, und die Politiker hätten eine elegante Lösung gefunden, um die Folgen der jahrzehntelangen falschen Renten- und Sozialstaatspolitik zu kaschieren.

Die Sache hat nur einen Haken: Auch Zuwanderer werden älter. Irgendwann wollen auch die heutigen Zuwanderer in Rente gehen und von den staatlichen Leistungen – die dann wieder eine neue Generation von Jüngeren erwirtschaften muss – profitieren. Obwohl die Geburtenrate bei Zuwanderern über der der deutschstämmigen Bevölkerung liegt, zeigen die bisherigen Erfahrungen, dass auch diese über die Zeit zurückgeht.

Umgekehrt bedeutet dies: Wer auf die »Rettung« der Sozialkassen durch Zuwanderung setzt, setzt auf eine dauerhafte Fortsetzung der Zuwanderung in unverändertem Tempo. Münkler scheint dies auch so zu sehen, fordert er von den Deutschen doch, »eine veränderte Identität zu entwickeln«. Deutschland kann das bestehende Sozialstaatsprinzip, das letztlich nichts anderes als ein großangelegtes Ponzi-Schema4 ist, nur retten, wenn es anhaltende Zuwanderung propagiert und realisiert.

Deutschland ist mit dieser Entwicklung jedoch nicht alleine. Selbst klassische Einwanderungsländer wie Australien und Neuseeland werden schon im Jahr 2030 zu den dann 56 Ländern weltweit gehören, in denen die Alten die Jungen zahlenmäßig übertreffen. Weltweit wird dies übrigens im Jahre 2075 der Fall sein! Zum ersten Mal seit Menschengedenken wird dann der Anteil der über 65-Jährigen an der Weltbevölkerung über dem Anteil der unter 15-Jährigen liegen.

Wer also auf die Lösung der Probleme des demografischen Wandels durch Zuwanderung setzt, muss vieles gleichzeitig glauben:

•   dass die Qualifikation der Zuwanderer dem Durchschnitt der bereits hier lebenden Bevölkerung entspricht oder darüber liegt;

•   dass die Integration problemlos funktioniert;

•   dass die hier geborenen Menschen bleiben und nicht von anderen Regionen abgeworben werden;

•   dass es auch in Zukunft gelingt, im globalen Wettbewerb jene Zuwanderer anzuziehen, die den oben genannten Kriterien entsprechen.

Wenn also Zuwanderung nur das Problem zeitlich verschiebt, ohne es zu lösen, und die Herausforderung eine globale ist, nicht nur eine deutsche, ist es dann wirklich vernünftig, auf Zuwanderung zu setzen?

Ich denke, dass der japanische Weg der bessere ist. Setzen wir weiter auf Zuwanderung als temporäre Problemlösung, verschleppen wir nicht nur den ohnehin erforderlichen Wandel, sondern erschweren ihn sogar noch. Holen wir Menschen ins Land, die aufgrund ihres Qualifikationsniveaus vom ohnehin nicht zu verhindernden technologischen Wandel bedroht sind, verschärft sich das Problem weiter. Die Sozialkosten für diese Bevölkerungsgruppe steigen und statt eines Sinkens der gigantischen Finanzierungslücke in den Sozialsystemen – wie von Optimisten wie Herfried Münkler erhofft – wächst die Belastung sogar noch. Die Erwerbstätigen müssen dann nämlich nicht nur für die alternde Gesellschaft aufkommen, sondern auch eine größere Anzahl an Transferempfängern finanzieren, als sie ohne Zuwanderung hätten finanzieren müssen.

Das Märchen vom wirtschaftlichen Nutzen

Doch solche trüben Gedanken waren im Herbst 2015 verpönt und werden auch heute noch gerne geleugnet. Bei diesem Thema greifen die Medien gerne die Nachrichten auf, die in das Wunschbild passen. So war es nicht verwunderlich, dass dem Präsidenten des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung, Marcel Fratzscher, im Herbst 2015 ein besonderer Coup gelang. Mit einer Studie zu den positiven wirtschaftlichen Effekten der Flüchtlingswelle beherrschte er die Medien. Die Süddeutsche Zeitung (SZ) brachte die Nachricht (»Nach sieben Jahren bringt ein Flüchtling dem Staat Geld.«), inklusive vertrauenserweckendem Bild als Titelgeschichte der Samstagsausgabe, obwohl die Nachricht und die Studie zuvor schon mehrere Tage in den Medien waren. Zu schön war die Nachricht. Zu schön, um wahr zu sein, wie man selbst als Journalist bei einem Blick in die Berechnungen innerhalb von einer halben Stunde hätte erkennen können und müssen.

Ich habe mir damals die Mühe gemacht und die Annahmen, auf denen Fratzschers Prognose basierte, gründlich angeschaut. Meine Kritik, zunächst auf meinem Blog formuliert, führte letztlich zu einem Streitgespräch zwischen Professor Fratzscher und mir im Spiegel.5

Die Berechnung des DIW, als »Studie« vermarktet, war nichts anderes als eine einfache Simulationsrechnung. Fratzscher formulierte Annahmen über die Anzahl der Zuwanderer in den kommenden Jahren, die Erwerbsbeteiligung, also den Anteil der Zuwanderer, die eine Arbeitsstelle finden, die künftigen Einnahmen für den Staat aus Steuern und Sozialbeiträgen und die Kosten für die künftige Versorgung jener, die dauerhaft von Transferleistungen abhängig sind. Dabei ist das Ergebnis leicht zu beeinflussen. Je tiefer man die Kosten (Anzahl Transferempfänger und Zahlung pro Kopf) ansetzt und je höher die Einnahmen (Erwerbsbeteiligung und Einkommen pro Kopf), desto bester ist das (gewünschte) Ergebnis. Das Tabellenprogramm Excel wirft auf Wunsch auch die erforderlichen Annahmen aus.

Aus meiner mehr als 25-jährigen Beratungspraxis weiß ich, dass die Investitionen zumeist unterschätzt, die laufenden Kosten zu gering angesetzt und die laufenden Erträge überschätzt werden. Demzufolge kommt den Annahmen, die man der Rechnung zugrunde legt, eine erhebliche Bedeutung zu. Wer mit qualitativ schlechten Annahmen arbeitet, bekommt auch qualitativ schlechte Ergebnisse.

Dabei war es nicht so, dass wir bei der Zuwanderungswelle des Herbstes 2015 über genaue Informationen verfügt hätten, wir hatten aber Erfahrungswerte aus früheren Untersuchungen über die entscheidenden Variablen. Es wäre also möglich gewesen, mit realitätsnäheren Annahmen zu arbeiten. Doch dann hätte Fratzscher kein mediales Echo gefunden, hätten die Ergebnisse nicht in die Zeit gepasst.

Fratzscher hat in seiner Simulation nämlich konsequent die Ausgaben unterschätzt und die Einnahmen überschätzt. Beispielhaft sei an dieser Stelle nur erwähnt:6

•   Die Kosten für Verpflegung und Unterkunft waren deutlich zu gering angesetzt. Für den Zeitraum eines Jahres rechnete das DIW mit Kosten pro Flüchtling von 12 000 Euro. Derweil schätzte das Ifo-Institut die Kosten für die Flüchtlinge alleine im Jahr 2015 auf 21,1 Milliarden Euro, was bei 1,1 Millionen Flüchtlingen pro Kopf Ausgaben von 19 181  Euro entspricht. Über 50 Prozent mehr also, als von Professor Fratzscher angesetzt.

•   Obwohl das DIW in den öffentlichen Diskussionen die Notwendigkeit von Investitionen in Sprachvermittlung, Schul- und Berufsbildung betonte, tauchten diese in der Berechnung des Instituts nicht auf. Sie waren mit null angesetzt. Dabei ist der Finanzbedarf für die Qualifikation erheblich. Alleine für die Qualifikation der anerkannten Flüchtlinge waren damals bereits 30 bis 50 Milliarden Euro anzusetzen.

•   Das DIW schätzte die Erwerbsquote der Flüchtlinge nach elf Jahren auf 41 Prozent. Dies entspricht dem Schnitt der heute hier schon lebenden Migranten. Um auf 41 Prozent zu kommen, musste man also davon ausgehen, dass die Flüchtlinge in Qualifikation und Integrationsbereitschaft dem Durchschnitt der bereits hier lebenden Migranten entsprechen. Letztere sind jedoch über einen längeren Zeitraum eingewandert und ein erheblicher Teil stammt aus anderen Ländern der EU. Die Erwerbsquote für Migranten aus muslimischen Ländern wie der Türkei lag schon 2015 deutlich unter dem Schnitt. Selbst der Wert von 34 Prozent im pessimistischen Szenario des DIW ist ambitioniert.

•   Zugleich nahm das DIW in allen Szenarien ein durchschnittliches Lohnniveau von 24 000 Euro an. Dieses liegt ziemlich genau auf dem Niveau des Gehalts aller arbeitenden Männer mit Migrationshintergrund im Jahre 2014, jedoch 46 Prozent (!) über dem Lohnniveau von Migranten aus mehrheitlich muslimischen Ländern. Weshalb die Erwerbsbeteiligung und das Lohnniveau der Zuwanderer des Jahres 2015 so deutlich über den Erfahrungswerten liegen sollten, wurde vom DIW nicht thematisiert. Zu Recht haben die Autoren darauf gesetzt, dass in Medien und Politik nicht so genau hingeschaut wird.

Im Streitgespräch mit mir versuchte Professor Fratzscher meine Kritik an seiner Rechnung darauf zurückzuführen, dass mir die »Ergebnisse nicht gefielen«. Von anderer Seite bekam ich zu hören, dass meine Kritik zwar berechtigt, aber nicht opportun sei. So würde ich die radikalen Kräfte nur stützen, die sich gegen die Politik der offenen Grenzen wandten.

Mir ging es aber um etwas anderes. Mit seiner überoptimistischen Darstellung der Herausforderung hat Fratzscher entscheidend dazu beigetragen, dass wir nicht genug für die Bildung und Integration der zugewanderten Menschen tun. War es aus ökonomischer Sicht eindeutig ein Fehler, eine Flut unqualifizierter Zuwanderer nicht zu stoppen, so hat man diesen Fehler durch unzureichende Investitionen verstärkt. Statt einem Beitrag zur Bewältigung unserer Sozialstaatsprobleme zu leisten, werden diese Migranten und die weiteren, die kommen – so wir nicht drastisch umsteuern –, die Probleme potenzieren.

Deckungsbeitrag versus Vollkosten

Wenn man auf die staatlichen Kosten blickt, kommt man aus finanzieller Sicht zu der Erkenntnis, dass die Hälfte aller hier lebenden Menschen für den Staat ein Verlustgeschäft ist. Sie zahlen über ihr gesamtes Leben weniger in das System ein, als sie aus dem System erhalten. Das ist weder besonders überraschend noch ein Problem, ist es doch ein Merkmal des Sozialstaates, der sich über Umverteilung definiert.

Wenn die Gruppe der Zuwanderer in Summe weniger Sozialleistungen empfängt, als sie Steuern und Sozialbeiträge bezahlt, so ist sie aus Sicht der Sozialkassen ein Gewinn. Allerdings steigen damit auch die zukünftigen Verpflichtungen der Sozialkassen, weil ja die Einzahler auch entsprechende Ansprüche erwerben.

Der Staat ist aber noch mehr als die Sozialkassen. Infrastruktur, Schulen, Verteidigung, Polizei, Ministerien und Behörden sollen auch noch finanziert werden. In der Betriebswirtschaftslehre gibt es einen Spruch: Wer nur auf den Deckungsbeitrag7 schaut, macht dennoch Pleite! Das Gleiche gilt für den Staat.

Das bedeutet im Klartext, dass wir auf Dauer einen Mix an Zuwanderung brauchen, der unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten der bereits hier lebenden Bevölkerung entspricht.

Schon 2014 erschien eine von der Bertelsmann-Stiftung in Auftrag gegebene Studie, die zeigte, dass die bisherige Art der Zuwanderung nach Deutschland diesen Ansprüchen nicht genügt: »Stellt man alle allgemeinen Staatsausgaben, etwa für Verteidigung oder Straßenbau, mit in Rechnung, schlägt für jeden hier  lebenden Ausländer ein langfristiges Staatsdefizit von 79 100 Euro, für jeden hier lebenden Deutschen von 3100 Euro zu Buche. Wegen dieses Defizits weist das Staatsbudget, wenn nicht gehandelt wird, langfristig eine Tragfähigkeitslücke von fast 150  Prozent des Bruttoinlandsprodukts auf.«8 Konsequent fordern die Autoren der Studie einen besonderen Fokus auf qualifizierte Zuwanderer: »Eine Wiederholung der Gastarbeitereinwanderung ist weder hinsichtlich der erwähnten Tragfähigkeitslücke noch mit Blick auf den Arbeitsmarkt im 21. Jahrhundert ökonomisch sinnvoll. Wissend um die schon erwähnten demografischen Entwicklungen, ist es mit Blick auf die Wohlstandssicherung in Deutschland hingegen sinnvoll, ja geradezu geboten, qualifizierte Einwanderer ins Land zu holen.«

Doch genau dies haben wir nicht getan. Die Zuwanderer im Zuge der »Flüchtlingskrise« (in Wahrheit war es eine ungesteuerte Massenzuwanderung, da ein Großteil der Migranten nicht aus Kriegsgebieten stammte) erfüllen diesen Anspruch noch weniger als die Gastarbeiter früherer Zeiten. Zudem kamen sie in großer Zahl innerhalb eines kurzen Zeitraumes aus genau jenen Regionen, deren Zuwanderer schon bisher eine besonders geringe Erwerbsbeteiligung und ein tiefes Lohnniveau aufweisen. Es gibt keinen Grund zur Annahme, dass sich die Neu-Zuwanderer hier unterscheiden.

Das ist kein Zufall, wie der Migrationssoziologe Ruud Koopmans feststellt. Seine Forschungen zeigen, dass kulturelle Nähe oder Distanz eine entscheidende Rolle spielt. Je größer die Distanz der Zugewanderten oder von deren Nachkommen zur Mehrheitsgesellschaft ist, desto größer sind im Schnitt auch deren Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt. »In allen europäischen Ländern liegen muslimische Immigranten bei fast allen Merkmalen der Integration hinter allen anderen Einwanderergruppen. Das gilt für den Arbeitsmarkt, aber auch für Bildungsergebnisse, für interethnische Kontakte, also solche mit der heimischen Bevölkerung, und die Identifikation mit dem Wohnland.«9 Klartext: Die neuen Zuwanderer werden sich noch schlechter integrieren und damit dauerhaft teurer sein als jene, die wir schon ins Land geholt haben.

Der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass die Bertelsmann-Stiftung seit der Veröffentlichung der Studie alles daran setzt, deren öffentliche Wahrnehmung in eine andere Richtung zu verschieben. So wurde schon bei Erscheinen in der Zusammenfassung für die Medien betont, die Studie zeige »den Nutzen der Zuwanderung«, und auch später, wenn jemand wie ich die Studie gelesen und den Inhalt zitiert hat, wird seitens der Stiftung behauptet, man würde die Studie falsch zitieren. Richtig ist vielmehr, dass das Studienergebnis nicht in das gewünschte Bild passt und die Stiftung wie auch das DIW zu Recht darauf setzt, dass die Medien weder Zeit noch Interesse haben, sich mit den Inhalten ernsthaft zu beschäftigen.

Wer sind die Armen in Deutschland?

Das gilt auch für die hiesige Armutsdiskussion. Denn Zuwanderung und Armutsentwicklung stehen in einem engen Zusammenhang.

In der politischen Diskussion in Deutschland wird viel über die zunehmende Armut im Land geklagt, meist verbunden mit dem Aufruf, gegen diese Armut mit mehr Umverteilung und einer höheren Beststeuerung der »Reichen« vorzugehen. Wir haben bereits festgestellt, dass diese Diskussion letztlich zu einer immer höheren Belastung der Mittelschicht führt, die ohnehin schon unter der zweithöchsten Abgabenlast aller OECD-Länder leidet.

Als »arm« gilt nach EU-Definition, wer weniger als 60 Prozent des Medianeinkommens verdient. Ich will nicht auf die Sinnhaftigkeit dieser Definition eingehen, wären doch nach dieser Lesart selbst nach einer Verdoppelung aller Einkommen in Deutschland immer noch genauso viele Menschen »arm«. Ich frage mich allerdings, wie der viel bedauerte Zuwachs der Armut in Deutschland zu Zahlen der OECD passt, die zeigen, dass Deutschland eines der Länder mit der geringsten Einkommensungleichheit und das Land mit dem geringsten Armutsrisiko ist.10

Wer sind also die Armen bei uns? Nehmen wir die Zahlen einmal, wie sie präsentiert werden, und schauen etwas genauer auf die Komponenten. Nach Daten des Statistischen Bundesamtes ist die Armutsquote – definiert als weniger als 60 Prozent des Medianeinkommens – in den letzten Jahren gestiegen.11 Von 10,8 Prozent (1995) auf 12,6 (2005) und 13,9 (2014). Dabei sind unterschiedliche Bevölkerungsgruppen sehr unterschiedlich vom Armutsrisiko getroffen:

•   Bei der Bevölkerung ohne Migrationshintergrund liegt das Armutsrisiko demnach bei 11,3 Prozent.

•   Bei der Bevölkerung mit Migrationshintergrund ist das Risiko deutlich höher. Menschen mit »direktem Migrationshintergrund« haben ein Risiko von 22,2 Prozent, jene mit »indirektem« (also Nachkommen von nach Deutschland eingewanderten Menschen) immer noch ein Risiko von 16,1 Prozent.

Legt man den Durchschnitt der Bevölkerungsanteile der Jahre 2012 bis 2014 zugrunde, waren rund 6,8 Millionen Deutsche ohne Migrationshintergrund vom Armutsrisiko betroffen, 2,35 Millionen Menschen mit direktem Migrationshintergrund und 1,65 Millionen mit indirektem.

Bekanntlich steigt seit Jahren der Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund, was zu der interessanten Erkenntnis führt, dass der Zuwachs der statistischen Armut auch viel mit der Zusammensetzung der Bevölkerung zu tun hat. Folgende Rechnung mag das verdeutlichen: Bei Annahme gleicher Armutsquoten der Bevölkerungsgruppen wie im Jahre 2014 genügt der Anstieg des Anteils der Bevölkerung mit Migrationshintergrund von 22 auf den heutigen Wert von 25,6 Prozent, um den Anstieg der Gesamt-Armutsquote seit 2005 zu erklären.12

Leider finden sich solche Berechnungen nicht in den Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes, weshalb der tatsächliche Anteil des Einflusses der Bevölkerungszusammensetzung nur vermutet werden kann. Sicher ist aber: Angesichts der demografischen Entwicklung ist mit einer deutlichen Zunahme der Armut in Deutschland zu rechnen. Der Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund wird in den kommenden Jahrzehnten erheblich wachsen. Bei den unter 20-Jährigen lag er schon vor der Zuwanderungswelle des Jahres 2015 bei rund 25 Prozent.

Zählt man die letzte Migrationswelle inklusive des Familiennachzugs mit hinzu, dürfte der Anteil in der Alterskohorte nochmals deutlich steigen. Und damit auch die Armut in Deutschland. Die Mehrheit der armutsgefährdeten Menschen wird bald einen Migrationshintergrund haben.

Schon 2017 zeigte sich diese Entwicklung in der Anzahl der ausländischen Kinder, die von Hartz IV abhängig waren, wie die Bundesagentur für Arbeit berichtet. So leben 583 600 Kinder und Jugendliche in ausländischen Familien, die Hartz IV beziehen. Immerhin ein Anstieg um 41,1 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Besonders stark war der Zuwachs in dieser Gruppe 2016 in Folge der Migrationswelle. Die Zahl der unter 18-Jährigen, aus Syrien stammenden Hartz-IV-Bezieher stiegt zwischen Juni 2013 und Juni 2017 von 7659 auf 205 200. Die entsprechende Zahl junger Afghanen vervierfachte sich auf 37 061.13

Von den rund 5,9 Millionen Menschen, die im Jahr 2017 Hartz IV bezogen, stammten 1,6  Millionen aus Nicht-EU-Staaten, ein Anstieg gegenüber dem Vorjahr um rund 450 000.14

Andere Studien gehen noch näher auf die einzelnen Personengruppen ein. Demnach haben Zuwanderer aus den Mitgliedsstaaten der EU-15 (das waren die Länder, die in der EU waren, bevor es zur Erweiterung der EU um zehn Staaten im Jahre 2004 kam) ein deutlich geringeres Armutsrisiko als die übrige Bevölkerung ohne Migrationshintergrund. Dies dürfte an der Qualifikation dieser  Zuwanderer und der problemlosen Integration liegen. Danach folgt die Gruppe der Spätaussiedler und ihrer Nachkommen, die mit 18,1 Prozent bereits ein höheres Armutsrisiko hat.

Deutlich höhere Armutsgefährdungsquoten weisen Personen aus den neuen EU-Mitgliedsstaaten (also 2004 oder später beigetreten) mit 24,1 Prozent, Personen aus den Gastarbeiter-Anwerbeländern, zum Beispiel Türkei, (30,2  Prozent) und Personen aus Drittstaaten (36,1 Prozent) auf. Steigt also der Anteil der letzten drei Gruppen an den Migranten, wächst die Gesamt-Armutsquote ebenfalls überproportional.

Herausstechend ist das erhebliche Armutsrisiko der hier lebenden 2,9  Millionen türkischstämmigen Menschen: Immerhin 36  Prozent gelten als armutsgefährdet. Jeder Zehnte von Armut Bedrohte hat damit türkische Wurzeln.

Daten zu den erzielten Einkommen der einzelnen Bevölkerungsgruppen – so sie erwerbstätig sind – verstärken den Befund zusätzlich. Demnach verdienen Zuwanderer aus muslimischen Ländern inklusive der Türkei relativ am wenigsten mit 1153 Euro netto pro Monat. An der Spitze liegen die Zuwanderer aus den EU-15 Ländern mit durchschnittlich 1806 Euro netto, was dem durchschnittlichen Nettogehalt aller Erwerbstätigen in Deutschland entspricht.15

Alle Zuwanderer verdienen dabei deutlich mehr, als sie zuvor in ihren Heimatländern verdient haben. Auch die Transferempfänger dürften sich in Deutschland deutlich besserstellen als in ihren Herkunftsländern. So liegt das Einkommen pro Einwohner in der Türkei bei 9950 US-Dollar pro Jahr, in Deutschland bei umgerechnet 45 790 US-Dollar.16 Selbst um unterschiedliche Lebenshaltungskosten bereinigt, dürfte ein Zuwanderer in Deutschland finanziell deutlich besser leben als in seinem Heimatland – unabhängig davon, ob er erwerbstätig ist oder nicht.

Somit stellt sich die Frage, ob wir mit einer Armutsdefinition, die sich an einer Grenze von 60 Prozent des Median orientiert, auf dem richtigen Weg sind. Der Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund wächst in den kommenden Jahren deutlich an, dabei überproportional aus jenen Regionen, aus denen Zuwanderer schon heute eine geringere Erwerbsbeteiligung haben und geringere Löhne erzielen als andere Gruppen der Bevölkerung. Verglichen mit der Lage in ihren Heimatländern erleben diese Menschen eine deutliche finanzielle Verbesserung, sodass sie sich selbst wohl kaum als »arm« definieren dürften.

Im Gegenteil besteht angesichts der Großzügigkeit unseres Sozialstaats die ernste Gefahr, die falschen Migrationsanreize zu setzen und nicht die Leistungsträger der Welt anzulocken, sondern jene, die eher auf die soziale Absicherung hoffen. Doch genau diese Zuwanderer kann unsere hoch entwickelte Industriegesellschaft mit Blick auf den anstehenden demografischen Wandel nicht gebrauchen.17

Wir brauchen also nicht mehr Umverteilung, um eine »Ungerechtigkeit« zu bekämpfen, die aus der Tatsache rührt, dass wir überwiegend Zuwanderer haben, die eine geringere Erwerbsbeteiligung aufweisen und tiefere Löhne beziehen, als die schon hier lebende Bevölkerung. Wer wirklich die statistische Armut bekämpfen will, muss an den Ursachen ansetzen:

•   die Zuwanderung an den Bedürfnissen unserer Wirtschaft orientieren, durch eine Auswahl nach Qualifikation;

•   das Bildungsniveau der hier lebenden Menschen mit Migrationshintergrund deutlich steigern – auch nach dem Motto »Fördern und Fordern«;

•   in den Heimatregionen der Zuwanderer helfen, was deutlich besser und günstiger ist als hier in Deutschland.

Immerhin 60 Prozent der Wähler finden, dass es in Deutschland »alles in allem gerecht« zugeht.18 Wären den Bürgern die hier genannten Fakten präsenter, dürfte der Wunsch nach (mehr) Umverteilung noch geringer werden. Schon jetzt basiert die Wahrnehmung von »Armut« mehr auf der medialen Bearbeitung des Themas als der Kenntnis der Zahlen, wie eine Studie des Allensbach-Instituts zeigt.19 So denken 39  Prozent der Befragten, die Hartz-IV-Sätze seien zu gering. Klärt man die Befragten dann auf, wie hoch die Unterstützung für eine vierköpfige Familie tatsächlich ist, fällt der Anteil auf 25 Prozent. Zugleich ist es Politik und Medien gelungen, die Definition von »Armut« in unserer Gesellschaft deutlich zu verschieben. Galt vor 20 Jahren noch als »arm«, wer seinen Lebensunterhalt nicht selbst bestreiten konnte und deshalb auf Unterstützung angewiesen war, so wird heute erwartet, dass man sich mehr als den Lebensunterhalt leisten kann. Auch hier dürfte ein Wandel der Wahrnehmung einsetzen, wenn deutlicher wird, wer wirklich die Armen in Deutschland sind.

Ist es wirklich die richtige Strategie, nach mehr Umverteilung zu rufen – vor allem wenn die Transferzahlungen in erster Linie an Zuwanderer fließen, die schon heute hier deutlich besser leben als in ihren Herkunftsländern?

Scheinbar denken das viele unserer Politiker, immer getragen von der Illusion, wir »wären ein reiches Land«, und beseelt von dem Gedanken, mit unserem Geld die Welt zu retten. Beispielhaft für diese Sicht ein paar Aussagen der SPD-Politikerin Hilde Mattheis im Deutschlandfunk: »Wir haben Verantwortung in dieser Welt, keine Closed-Shop-Veranstaltung daraus zu machen. (...) da geht es um eine offene Gesellschaft, da geht es darum, zu gestalten und nicht abzuschotten. (...) wir wollen eine Gesellschaft, in der jeder und jede wertgeschätzt wird. (...) diese Gesellschaft ist eine, die im Prinzip auch die Umverteilung von oben nach unten gewährleistet und nicht diese Spaltung der Gesellschaft in massive, zunehmende Armut und eine Konzentration des Reichtums befürwortet.«20 Da haben wir es: Weil wir Arme einwandern lassen in die Sozialsysteme, haben wir mehr Arme! Und deshalb müssen wir mehr umverteilen – und noch mehr Arme ins Land lassen.

Verschleierung der Kosten

Das wäre ja alles noch in Ordnung, wenn wir uns unserer wahren Leistungsfähigkeit bewusst wären. Wenn die Bevölkerung in Kenntnis unseres wirklichen »Kontostandes« und der tatsächlichen Kosten der Politik sich mehrheitlich für diesen Weg entscheiden würde. Doch bei beidem hapert es, weil Medien und Politik lieber auf Verschleierung als auf Aufklärung setzen. Das haben wir schon bei der Bestandsaufnahme gesehen, noch schlimmer ist es bei den Kosten der Zuwanderung.

Die Neue Zürcher Zeitung ist im September 2017 der Frage nachgegangen, wie es um die Kosten der »(Nicht-)Integration« der insgesamt rund 1,7 Millionen Menschen, die seit 2014 in Deutschland einen Antrag auf Asyl gestellt haben, steht, und musste dabei feststellen, dass die Kosten auf so viele verschiedene Etats verteilt werden, dass es praktisch unmöglich ist, eine Antwort zu bekommen. »Für ein Land, das sonst jede Schraube zählt, ist das nur mit der Angst vor dem eigenen Bürger zu erklären«, so die NZZ. Danach zählt die Zeitung auf, was sie trotz der Verschleierungsbemühungen gefunden hat:21

•    »Allein der Bund will von 2016 bis 2020 zur Versorgung der Flüchtlinge 93,6 Milliarden Euro zur Verfügung stellen. Da die Bundesländer klagen, allenfalls die Hälfte der Kosten erstattet zu bekommen, wären also jährlich zwischen 30 und 40 Milliarden zu veranschlagen. Unklar bleibt, ob dabei die zusätzlichen Ausgaben für 180 000 neue Kindergartenplätze, 2400 zusätzliche Grundschulen und die zugesagten 15 000 Polizisten eingerechnet sind.«

•   »Für eine Million Flüchtlinge geben Bund, Länder und Gemeinden 30 Milliarden Euro im Jahr aus. (...) Das Institut der deutschen Wirtschaft (IW) kommt auf den Betrag von 50 Milliarden, den auch der Sachverständigenrat für 2017 errechnet hat. Das Kieler Institut für Wirtschaftsforschung kalkuliert mit bis zu 55 Milliarden Euro pro Jahr. Zum Vergleich: Mit dieser Summe müssen die Bundesministerien für Verkehr (27,91), für Bildung und Forschung (17,65) sowie für Familien, Frauen, Senioren und Jugend (9,52) in diesem Wahljahr zusammen auskommen.«

•   »(So) kostet jeder Schutzsuchende in Deutschland 2500 Euro pro Monat. Das entspricht der Steuerlast von zwölf Durchschnittsverdienern (3000 Euro pro Monat, Steuerklasse III); oder der von fünf Singles (Steuerklasse I) in dieser mittleren Einkommensklasse. Für einen unbegleiteten jugendlichen Migranten werden sogar bis zu 5000 Euro im Monat veranschlagt.«

•   »Wegen des geringen Bildungsniveaus kalkuliert der Finanzwissenschaftler Bernd Raffelhüschen, dass jeder Flüchtling in seiner Lebenszeit per saldo 450 000 Euro kostet. Bei zwei Millionen Zugewanderten bis 2018 summiere sich das auf Gesamtkosten von 900 Milliarden Euro.«

•   »Allerdings könnten die Zahlen noch höher sein – wegen der vielen neuen Langzeitarbeitslosen. Tatsächlich sind bis jetzt nur 13 Prozent der Flüchtlinge erwerbstätig, und auch das meist nur als Praktikant oder Hilfskraft. Denn 59 Prozent von ihnen verfügen über keinen Schulabschluss. Viele sind Analphabeten.«

Politische Rechenkünstler wie der damalige Bundesjustiz- und heutige Außenminister Heiko Maas stellen sich derweil vor die Kameras und behaupten: »Die Milliarden für die Integration wurden in diesem Land erwirtschaftet und wurden niemandem weggenommen.«22 Da staunt man doch schon sehr und möchte sich an den Kopf fassen.

Die Integration scheitert (erneut)

Man müsste heute viel mehr Geld in die Hand nehmen, um künftige Kosten zu reduzieren. Viel hängt gerade an der sprachlichen und kulturellen Integration der Jugend, da diese doch in Zukunft in der Lage sein soll, durch eigene Arbeit einen möglichst hohen Beitrag zu leisten. Auch wenn die Masse bei Gesamtkostenbetrachtung ein Zuschussgeschäft bleiben wird, so würde die Gesamtbelastung für alle Steuer- und Beitragszahler gesenkt. Ein klassisches Beispiel für Investition heute und Ertrag morgen.

Doch gerade hier sieht es gefährlich nach derselben Strategie aus, die unsere Politiker auf faktisch jedem entscheidenden Politikfeld betreiben: Quatschen statt handeln. Schulen mit einem Migrantenanteil von über 80 Prozent können nicht integrieren. Sie sind Verwahranstalten, die auf das Leben in vom Sozialstaat – also uns allen – finanzierten Parallelgesellschaften vorbereiten. Sie sind die Garantie für eine lebenslange Belastung der Gesellschaft in jeder Hinsicht und für die Betroffenen für ein Leben am Rande, unzufrieden und unproduktiv.

Wenn dann noch die »Mehrheitsgesellschaft« toleriert und wegschaut, wo Intoleranz herrscht, ist ein Scheitern jeder wirklichen Integration garantiert. Es ist erschütternd, wie wir schulterzuckend hinnehmen, wie deutschstämmige und jüdische Kinder in öffentlichen Schulen gemobbt werden, weil sie nicht muslimischen Glaubens sind.23 Wer das hinnimmt, darf nicht erwarten, dass es in Zukunft besser wird. Es wird schlechter. Passend dazu auch der dramatische Anstieg der Kriminalität an Schulen, vor allem bei den unter 14-Jährigen.

Natürlich kann man dann immer noch die Schuld bei uns suchen. Wir machen halt nicht genug, um die Integration zu ermöglichen. So sehr ich denke, dass wir deutlich mehr in Bildung investieren müssen, vor allem in kleinere Lerngruppen, so sehr denke ich auch, dass die Art der Zuwanderung entscheidend ist.

Wenn die Süddeutsche Zeitung betroffen vermeldet, dass »viele Kinder mit Migrationshintergrund unglücklich an deutschen Schulen sind«,24 steht natürlich sofort der Vorwurf im Raum, wir würden nicht genug unternehmen, um zu verhindern, dass die Kinder und Enkel von Zuwanderern in der Schule weitaus schlechtere Leistungen erbringen als die Kinder von deutschstämmigen Familien. Sie »hätten eher das Gefühl nicht dazuzugehören« und müssten besser gefördert werden. Schließlich kämen sie aus einfachen Verhältnissen und die Eltern hätten ebenfalls ein niedriges Bildungsniveau.

Sodann verweist die SZ auf andere Länder, denen es »sehr viel besser (gelänge), Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund auf ein ähnliches Leistungslevel wie ihre Mitschüler zu heben«. Gemeint sind: Singapur, Kanada und Neuseeland. Auf die Idee, dass der entscheidende Grund für diesen Unterschied nicht in den Investitionen in Bildung, sondern in der Art der Zuwanderung liegt, kommt man bei der SZ natürlich nicht, denn es würde ja nicht in das gewünschte Bild passen. Dabei liegt auf der Hand, dass die schulischen Leistungen von Kindern von Zuwanderern in Ländern, die sich diese handverlesen nach Bildung und Qualifikation aussuchen, höher sein müssen als bei uns, die wir eine Politik der offenen Türen für Einwanderung in unseren Sozialstaat betreiben!

Der Bremer Soziologe Gunnar Heinsohn fasst all dies in einem Kommentar zusammen:25 »Hochqualifizierte integrieren sich auch dann nicht mit Schulversagern, wenn sie Sprache, äußere Erscheinung, Religion und Wohnort mit ihnen teilen. So verbandeln sich türkische Universitätsabsolventen weder in Istanbul noch in Berlin mit Landsleuten, die nicht richtig schreiben und lesen können. Würde die Regierung einen Gipfel für das engere Zusammenrücken von deutschen Exzellenzstudenten und ebenso alteingesessenen Sonderschülern einberufen, würde die verdutzte Republik den Aberwitz all dieser Vorhaben umgehend erfassen. Integration gelingt nur, wenn sie nicht gepredigt werden muss, weil die Neubürger – unter welcher Gottheit und Hautfarbe auch immer – mit der Kompetenz für lebenslanges Lernen kommen. Solche Migranten verfallen auf das für ihr Fortkommen passende Verhalten von ganz alleine. Menschen ihres Könnens werden wegen steigender Anforderungen allerdings weltweit knapper und sind aufgrund zu geringer Geburtenraten in allen OECD-Staaten heiß begehrt. In dieser Staatengruppe stehen Länder wie Deutschland und Österreich mit anschwellenden Integrationsindustrien im Wettbewerb mit Nationen vor allem im Angloraum und Ostasien, die sich auf die Wettbewerbsfähigkeit ihrer Wirtschaft konzentrieren. Die Leistungsprofile Deutschlands oder Österreichs lassen auch deshalb dramatisch nach.« Sodann bringt Heinsohn die Folgen der Politik, wie wir sie betreiben, auf den Punkt: »Die Kombination aus Mittelschichtschrumpfung und qualifikationsarmer Zuwanderung überfordert das vergreisende Deutschland.«

Es ist also naheliegend, eine Zuwanderung von qualifizierten Menschen aus aller Welt zu fördern. Hier stehen wir allerdings vor dem – gerne vergessenen – Problem, dass diese Menschen es sich aussuchen können, wohin auf der Welt sie migrieren. Die angelsächsischen Länder haben hier nicht nur einen sprachlichen Vorteil. Sie locken auch mit Spitzenuniversitäten, liberalen Forschungsregelungen und niedrigen Abgaben. Im zunehmenden Wettbewerb um diese Talente ist Deutschland nicht gut aufgestellt, weshalb der Ruf nach einem Einwanderungsgesetz nach »kanadischem Vorbild« zwar richtig ist, allerdings verkennt, dass die Qualifizierten bei uns nicht Schlange stehen. Diese konzentrieren sich auf andere Regionen der Welt, und wir müssten weitere Maßnahmen (Abgabensenkung, Verbesserung der Schulen und Universitäten) ergreifen, um für diese Gruppe attraktiver zu werden.

Das gilt auch mit Blick auf die Höchstleister bei uns. Mit steigender Abgabenbelastung und verschlechtertem sozialen Klima, dürfte die Abwanderung aus dieser Gruppe zunehmen. Bevor wir uns also auf das Anwerben der Spitzenkräfte aus dem Ausland konzentrieren, sollten wir die Anstrengungen erhöhen, unsere Besten im Lande zu halten.

Ein komplexes Problem

In diesem Buch geht es um die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit unserer Gesellschaft. Um unsere Fähigkeit, auch in Zukunft hohe Einnahmen zu erwirtschaften und das Vermögen zu mehren oder zumindest zu erhalten. Dazu gehören Themen, die mit der Einkommensentstehung zu tun haben, und auch Themen, die mit der Verwendung von Einkommen zu tun haben.

Unter rein wirtschaftlicher Betrachtung sollte Zuwanderung ausschließlich dazu dienen, den hiesigen Wohlstand zu erhalten oder zu steigern. Dies bedeutet, dass Zuwanderer eine Erwerbsbeteiligung und Einkünfte über dem Schnitt der hier lebenden Bevölkerung haben sollten. Dann wären sie eindeutig ein ökonomischer Gewinn.

Neben dieser ausschließlich auf Deutschland fokussierten Sichtweise haben wir es mit einem globalen Problem zu tun. Auf der einen Seite steht der schrumpfende und vergreisende europäische Kontinent, auf der anderen Seite Afrika mit einer explodierenden Bevölkerung. Angesichts der dort gegebenen Perspektivlosigkeit für einen Großteil der jungen Bevölkerung und des erheblichen Wohlstandsgefälles ist es nur natürlich, dass sich ein zunehmender Migrationsdruck ergibt. Zusätzlich wird dieser durch Krieg, Bürgerkrieg und Terror verstärkt, die wiederum auch eine Folge der demografischen Entwicklung sind, wie Gunnar Heinsohn seit Jahren mit seinen Analysen aufzeigt. Die Ereignisse des Jahres 2015 waren deshalb nur ein kleiner Vorgeschmack auf die Probleme, vor denen Europa steht.

Die bisherigen Erfahrungen mit der Integration von Zuwanderern aus diesen Regionen sind nicht ermutigend. Sowohl was die Erwerbsbeteiligung als auch was das Einkommen betrifft, liegen Menschen aus den Herkunftsländern des Nahen Ostens und Afrikas weit unter dem Schnitt der hier lebenden Bevölkerung. Sie sind also eine dauerhafte finanzielle Belastung für unsere Gesellschaft.

Deshalb gibt es auch eine Belastungsgrenze finanzieller Art, die jeder sieht, der sich nicht im Märchen vom reichen Land verliert. Ebenso dürfte es eine Grenze der sozialen Integrationsfähigkeit geben, vor allem wenn es sich um Menschen aus einem anderen Kulturraum handelt. Dies anzusprechen ist nicht fremdenfeindlich, sondern einfache Mathematik.

Ein Land mit 82 Millionen Einwohnern kann unmöglich Milliarden von Menschen, denen es in ihrer Heimat schlechter geht als uns, hier retten. Wir müssen folglich einen anderen Weg finden, um mit der erheblichen Ungleichheit zwischen den Regionen in der Welt umzugehen.

Zunächst ist da der fehlende Weg einer legalen Migration nach Europa. Da die meisten Menschen aus dem Nahen Osten und Afrika nicht das Qualifikationsniveau haben, welches wir für unsere hochindustrialisierte Gesellschaft – die zudem vor einem massiven Innovationsschub steht – bräuchten, gibt es für sie keinen legalen Weg der Zuwanderung. Deshalb machen sie sich auf eine gefährliche, teure und von Schleppern organisierte Reise und berufen sich dann auf Asyl, wohlwissend, dass die Chancen, im Zielland dauerhaft bleiben zu können, sehr hoch sind. Werden doch trotz Ablehnung von Asylbescheiden nur die wenigsten Menschen gegenwärtig in ihre Heimatländer abgeschoben. Damit wird das wichtige Instrument des Asyls, welches für wirklich politisch verfolgte Menschen gedacht ist, zunehmend ausgehöhlt.

Besser wäre es deshalb, einen legalen Weg der Einwanderung zu finden. Wir wissen zwar, dass die Mehrheit dieser Menschen dennoch dauerhaft weniger verdienen wird als der Schnitt der hier lebenden Bevölkerung, wir könnten aber den Integrationserfolg erhöhen und eine Erwerbsbeteiligung sichern. Dies wäre beispielsweise möglich, indem wir Deutsch- und Integrationskurse und Berufsausbildung vor Ort anbieten. Menschen, die diese Kurse mit Erfolg absolvieren, beweisen, dass sie einen eigenen Beitrag leisten wollen, und sollten legal nach Deutschland einwandern dürfen.

Umgekehrt müsste dann der Missbrauch des Asylrechts deutlich eingeschränkt werden. Dazu gehört zwingend eine Schließung der europäischen Außengrenzen. Offene Grenzen und ein großzügiger Sozialstaat sind nicht gleichzeitig darstellbar.

Die Flüchtlingskrise des Jahres 2015 ist auch unter diesem Blickwinkel zu sehen. Letztlich war sie der (vorläufige) Höhepunkt des Migrationsdrucks aus Afrika. Nur rund die Hälfte der Zuwanderer des Jahres waren im eigentlichen Sinne des Wortes Bürgerkriegsflüchtlinge aus Syrien. Die andere Hälfte waren Migranten aus anderen Regionen. Da abzusehen ist, dass Kriege und Bürgerkriege in der Region eher zu- als abnehmen, ist auch davon auszugehen, dass es immer wieder Migrationsschübe geben wird, die einen hohen Anteil von Menschen aufweisen, die Flüchtlinge sind. Deshalb jedoch alle Migranten aus der Region pauschal als »Flüchtlinge« zu bezeichnen, wie dies in den Medien häufig immer noch geschieht, ist irreführend.

Wie bereits gesagt, ist es unmöglich, allen Menschen der Welt Zuflucht in Deutschland zu geben. Deshalb müssen wir mit unseren Ressourcen effizient umgehen. Am besten ist es, möglichst vielen Menschen zu helfen, was vor Ort am günstigsten zu bewerkstelligen ist. Eine Zuwanderungswelle wie 2015 können wir uns aus offensichtlichen Gründen nicht leisten. Geschlossene Grenzen, konsequente Abschiebung, Öffnung legaler Zuwanderungswege und Hilfe vor Ort sind die erforderliche Kombination.

Schaden statt Nutzen

Wir haben gesehen, dass Zuwanderung nur in der Theorie unser Sozialstaatsproblem löst. Wir bräuchten qualifizierte Zuwanderer, die im Schnitt mindestens so viel erwirtschaften wie die bereits hier lebende Bevölkerung, und vor allem bräuchten wir einen konstanten Zustrom an diesen qualifizierten Menschen, weil auch Migranten alt werden.

In der Praxis sind wir von diesem Ziel weit entfernt. Unsere Politik der ungesteuerten Migration beschleunigt die Erosion unseres Wohlstandes, obgleich die Politik uns genau das Gegenteil verspricht. Dabei bewirkt die Zuwanderung, wie wir sie geschehen lassen oder gar befördern – erinnert sei an die Werbefilme des Bundesamtes für Migration zum Asylverfahren in verschiedenen Sprachen –, den Niedergang auf verschiedene Wege:

•   Da sind zunächst die Kosten für die Versorgung der zugewanderten Menschen durch unsere Sozialsysteme.

•   Hinzu kommt eine Verschiebung in der Bevölkerungsstruktur hin zu Menschen mit niedrigerer Qualifikation, geringerer Erwerbsbeteiligung und tieferen Gehaltsniveaus. In der Folge wird das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf noch stärker sinken als ohne Zuwanderung.26

•   In der Folge sinkt unser Wohlstand, während wir gleichzeitig mehr Ausgaben haben für den Anteil der Migranten, der nicht oder nicht ausreichend verdient. Das gesamtstaatliche Finanzierungsdefizit steigt weiter an, statt wie von der Politik versprochen zu sinken.

•   Die Zuwanderung wenig qualifizierter Menschen aus überwiegend muslimischen Ländern dürfte zudem die Attraktivität für qualifizierte Zuwanderer aus anderen Regionen senken. Dies ist deshalb relevant, weil sich ein globaler Wettkampf um die größten Talente abzeichnet, in dem Deutschland aufgrund von Sprachbarrieren und hohen Abgabenlasten schon heute einen schweren Stand hat. Häufen sich Übergriffe auf Menschen bestimmter Herkunft – ich denke beispielsweise an die bestürzende Zunahme antisemitischer Übergriffe durch zugewanderte Moslems –, so werden wir für die Zuwanderer, die wir eigentlich bräuchten, noch unattraktiver. Auch dadurch sinkt unser Wohlstand.

•   Völlig vergessen wird in dieser Diskussion die Wirkung der Veränderungen auf die Migrationsbewegung aus Deutschland hinaus. Verlieren wir aus den oben genannten Gründen und den anderen mit der Zuwanderung verbundenen Problemen (Kriminalität, No-go-Areas) an Attraktivität für qualifizierte Zuwanderer, so gilt das auch für die hier geborenen Menschen. Schon heute wandern pro Jahr rund 200 000  Menschen aus Deutschland aus. Dabei dürfte es sich überwiegend um besser Qualifizierte handeln; eine Tendenz, die sich verschärfen wird, je mehr andere Regionen ebenfalls um gut ausgebildete, leistungsfähige und leistungswillige Menschen werben. Flüchten breite Teile des Bürgertums zuerst aus Problemschulen und dann aus dem staatlichen Schulsystem, ist es bis zur Flucht aus dem Land nicht mehr weit.

Was zum ernüchternden Fazit führt: Die Art der Zuwanderung, wie wir sie mit Blick auf die demografische Entwicklung fördern, ist ein wirtschaftliches Desaster. Sie beschleunigt den Verfall des Wohlstandes hierzulande und wird die sozialen Konflikte massiv verstärken. Der politische Ruf nach (noch) mehr Umverteilung wird diesen Niedergang weiter beschleunigen.




KAPITEL 9

EURO(PA) UM JEDEN PREIS

Ein politisches Projekt gegen jede ökonomische Logik

»Der Euro wird kommen,  aber er wird keinen Bestand haben.«

ALAN GREENSPAN, US-Notenbankchef (1997)

Unsere Politiker haben zwei Glaubenssätze. Erstens: Zuwanderung stabilisiert das Sozialsystem. Zweitens: Der Euro und Europa sichern die Zukunft unseres exportorientieren Wirtschaftsmodells. Die erste Annahme haben wir soeben als Desaster entlarvt. Leider sieht es auch mit der zweiten Annahme nicht besser aus.

EU-Kommissar Günther Oettinger, früherer CDU-Ministerpräsident in Baden-Württemberg, sei an dieser Stelle für seine Ehrlichkeit gelobt. Im Interview sagte er deutlich, dass wir wegen der Interessen der deutschen Exportindustrie in eine Transferunion auf Ebene der Eurozone einsteigen müssten: »Ich habe jahrzehntelang im Länderfinanzausgleich in Richtung aller deutschen Regionen mitgeholfen. Für mich ist Europa ein Teil dessen, was ich als Verantwortung sehe. Man kann nicht nur S-Klasse produzieren und S-Klasse exportieren, ansonsten sagen, mich geht Europa nichts an. Europa ist eine Schicksalsveranstaltung und wir sollten alles tun, dass in allen europäischen Regionen die Grundlagen für Wirtschaften, für Fortschritt, für Zukunft gegeben sind. Deswegen: Mir ist Europa wichtig und nicht nur Mecklenburg und nicht nur das Saarland.«1 Dies verband er mit der Aufforderung an die Bundesregierung, auf die Forderungen aus Frankreich nach mehr europäischer Solidarität und Umverteilung zu Lasten der deutschen Steuerzahler einzugehen.

Es geht um Wirtschaft, nicht um Frieden

Damit ist zumindest klar, welches Ziel die deutsche Politik in Europa verfolgt. Es geht um die Sicherung unserer Absatzmärkte um jeden Preis. Konfrontiert man die Politik mit den (offensichtlichen) negativen wirtschaftlichen Konsequenzen des Euro, wird immer die »Frieden stiftende« Wirkung von EU und Euro betont. Doch auch hier zeigt sich bei genauerem Betrachten, dass es sich um eine Behauptung handelt, der jegliche Substanz fehlt.

Natürlich war es richtig, nach den furchtbaren Ereignissen in der ersten Hälfte des letzten Jahrhunderts durch eine friedliche Kooperation der früheren Erzfeinde zu verhindern, dass sich Kriege in Europa wiederholen. Die EU hat dazu zweifellos einen Beitrag geleistet. Richtig ist aber auch, dass wissenschaftliche Forschungen in der Demografie, vor allem im Anteil junger Männer in einer Gesellschaft, den entscheidenden Erklärungsfaktor für die Bereitschaft zu Krieg, Bürgerkrieg und Terror sehen.2

So ist es kein Wunder, dass in Gegenden mit hohen Geburtenraten – siehe Naher Osten und Afrika – Krieg und Terror herrschen und in Regionen mit stabiler und schrumpfender Gesellschaft Frieden. Auch ohne EU und Brüsseler Kontrolle sollte es demnach innerhalb Europas friedlich bleiben.

Eine Herausforderung entsteht durch die Bevölkerungsentwicklung vor unserer Haustür und den sich dadurch ergebenden Migrationsdruck, der auch die dortigen Konflikte zu uns bringt. Hier könnte die EU theoretisch einen Beitrag leisten, hat aber bisher auf ganzer Linie versagt. Bis heute gibt es keinen wirksamen Schutz der Außengrenzen und eine Verhinderung der illegalen Wirtschaftsmigration.

Eine Union von Nationalstaaten mit einer neu geordneten Eurozone müsste folglich keineswegs »weniger friedlich« sein. Eher im Gegenteil.

Die Illusion des Profiteurs

Stimmt es, dass Deutschland der große Gewinner des Euro ist? Die Antwort der Politik ist hier immer eindeutig positiv. Schließlich würden wir so mehr in die Eurozone exportieren und hätten damit einen erheblichen wirtschaftlichen Gewinn.

In Wahrheit ist es nicht so einfach, wie wir schon in Kapitel 5 gesehen haben. Zunächst ist der Euro ein Subventionsprogramm für die exportorientierte Industrie in Deutschland. Es profitieren vor allem die Aktionäre und (weniger) die Mitarbeiter dieser Branchen. Demgegenüber gibt es allerdings erhebliche Wohlstandsverluste für andere. Deutsche Konsumenten können nicht mehr wie früher von der höheren Kaufkraft der eigenen Währung profitieren, wenn sie im Euroraum Urlaub machen.

Viel schwerer wiegt die Tatsache, dass die Produktivitätszuwächse in Deutschland deutlich zurückgegangen sind. Der schwache Euro und das wegen der EZB-Rettungspolitik tiefe Zinsniveau haben den Wettbewerbsdruck für die deutsche Wirtschaft signifikant gesenkt. In der Folge wurde weniger investiert, die Qualität der Arbeitskräfte hat sich verschlechtert, es gab weniger technischen  Fortschritt und zusätzlich sind wir besonders in weniger produktiven Bereichen gewachsen wie die Daten von McKinsey zeigen.3 Schleichend erodiert so unsere Wettbewerbsfähigkeit, was mittelfristig zu einem Rückgang des Wachstums in Deutschland führen wird.

Doch selbst wenn man diese Argumente nicht gelten lässt, muss man sich fragen, was wir von den Handelsüberschüssen haben, die wir mit den anderen Ländern des Euroraumes erzielen. Bedeuten diese Überschüsse doch auch, dass wir entsprechende Forderungen gegen diese Länder aufbauen, die angesichts von deren schon hoher Verschuldung von zweifelhafter Güte sind. Symptomatisch bleiben die auf mehr als 12 000 Euro pro Kopf der hier lebenden Bevölkerung angewachsenen zins- und tilgungsfreien Target2-Kredite der Bundesbank an die Krisenländer der Eurozone, inklusive Frankreich.

Während Staaten wie Norwegen, Singapur und selbst die Schweiz (über die Notenbank) werthaltiges Auslandsvermögen aufbauen, zwingt uns der Euro zur zinslosen Kreditvergabe an schlechte Schuldner ohne Aussicht auf Tilgung.

Auch die EZB leistet einen zunehmenden Beitrag zur Umverteilung in der Eurozone. Tiefe Zinsen belasten per Definition die Halter von Finanzforderungen (also uns Deutsche) und begünstigen Schuldner und Besitzer von Sachvermögen (also Italiener und Franzosen und die anderen Südeuropäer). Kosten, die wir beim Blick auf unseren Kontoauszug nur erahnen und die erst in den kommenden Jahren und Jahrzehnten richtig sichtbar werden, wenn Millionen von Deutschen ihre Lebensversicherungen ausgezahlt bekommen.

Fazit: Der Euro ist faktisch ein Subventionsprogramm für unsere Exportindustrie, das wir selber bezahlen und das, wie immer bei Subventionen, die Erosion unserer Wettbewerbsfähigkeit zur Folge hat.

Tabu im politischen Diskurs

Erinnern wir uns an den letzten Bundestagswahlkampf, fällt es schon schwer, sich an die großen Themen zu erinnern. Irgendwie ging es um Bildung, Digitalisierung und »Gerechtigkeit«. Die wirklich relevanten Themen »Migration« und »Eurokrise« wurden nach Möglichkeit gemieden. Bei »Migration« gelang dies weniger, wie der Erfolg der AfD unterstreicht. Beim Thema »Eurokrise« schon deutlich mehr.

Nach der Wahl war es anders. Martin Schulz, der im Wahlkampf Europa nicht groß in den Fokus gerückt hat, begründete nun gerade mit der Absicht, einen Beitrag auf dem Wege zum europäischen Staat leisten zu wollen, die Kehrtwende der SPD hin zur Neuauflage der großen Koalition und seine letztlich gescheiterten Ambitionen, diese als Außenminister mitzugestalten.

Im Koalitionsvertrag geht es mehr um Europa als um Deutschland und es ist eine Aufgabe deutscher Positionen in einem erschreckenden Ausmaß abzusehen. So liest man dort: »Wir wollen die EU finanziell stärken, damit sie ihre Aufgaben besser wahrnehmen kann. (…) Dabei befürworten wir auch spezifische Haushaltsmittel für wirtschaftliche Stabilisierung und soziale Konvergenz und für die Unterstützung von Strukturreformen in der Eurozone, die Ausgangspunkt für einen künftigen Investivhaushalt für die Eurozone sein können. Wir sind zu höheren Beiträgen Deutschlands zum EU-Haushalt bereit. (…) Den Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) wollen wir zu einem parlamentarisch kontrollierten Europäischen Währungsfonds weiterentwickeln, der im Unionsrecht verankert sein sollte.«

Im Klartext sichern die Koalitionäre zu, in weitaus größerem Maß als bisher Gelder nach Europa umzuverteilen. Die Bevölkerung wurde dazu jedoch nie befragt. Im Wahlkampf wurden Für und Wider einer stärkeren finanziellen Umverteilung nicht ausgetauscht. Erneut plant die Politik, ohne Einflussmöglichkeit der Bevölkerung, erhebliche finanzielle Verpflichtungen einzugehen. Getragen von der Überzeugung der Akteure, es besser zu wissen als das Volk und somit das Richtige zu tun. Das Problem dabei: Sie haben bis heute die Eurokrise nicht verstanden und deshalb mit viel Energie an Nebenthemen gearbeitet. Und jene, die die Krise verstanden haben, fürchten nichts mehr, als dass die Ursachen verstanden werden, setzen auf Ablenkung und hoffen auf ein Wunder. Das Wunder wird aber nicht kommen.

Die Euro-Themen müssen auf den Tisch

Um zu verstehen, in welch fatale und kostspielige Sackgasse uns die Politik manövriert hat, muss man sich die Mühe machen, die Eurokrise überhaupt zu verstehen. Viele gute Bücher wurden dazu geschrieben, auch ich selbst habe in verschiedenen Publikationen die Ursachen analysiert. Deshalb an dieser Stelle eine Kurzfassung.

Bereits nachdem der Euro beschlossen wurde, begannen die Zinsen in den anderen Mitgliedsländern relativ zu Deutschland zu sinken. Die Finanzmärkte spekulierten darauf, dass der Euro, wie zuvor die Deutsche Mark, stabil sein würde und damit auch in den anderen Ländern die Inflationsraten zurückgehen. In der Folge sank der Realzins – also der Zins nach Inflation – deutlich und in einigen Ländern in den negativen Bereich. Die tiefen Zinsen führten zu einer stark steigenden Kreditvergabe an den Privatsektor in den heutigen Krisenländern. Unternehmen und private Haushalte verschuldeten sich, vor allem um Immobilien zu kaufen. In der Folge stiegen die Preise von Immobilien, was wiederum die Nachfrage weiter anfachte. Im Falle von Spanien und Irland kam es zu einem regelrechten Bauboom.

Die schuldenfinanzierte Nachfrage erstreckte sich nicht nur auf Immobilien, sondern auf alle Arten von Gütern. Da die eigene Wirtschaft diese Zusatznachfrage nicht bedienen konnte, kam es zu immer mehr Engpässen in diesen Ländern. Die Löhne zogen an und die Handelsdefizite stiegen, vor allem mit Deutschland.

Da Deutschland zur gleichen Zeit noch in der Rezession steckte, hielt die EZB die Zinsen auf tiefem Niveau und steuerte nicht gegen. Damit befeuerte sie den schuldengetriebenen Boom zusätzlich.

2010 platzte die Blase im Zuge der von den USA ausgehenden Finanzkrise. Es zeigte sich, dass Staaten wie Griechenland über ihre Verhältnisse gelebt hatten. Es wurde auch deutlich, dass der Privatsektor in Ländern wie Irland, Spanien und Portugal untragbare Schulden angehäuft hatte und deshalb die Bankensysteme dieser Länder vor erheblichen Verlusten standen.

Im Ergebnis haben wir es mit zwei grundlegenden Problemen in der Eurozone zu tun: Zum einen mit einer noch immer gegebenen sehr hohen Verschuldung der Privatsektoren einiger Länder, hohen Staatsschulden in anderen und hohen Gesamtschulden in den meisten. Zum anderen hat der Boom in den heutigen Krisenländern und Frankreich dazu geführt, dass die Lohnstückkosten, also die effektiven Löhne, wenn man um die unterschiedliche Produktivität bereinigt, deutlich gestiegen sind, während sie in Deutschland stagnierten und erst in letzter Zeit wieder zulegten. Damit hat sich die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands innerhalb der Eurozone verbessert, was es den anderen Ländern so schwer macht, aus eigener Kraft die Rezession zu überwinden und vor allem die (untragbare) Schuldenlast abzubauen.

Notwendig ist in einer solchen Situation:

•   eine Reduktion der zu hohen staatlichen und privaten Schuldenlast,

•   eine Sanierung der Banken, • eine deutliche Anpassung der Lohnkosten in den Krisenländern nach unten.

Nichts, aber auch gar nichts davon ist in den letzten Jahren erfolgt. Im Gegenteil: Die Schulden von Staaten und Privaten liegen in der Eurozone – und dabei vor allem in den Krisenländern – über dem Niveau von 2007. Die europäischen Banken sitzen weiterhin auf einem Berg fauler Forderungen und Schätzungen gehen in die Größenordnung von 1000 Milliarden Euro, die fehlen. Auch die Wettbewerbsfähigkeit hat sich zwischen den Ländern nicht angenähert.4

Schuld daran trägt gerade auch die deutsche Bundesregierung, die sich konsequent weigert, einen dringend erforderlichen Schuldenschnitt, verbunden mit einer Neuordnung der Eurozone, vorzunehmen.

Der Grund für die Weigerung ist klar: Wo Schulden verschwinden, verschwinden auch die damit im Zusammenhang stehenden Vermögen. Und da wir Deutschen einer der größten Gläubiger in der Eurozone sind, würden unsere Kapitalsammelstellen (Versicherungen, Pensionskassen, Banken) die größten Verluste realisieren. Und damit wir alle.

Da ist es doch viel bequemer, der EZB die Last zuzuschieben, mit immer mehr und immer billigerem Geld die Illusion der Zahlungsfähigkeit aufrechtzuerhalten. Dass unsere Politiker danach über die tiefen Zinsen klagen, ist mehr als heuchlerisch. Natürlich sind die Maßnahmen der EZB nichts anderes als ein Subventionsprogramm für Schuldner. Doch ohne dieses Programm wäre der Euro heute schon Geschichte. Die EZB kauft Zeit, die unsere Politiker nicht nutzen.

Schon 2010 hätten wir handeln müssen

Bereits 2010 war offensichtlich, dass die Einführung des Euro ein großer ökonomischer Fehler gewesen ist, der zu einem schuldenfinanzierten Konsum- und Investitionsboom geführt hat. Die Schuldenlast von Ländern wie Irland, Portugal, Spanien und Griechenland war bereits damals untragbar. In Italien und Frankreich zeichneten sich die Probleme der Staatsschulden deutlich ab. Schon damals hätte man sich an einen Tisch setzen können und müssen, um diese Schulden in einem geordneten Prozess zu bereinigen und zugleich die Frage zu klären, ob das Korsett des Euro, das jegliche Anpassung innerhalb der Eurozone nur noch über einen langjährigen, schmerzhaften Prozess der »internen Abwertung«, also der Lohnsenkung, verbunden mit hoher Arbeitslosigkeit zulässt, wirklich für alle passt. Dies hat man nicht getan. Stattdessen hat man auf Zeit gespielt.

In diesem Spiel ging es aus deutscher Sicht letztlich um zwei Dimensionen: die Minimierung des finanziellen Schadens und des politischen Schadens – gemessen an der Akzeptanz und Beliebtheit Deutschlands in Europa.

Optimal wäre eine Lösung, die politische Sympathien und Einfluss bringt und die finanziellen Kosten gering hält. Am schlechtesten eine Lösung, die sehr teuer ist und zugleich den politischen Einfluss und die Akzeptanz Deutschlands in Europa reduziert. Zielsicher haben unsere Politiker die schlechte Variante realisiert.

2010 hätten wir noch die Möglichkeit gehabt, den finanziellen Schaden zu begrenzen. Dazu hätten wir:

•   uns eingestehen müssen, dass wir in einer Schuldenunion leben, in der ein immer größerer Teil der Schulden nicht mehr bedient werden kann, was zwangsläufig zu Verlusten bei den Gläubigern – also uns! – führt.

•   eine Strategie wie im Rahmen einer normalen Unternehmensinsolvenz verfolgen müssen. Die Schulden restrukturieren, um damit wenigstens einen guten Teil der Forderungen zu retten.

•   einen Schuldentilgungsfonds schaffen müssen,5 wie damals vom Sachverständigenrat der Bundesregierung angeregt. Allerdings ergänzt um die faulen privaten Schulden, die eine Rekapitalisierung des europäischen Bankensystems erforderlich machen. Dieser Schuldenpool hätte eine Größenordnung von rund drei Billionen Euro gehabt, mit gemeinsamer Haftung aller Euroländer, einer gemeinsamen Finanzierung und solidarischer Tilgung. Die Kosten für Deutschland hätten dann realistisch bei 500 Milliarden Euro gelegen.

•   auf prozyklisches Sparen verzichten müssen. In einer Überschuldungssituation verschärft man so nur die Wirtschaftskrise und unterminiert die Schuldentragfähigkeit nur noch mehr.

•   im Gegenzug für unsere Solidarität Reformen der EU-Institutionen einfordern müssen, statt Reformen in den jeweiligen Ländern, die immer als Einmischung von außen verstanden werden.

Der Charme einer solchen Lösung ist offensichtlich: Man beschränkt sich auf die Bereinigung der Altlasten und eine Reform der Institutionen. Mit Letzterem hätte man eine Wiederholung der Krise weitgehend ausschließen können. Vor allem hätte man keinen Freibrief ausgestellt und keine Haftungsgemeinschaft für die Zukunft etabliert. Zugleich hätten die anderen Länder selbst über ihren Reformweg entscheiden können und müssen, ohne Einmischung von außen. Deutschland wäre der großzügige und konstruktive Partner gewesen, der die Eurokrise gelöst hat. Mit diesem Pfund hätten wir wuchern können.

Bekanntlich haben wir das nicht getan. Stattdessen haben wir im großen Stil private Gläubiger durch staatliche Gläubiger ersetzt (Griechenland!), auf drastischen Sparmaßnahmen in den Krisenländern bestanden und uns in die Ausgestaltung derselben eingemischt. Statt es den dortigen Politikern zu überlassen, ihre Länder wieder auf Kurs zu bringen, haben wir uns als Sündenböcke angeboten, mit denen und gegen die sich bestens Politik machen lässt. Man denke nur an die Plakate in den Wahlkämpfen in den Krisenländern, die nicht gerade ein positives Bild von Deutschland entwerfen. Diese Entfremdung geht so weit, dass amerikanische Nobelpreisträger in Beiträgen in der New York Times davon sprechen, dass Deutschland Griechenland zum zweiten Mal in einem Jahrhundert zerstört habe!

Natürlich ist das Blödsinn. Genauso wie das Gerede von dem vermeintlichen Eurogewinner Deutschland. Wie erläutert, ist Deutschland keineswegs der Gewinner des Euro. Gesamtwirtschaftlich haben wir bei objektiver Betrachtung erheblich an Wohlstand verloren.6 Es zeigt aber, wie groß die Spannungen bereits sind und wie diese in den kommenden Jahren noch weiter zunehmen werden. Die Dämonisierung Deutschlands als böse Hegemonialmacht findet immer breitere Zustimmung.

Doch nicht nur die politischen Sympathien haben wir verspielt. Wir haben auch die Kosten des Euro für uns maximiert. So sind die Schulden seit 2010 in allen Krisenländern deutlich gestiegen. Würden wir heute einen Schuldentilgungsfonds auflegen, dürfte die Größenordnung eher bei 5 Billionen Euro liegen. Wir haben auch keine Hoffnung mehr, über eine Sozialisierung der vergangenen Schulden hinaus eine Sozialisierung der künftigen Schulden zu verhindern. Dazu ist der politische Druck und das Erpressungspotential – Stichwort Target2-Salden – schon viel zu hoch.

Damit sind wir auf dem Weg in eine massive Umverteilung auf europäischer Ebene. Alle Versuche, die Wirtschaftspolitik in den anderen Ländern zu mehr Solidität zu verändern, werden zu noch mehr politischen Abwehrreaktionen führen. Hohe finanzielle Kosten und maximaler politischer Schaden sind also das Ergebnis der deutschen Europolitik.

Natürlich kann so nur ein rationaler Bürger argumentieren, kein Politiker. Die Lösung, die ich oben skizziert habe, gilt aus ökonomischer Sicht desjenigen, der die Kosten zu tragen hat. Für die Politiker sind diese Kosten zweitrangig. Die politische Lösung ist eine andere: Die eine Dimension ist die Minimierung des kurzfristigen politischen Schadens für den agierenden Politiker, die andere die größtmögliche Verzögerung des langfristigen politischen Schadens. Mindestens so lange, bis der Nachfolger sich um das Problem kümmern muss.

Nach diesem Prinzip haben noch alle Politiker gehandelt. So war im Jahre 2010 der politische Entscheid klar. Aus Angst vor der Rache der Wähler wurde alles getan, um die Kosten der Eurorettung zu verschleiern und damit kurzfristig eine gute politische Stimmung zu erhalten. Verbunden wurde dies mit der Hoffnung, dass sich die Krise durch ein Wunder löst oder es lange genug gut geht.

Die gute Nachricht für die Regierung ist, dass weite Teile der Bevölkerung ohnehin nicht mehr durchblicken angesichts der Milliarden, die über die verschiedensten Institutionen verschoben werden. Doch spätestens, wenn Irland, Portugal, Spanien, Italien und Frankreich auch die Hand aufhalten, wird dem Letzten klar werden, welchen hohen Preis wir für die politische statt der ökonomisch vernünftigen Lösung bezahlen. Dann aber entschieden zu spät.

Albtraumszenario Euro-Crash

Dabei kommt es der Politik nicht ungelegen, dass selbst Kritiker der Gemeinschaftswährung vor den fatalen Folgen eines ungeordneten Zerfalls der Eurozone warnen. Nicht nur würden wir unsere erheblichen Forderungen an die anderen Länder verlieren – oder rechnet jemand ernsthaft damit, dass Italien seinen Target2-Verpflichtungen nachkommt? –, wir hätten auch über Nacht eine Depression, weil unsere Exporte in alle Welt kollabieren würden. Der Schaden wäre so groß, dass es allemal besser wäre, weiterzumachen wie bisher. So die Logik.

Ich glaube nicht, dass ein ökonomisch instabiler Zustand alleine durch politischen Willen in alle Ewigkeit aufrechterhalten werden kann, weshalb es zwingend erforderlich ist, sich mit dem Szenario des Zerfalls auseinanderzusetzen. Beispielhaft für die vielen Studien, die es zu dem Thema gibt und die mehr oder weniger zur gleichen Aussage kommen, sei an dieser Stelle eine Analyse der Deutschen Bank zitiert.7

Käme es zu einem Zerfall der Eurozone, so würde es sich zweifellos um einen der größten Schocks in der Geschichte der Weltfinanzmärkte handeln. Schon früher gab es Währungsverbünde, die gescheitert sind, doch ist die Eurozone einzigartig in der Größe und in der Vernetzung der Finanzmärkte.

Der Schock würde sich vor allem über die Wechselkursrelationen auswirken. So ist der Euro heute eine schwache Währung, aber vor allem für die Nordländer wie Finnland, die Niederlande und Deutschland. Für die Südländer wie Spanien, Griechenland und Portugal ist er hingegen immer noch zu stark. Letzteres erklärt zusätzlich die schwache Wettbewerbsfähigkeit dieser Länder auf den Weltmärkten.

Käme es nun zu einem Zerfall des Euro, würden sich die wieder eingeführten nationalen Währungen sehr unterschiedlich verhalten. Startpunkt eines Zerfalls der Eurozone könnte nach Auffassung der Deutschen Bank der Versuch sein, ein weiteres Anschwellen der Target2-Forderungen zu verhindern. Dies ginge nur mit Kapitalverkehrskontrollen und einer Beschränkung des Zugangs der Geschäftsbanken zu den Mitteln der EZB. Offensichtlich nur denkbar, nach einer vorherigen politischen Zuspitzung der Lage. Die  Kapitalmärkte würden umgehend auf einen Zerfall des Euro wetten und sich dabei an der Zeit vor Einführung des Euro orientieren. Gerade für die Währungen der Südländer (inklusive Frankreichs) würde mit einer deutlich höheren Inflation gerechnet werden, was zu einer sofortigen Abwertung dieser Währungen führen würde.

Die Bank rechnet mit einer Abwertung in einer Größenordnung von rund 40 Prozent für Spanien, Griechenland, Italien und Portugal und einem Verlust der neuen Deutschen Mark von rund 10 Prozent gegenüber dem Dollar. Hier wäre die Ursache die unvermeidliche schwere Rezession hierzulande.

Doch damit nicht genug. Es käme zu einer wahren Kapitalflucht aus Europa, was auch daran liegt, dass die weltweiten Geldreserven anders angelegt würden. Mindestens der Gegenwert von 500 Milliarden US-Dollar würde in andere Regionen verlagert, so die Schätzung der Bank. Auch der Privatsektor aus der ehemaligen Eurozone dürfte sich an der Flucht beteiligen, wenn er nicht, was viel intelligenter wäre, schon vorher Kapital in andere Währungsräume verlagert. Nichts wie raus aus Europa wäre die Zusammenfassung.

Das Weltfinanzsystem stünde vor der Kernschmelze. Natürlich würden die Notenbanken mit beispiellosen Maßnahmen auf diesen Schock reagieren. Vor allem die US-Notenbank Fed dürfte eine Monsterwelle an US-Dollar-Liquidität über die Weltmärkte rollen lassen. Dies erwartet auch die Deutsche Bank. Die weltweiten Zinsen würden drastisch fallen, so in Deutschland weit in den negativen Bereich.

Aus gutem Grund: Deutschlands Geschäftsmodell wäre über Nacht als das entlarvt, was es ist. Eine einseitige Orientierung auf den Export mit einer impliziten und expliziten Subventionierung der zugehörigen Industrien. Die internationale Wettbewerbsfähigkeit wäre zwar nicht verschwunden, aber zumindest erheblich geschädigt. Die stagnierenden Produktivitätsfortschritte seit Einführung des Euro würden sich direkt schmerzhaft bemerkbar machen. Eine tiefe Rezession und Anpassungskrise mit erheblichen sozialen Verwerfungen wäre die Folge. Die Wohlstandsillusion des »reichen Landes« würde über Nacht platzen. Zwar denke ich, dass sich die Wirtschaft davon wieder erholen würde, vor allem weil wir in der Tat in einigen Industrien führend sind. Schmerzfrei wird es nicht sein.

Die Vorstellung, dass die Eurozone zerfällt, ist keineswegs abwegig. Selbst den größten Anhängern des Euro ist klar, dass es keine gute Idee war, die Währungsunion ohne die erforderliche politische und fiskalische Integration einzuführen. Jetzt wird das politische Projekt entgegen jeglicher ökonomischer Vernunft von Politik und EZB mit aller Kraft zusammengehalten. Ohne Mario Draghis Versprechen, »alles Erdenkliche zu tun«, und die nun über die EZB-Bilanz faktisch erfolgende Sozialisierung der faulen Schulden wäre der Euro schon längst Geschichte.

Doch am Leben erhalten ist etwas anderes als Heilung. Der Patient lebt, die fundamentalen Krankheitsursachen werden jedoch nicht behandelt. Die Probleme der weitgehenden Überschuldung und der auseinanderlaufenden Wettbewerbsfähigkeit der Mitgliedsländer werden nicht gelöst, sondern verschleppt. Vermeintliche Musterschüler wie Spanien und Portugal werden bei derzeitigem Tempo noch Jahrzehnte brauchen, um die Schuldenlast auf ein erträgliches Maß zu bringen. Aus politischer Sicht ein illusorisch langer Zeitraum.

Politisch korrekt ist es bislang nur, in Richtung »mehr Integration« zu denken, wenn es darum geht, den Karren, der in der Mitte des Flusses steckt, an das rettende Ufer zu bringen. Gerade für unsere Politiker eine verlockende Option, erhält dieses Denken doch die Illusionen hierzulande aufrecht.

Das Problem dabei: Die Eurozone lässt sich auch so nicht retten, weil die erforderlichen Transfers jegliche tragbare Größenordnung überschreiten würden. So wachsen die potenziellen Verluste für alle Beteiligten, vor allem aber uns Gläubiger mit jedem Tag an. Wenn es dann kracht, dann kracht es richtig.

Von Konvergenz keine Spur

Ein Zerfall der Eurozone hätte – vor allem wenn er chaotisch verläuft – erhebliche Konsequenzen. Also wäre es besser, sie würde funktionieren. Leider ist dem nicht so, wie zuletzt erneut eine Studie des Internationalen Währungsfonds (IWF) zeigte.8 Das ist deshalb so beachtenswert, weil der IWF ein großes Interesse daran hat, den Euro zu erhalten, alleine schon aufgrund der erheblichen Risiken, die wir gerade betrachtet haben.

Nicht wenige Ökonomen und Politiker hatten bei Einführung des Euro die Hoffnung, dass sich die einzelnen Volkswirtschaften einander annähern und ein einheitlicher Wirtschaftsraum entstehen würde, die sogenannte »Konvergenz«. Ohne Wechselkursrisiko würde der Handel im Wirtschaftsraum wachsen, die Kapitalmobilität zunehmen und ein höheres Wirtschaftswachstum zu einer Annäherung der Pro-Kopf-Einkommen führen.

In der Tat zeigt die Analyse des IWF, dass es eine solche Konvergenz gegeben hat. Allerdings fand diese zwischen dem Beschluss zur Einführung der Gemeinschaftswährung und dem eigentlichen Start statt. Seit 2001 entwickeln sich die Volkswirtschaften wieder auseinander,9 seit 2010 beschleunigt. Von einer Konvergenz keine Spur. Ganz im Gegenteil.

In den ersten zehn Jahren der Existenz des Euro profitierten die Staaten von tiefen Zinsen, geringen Inflationserwartungen und einer gemeinsamen, stabilen Währung. Allerdings nutzen die Politiker die guten Rahmenbedingungen nicht. Die Staatsausgaben blieben zu hoch und die Reformbereitschaft, die zu Beginn geherrscht hatte, erlahmte. Dies führte, so der IWF, zu »makroökonomischen Ungleichgewichten«. Klartext: einem Schuldenboom in vielen Ländern mit hohen Handelsdefiziten und steigenden Lohnkosten. Ohne ausreichende Überwachung entpuppten sich die explodierenden Kapitalflüsse in der Eurozone als Zeitbombe, die zur Krise führen musste.

Die Eurokrise machte dann deutlich, dass es sich zuvor um die Illusion einer Konvergenz gehandelt hat. Es kam nicht zur erhofften Annäherung und der Schaffung von Wohlstand für alle Teilnehmer des Clubs. Während wir in Deutschland deutlich über dem Vorkrisenniveau liegen, dürften andere Länder wie Italien erst in ein paar Jahren wieder das Niveau von 2008 erreichen.

Ernüchtert stellt der IWF fest, dass die erhofften positiven Effekte der Euroeinführung auf Handel, Arbeitskräftemobilität und Produktivität schwächer waren als erwartet, während die Kapitalströme sich als destabilisierender Faktor erwiesen.

Im Kern kann es eine Konvergenz auf drei Ebenen geben. Da ist zunächst die »nominelle Konvergenz« von Zinsen und Inflationsraten. Dann die »reale Konvergenz« von Einkommen und Produktivität und schließlich zunehmend synchrone Konjunkturzyklen.

Am besten sieht es noch bei der nominellen Konvergenz aus. Die Inflationsraten sanken nach dem Beschluss von Maastricht deutlich. Allerdings liegen auch heute noch die Inflationsraten in den Krisenländern auf einem strukturell höheren Niveau. Diese höheren Inflationsraten, vor allem in Griechenland, Spanien und Portugal, haben dann entschieden zu einem Verlust an Wettbewerbsfähigkeit beigetragen. Ökonomen messen das am realen effektiven Wechselkurs:

Da sich die Zinsen jedoch deutlich stärker annäherten, kam es zu einer Umkehrung bei den Realzinsen, also den Zinsen abzüglich der Inflation. Hatten die anderen Länder vor der Euroeinführung höhere Realzinsen als Deutschland, war es ab 1999 umgekehrt: Deutschland hatte hohe Realzinsen (daher auch die Rezession bei uns), während die anderen Länder sich so billig verschulden konnten wie noch nie – und es bereitwillig taten. Leider für unproduktive Investitionen (Immobilien) und für mehr Konsum. Beides war nicht nachhaltig. Finanziert haben das die europäischen Banken, die ihre Kreditvergabe an Kunden außerhalb ihres Heimatlandes von 1 Billion Euro (1999) auf fast 10 Billionen Euro (2008) ausweiteten.

Abbildung 5: Reale effektive Wechselkurse im Euroraum (im Vergleich zum Rest der Eurozone. Index 1999 = 100)
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Quelle: Eurostat, IWF

Bei der realen Konvergenz sieht es hingegen deutlich schlechter aus. Der Handel innerhalb der Eurozone legte nicht nennenswert zu, stattdessen wuchs der Handel mit den Ländern außerhalb der Eurozone deutlich. Die Arbeitskräftemobilität stieg seit Krisenbeginn, aber längst nicht in dem Maße, welches erforderlich wäre, um die Folgen der Krise zu dämpfen. Die Pro-Kopf-Einkommen näherten sich bis zum Vertrag von Maastricht deutlich an, danach jedoch weniger schnell und seit einigen Jahren überhaupt nicht mehr. Damit wurde das zentrale Wohlstandsversprechen des Euro nicht erfüllt. Und es kommt noch schlimmer: Statt zu einer Annäherung bei der Produktivität zu führen, kam es zu einer noch deutlicheren Divergenz. Zwar sanken die Produktivitätsfortschritte in allen Ländern der Eurozone, besonders stark aber in den Ländern, die schon vorher hinterherhinkten.

Die Konjunkturentwicklung verlief schon vor der Einführung des Euro relativ synchron, und dabei ist es geblieben. Allerdings haben die Ausschläge zugenommen. Einzelne Länder werden stärker von Rezessionen getroffen als andere. Dies hat wiederum Rückwirkungen auf die staatliche Konjunkturpolitik, die unterschiedlich aggressiv reagieren muss.

Noch schlechter sieht es beim sogenannten »Finanzzyklus« aus. Dieser misst die Veränderung bei der Kreditvergabe. In guten Zeiten werden mehr Kredite nachgefragt und von den Banken auch gewährt. In schlechten Zeiten ist das Gegenteil der Fall. Hier gab es nur in den Jahren bis 2009 eine gleichgerichtete Entwicklung (zu immer mehr Schulden). Seither geht der Zyklus deutlich auseinander. Gerade Deutschland, traditionell eine Wirtschaft, die mit weniger Verschuldung arbeitet, wie wir gesehen haben, passt so gar nicht zu den anderen Ländern, stellt der IWF ernüchtert fest.

Natürlich haben die Autoren Ideen, wie man die Eurozone robuster machen könnte. Ganz oben steht der Wunsch nach mehr Umverteilung zwischen den Staaten. So sollten Staaten, die eine Rezession erleben, von den anderen Staaten (nach einem Umweg über Brüssel) Geld erhalten, damit sie sich nicht selber so hoch verschulden müssen.

Dazu passt auch die Idee, über mehr europäische Infrastrukturinvestitionen in Rezessionszeiten den betroffenen Ländern zu helfen. Übersehen wird dabei gerne, dass es in der Praxis immer viel zu lange dauert, bis diese Maßnahmen wirken. In Wahrheit dürfte es sich nicht um temporäre Maßnahmen handeln, sondern um dauerhafte Umverteilungsmechanismen. Die fordern die Autoren auch, mit dem Ziel, die Produktivität zu steigern und so die Konvergenz herbeizuzwingen.

Natürlich fordert der IWF auch Reformen, vermutlich um damit die deutschen Politiker zu beruhigen. Wieso jetzt die Reformen kommen sollen, die schon die letzten 20 Jahre nicht gekommen sind, bleibt unbeantwortet.

Es geht bei den Reformvorschlägen immer nur um das eine. Mehr deutsches Geld zu mobilisieren, um so eine Währungsunion, die offensichtlich nicht funktioniert, zu erhalten. Eine Währungsunion, deren Teilnehmer, wie die US-Bank JP Morgan schon vor Jahren vorrechnete, weniger miteinander gemein haben als alle Länder der Welt, die mit einem »M« beginnen. Die schlechteste aller denkbaren Währungsunionen sei die Eurozone, so die Bank.

»Wenn du merkst, dass du ein totes Pferd reitest, steig ab«, lautete die Empfehlung der Dakota-Indianer. Nicht so unsere Politiker. Obwohl wir zu den ärmsten Privathaushalten Europas zählen, mit einem Staat geschlagen sind, der seine Verpflichtungen nie und nimmer erfüllen kann, und vor einem historisch einmaligen demografischen Niedergang stehen, glaubt die Politik tatsächlich, deutsches Geld könnte das Pferd wiederbeleben. Das kann es nicht.

Transferunion: Würde Frankreich für uns zahlen?

Wir haben gesehen, dass die wirtschaftliche Entwicklung der einzelnen Mitgliedsländer der Eurozone nicht synchron verläuft. Es gibt keinen Ausgleich über staatliche oder private Kapitalströme zwischen den Ländern. Deshalb auch der Wunsch, das zu ändern. Gerade aus Frankreich wird der Ruf immer lauter, eloquent vorgetragen von Präsident Macron, der es auch versteht, die deutschen Medien und die deutsche Politik für seine Ideen zu mobilisieren. Dank der anhaltenden deutschen Illusion von einem »reichen Land, welches wie kein anderes vom Euro profitiere«, fallen seine Ideen bei vielen auf fruchtbaren Boden.

Es treffen:

•   französische Strategie und ein machtvoller Präsident, der anscheinend weiß, was er will,

auf

•   deutschen Opportunismus, vertreten durch Politiker, die in grenzenloser Überschätzung eigener Fähigkeiten und der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit Deutschlands bereit sind, unseren Wohlstand zu opfern.

Getrost dürfen wir angesichts dieser Lage davon ausgehen, dass das finanzielle und ökonomische Desaster in der Eurozone sich verschärfen wird und vor allem wir die Leidtragenden sein werden.

Im Kern möchte Macron die Krise, die durch zu viel billiges Geld und zu viele Schulden verursacht wurde, mit noch mehr Schulden bekämpfen. Alle Vorschläge Macrons zielen im Kern darauf ab, über eine vermehrte Umverteilung zwischen den Ländern – konkret also von Deutschland nach Italien, Frankreich, Spanien … – die Staatsausgaben zu finanzieren und die Banken zu sanieren. Nichts anderes steht hinter den Begriffen Eurozonen-Finanzminister, Eurozonen-Budget, Vervollständigung der Bankenunion und Überlegungen für eine eurozonenweite Arbeitslosenversicherung. Idealerweise noch flankiert von einem Eurozonen-Parlament mit einer strukturellen Mehrheit der Nehmerländer.

Doch damit nicht genug. Nicht nur sollen die Schulden perspektivisch vergemeinschaftet und eine anhaltende Umverteilung realisiert werden. Zusätzlich geht es darum, die Verschuldungskapazität zu erhöhen. Die Franzosen erkennen richtig, dass wir den Point of no Return mit Blick auf staatliche und private Verschuldung schon lange hinter uns gelassen haben. Deshalb muss Deutschland mit seiner relativ guten Bilanz (geringe offizielle Verschuldung, faktisch allerdings Gesamtschulden über dem Niveau von Italien) die Grundlage für weitere Verschuldung liefern. Noch deutlicher kann man nicht machen, wie dumm es ist, im eigenen Land auf Investitionen zu verzichten, nur um die Früchte der (vordergründig) solideren Bilanz mit Ländern, die es wie Frankreich machen, zu teilen. In Frankreich gibt der Staat nämlich mit 3,6 Prozent vom BIP pro Jahr deutlich mehr für Infrastruktur aus als bei uns (2,2 Prozent).10

Kommt es dazu, wird Frankreich der große Gewinner sein. Nicht nur würden die eigenen Finanzprobleme zu Lasten Deutschlands gelöst. Viel wichtiger wäre der dann unstrittige Platz Frankreichs als Anführer einer EU, in der auf Umverteilung und Schuldenmachen gesetzt wird.

Keine der Maßnahmen, die EU-Kommission und die französische Regierung vorschlagen, würde eine Wiederholung der Eurokrise verhindern. Immer noch ist es in unserem Wirtschafts- und Finanzsystem möglich, dass Banken prozyklisch Fehlinvestitionen finanzieren können, dank ihres Privilegs, faktisch unbegrenzt Geld zu schaffen. Deshalb sind die Vorschläge ungeeignet, die unweigerliche Krise nach einem Verschuldungsboom zu verhindern. Es käme lediglich zu mehr Umverteilung zwischen den Ländern und noch mehr staatlichen Schulden.

Doch damit nicht genug. Nicht nur ließe sich so eine Wiederholung der Eurokrise nicht verhindern, das Instrumentarium wäre auch zur Krisenbekämpfung ungeeignet, was wiederum kein Geringerer als der Internationale Währungsfonds vorrechnet.11 Selbst in den USA, wo die Umverteilung zwischen den Bundesstaaten deutlich über dem Niveau zwischen den Mitgliedsländern der Eurozone liegt, tragen fiskalische Transfers nur wenig dazu bei, Schocks auf Ebene der Bundesstaaten aufzufangen. So rechnet der IWF vor, dass in den USA bis zu 80 Prozent eines lokalen Schocks über Umverteilung aufgefangen werden, also bei einem Einbruch des BIP um 1 Prozent der Konsum nur um 0,2 Prozent zurückgeht. Dieser Risikopuffer ist aber vor allem die Folge privater Kapitalflüsse. Der Staat hat nur einen Anteil von 15 Prozent daran. Bei uns in Deutschland liegt der Anteil staatlichen Ausgleichs im regionalen Krisenfall gar noch unter dem Niveau in den USA.

In der Eurozone werden nach dieser Studie weniger als 40 Prozent eines lokalen Schocks über Umverteilung aufgefangen, was natürlich innerhalb einer Währungsunion unbefriedigend ist. Dies liegt aber weniger an dem geringen Grad staatlicher »Solidarität«, sondern am Fehlen privater Kapitalströme. Selbst, wenn wir den Grad der staatlichen Umverteilung auf das US-Niveau verdreifachen, ändert sich an dieser Lage nichts.

Umverteilung wirkt nicht, adressiert nicht das Problem der auseinanderlaufenden Wettbewerbsfähigkeit und löst nicht das Problem der Überschuldung. Das einzige sichere Ergebnis ist, dass wir ärmer werden. Dabei ist es egal, ob diese Umverteilung wie bisher heimlich (Target2, EZB) oder künftig offiziell (Transferzahlungen, Investitionsbudgets, Bankenunion etc.) stattfindet. Für ein Land, dessen Politiker immer die »Umverteilung von arm zu reich« bemängeln, finde ich es schon eine starke Volte, genau so eine Umverteilung im großen Stil vornehmen zu wollen und dabei das eigene Volk völlig im Dunkeln zu lassen.

Eine Transferunion kann bei diesen Voraussetzungen nur so gut funktionieren wie die italienische Währungsunion zwischen Nord- und Süditalien. Trotz über hundert Jahren in einem gemeinsamen Währungsraum und  Milliardentransfers hat sich die Situation nicht verbessert. Wie eine Wiederholung dieser Strategie auf Eurozonen-Ebene andere Ergebnisse bringen soll, ist mir schleierhaft.

Dabei fragt sich, ob nicht nur unsere Politiker, sondern auch die anderen Länder unsere Leistungsfähigkeit überschätzen. Blickt man auf unsere Lage – verfallene Infrastruktur, ungedeckte Versprechen für Renten, Pensionen und Gesundheitsversorgung, falsche, weil problemverstärkende Zuwanderung und ein erheblicher Rückgang der Erwerbstätigenzahl schon in wenigen Jahren –, muss man erkennen, dass wir ohnehin nur kurz- und mittelfristig Zahlmeister der EU und des Euro sein können. Langfristig ist mit Blick auf die oben genannten Fakten davon auszugehen, dass wir der Empfänger von Transferzahlungen werden.

Hirngespinst? Nun, so lange ist es nicht her, dass wir der kranke Mann Europas waren. Und die Politik der letzten Jahre trägt bereits den Keim des Niedergangs in sich.

Ob die Franzosen dann für uns zahlen werden? Sicherlich nicht. Solange es darum geht, Transfers von uns zu erhalten und die eigene Machtstellung in Europa auszubauen, ist eine Transfer- und Schuldenunion attraktiv. Eine Union, die ein verfallenes Deutschland finanziert, ist undenkbar. Spätestens dann wäre der Euro Geschichte, doch dürfte er nicht so lange halten.

Italien als Bruchstelle?

Ohne Mario Draghis Versprechen, »alles Erdenkliche zu tun«, und die nun über die EZB-Bilanz faktisch erfolgende Sozialisierung der faulen Schulden wäre der Euro, wie gesagt, schon längst Geschichte. Mit ihren Maßnahmen finanziert die EZB eine Kapitalflucht aus den Krisenländern – was sich dann in Target2-Forderungen der Bundesbank niederschlägt – und verschiebt erhebliche Vermögen innerhalb der EU, müssen doch die Steuerzahler anderer Länder im Falle des Zahlungsausfalls eines Landes für die Verluste aufkommen. Die EZB belastet unser Vermögen, ohne zu fragen und ohne einen expliziten Auftrag.

Die EZB wird als einzige Rettungsinstanz für den Euro von der Politik missbraucht und zunehmend überlastet. Sie müsste sich selber verweigern, will sie die Existenz des Euro und damit die eigene sichern. Die Rettungspolitik in Europa krankt mehr und mehr an einem erheblichen Demokratiedefizit.12 Vermeintlich politisch unabhängige Institutionen agieren zunehmend hochpolitisch, ohne sich dafür rechtfertigen zu müssen. Hierin liegt die wahre Sprengkraft für die weitere Entwicklung. Der Euro entwickelt sich immer mehr zum Spaltpilz für die EU.

Die Weigerung der europäischen Eliten, die Lehren aus dem Brexit-Votum der Briten und den beschriebenen Unmutsäußerungen zu ziehen und das vermeintlich Undenkbare auch nur zu denken, wird den Zerfall der EU und der Eurozone nicht aufhalten können. Im Gegenteil. Es war nur eine Frage der Zeit, bis in einem Euroland eine Partei mit dem Wahlversprechen an die Macht kommt, alle Probleme des Landes mit einem Austritt aus Euro und EU zu lösen.

In Italien war es im Frühjahr 2018 so weit. Die neue Regierung aus Cinque Stelle und Lega Nord ist angetreten, um mit deutlichen Steuersenkungen, mehr Sozialleistungen und mehr Staatsausgaben die italienische Krise zu überwinden. Dabei geht sie auf Konfrontationskurs mit der EU und vor allem den anderen Mitgliedsländern der Eurozone. Zwar hat die Regierung offiziell Abstand davon genommen, einen Ausstieg des Landes aus dem Euro zu forcieren. Vorbereitungen für die Einführung einer Parallelwährung deuten jedoch darauf hin, dass das Thema aktuell bleibt.

Schon vor Jahren rechnete die Bank of America vor, dass sich ein Austritt aus dem Euro für kein Land so sehr lohnen würde wie für Italien. Noch verfügt das Land über eine solide industrielle Basis im Norden. Durch eine Abwertung der eigenen Währung könnte es sofort auf den Weltmärkten wieder Fuß fassen. Da der Staat einen Primärüberschuss vor Zinszahlungen im Haushalt aufweist – das heißt, die Zinsen werden zum Teil aus Steuern bezahlt und nicht mit neuen Krediten –, ist er nicht von ausländischen Geldgebern abhängig. Die italienischen Privathaushalte haben geringe Schulden und ein höheres Pro-Kopf-Vermögen als die Deutschen. Italien könnte also sehr gut und schnell auf eigenen Beinen stehen.

Kein Land hat zudem seit der Einführung des Euro eine so schlechte Entwicklung erlebt. Es gab zwar keinen Boom wie in den anderen Ländern und deshalb auch keinen vergleichbaren Einbruch; stattdessen gibt es einen kontinuierlichen Verfall. Die Wirtschaftsleistung liegt immer noch deutlich unter dem Stand vor der Krise und befindet sich nun auf dem Niveau des Jahres 2000. Das ist eine noch schlechtere Entwicklung als in Japan seit dem Jahr 1990 und sogar schlechter als die Entwicklung der italienischen Wirtschaft in den 1930er-Jahren. Ein solcher Einbruch ist ohne Vorbild für eine große Wirtschaft und eine Ursache liegt in einem nicht wieder korrigierbaren Verlust an Wettbewerbsfähigkeit in den Anfangsjahren des Euro.

In der Tat mehren sich die Anzeichen, dass Italien offen mit dem Austritt aus dem Euro drohen wird, vorerst mit dem Ziel, die anderen Länder der Eurozone, allen voran Deutschland, zu erpressen. Die Target2-Forderungen machen uns dabei besonders anfällig. Euroaustritt, die Einführung einer Parallelwährung oder ein offizieller Staatsbankrott sind die Szenarien, mit denen wir zu mehr Zugeständnissen gezwungen werden sollen. Entweder zu einem weiter gehenden Aufkauf der Staatsschulden durch die EZB (die Ökonomen sprechen von »Monetarisierung«) oder zu direkten Transfers.

Sollte es zu Euroaustritten kommen, werden diese nicht geordnet ablaufen, sondern per Definition zu erheblicher Ansteckung in anderen Ländern führen. Es käme zu einer Kapitalflucht, zu erheblichen Forderungsausfällen und Bankenpleiten. Die Folge wäre ein Absturz in eine tiefe Rezession, aus der sich die Länder, die abwerten und sich entschulden können, schneller erholen würden als Deutschland, welches nicht nur erhebliche Forderungen, sondern über Nacht auch die Wettbewerbsfähigkeit verliert.

Wer die Eurozone nüchtern betrachtet, kann nur zu der Auffassung gelangen, dass es schiefgehen muss. Die Politik hat es in den letzten zehn Jahren nicht geschafft, die Währungsunion zu vervollkommnen. Heute werden die Bevölkerungen der Euroländer den Schritt zu mehr Integration nicht mitgehen. Und wenn Deutschland – was leider nicht ausgeschlossen werden kann – einer Transferunion ohne wirkliche Einflussmöglichkeiten zustimmt, würde es unsere finanzielle Leistungsfähigkeit deutlich übersteigen. Es würde weiter teuer Zeit erkauft, das grundlegende Problem jedoch würde nicht gelöst.

Deshalb wird es mit Sicherheit zu Euroaustritten kommen. Es ist nur eine Frage der Zeit. Je später diese erfolgen, desto größer wird der finanzielle und vor allem politische Schaden für alle.

Der »Reichtum« ist futsch

Rational betrachtet spricht vieles für ein Ende mit Schrecken, statt einem Schrecken ohne Ende. Wir müssten den Tatsachen ins Auge schauen, akzeptieren, dass der Euro erhebliche negative Folgen für Deutschland und den Zusammenhalt in Europa hat – und aus der Währungsunion austreten. Ich höre schon den Sturm der Entrüstung bei diesem Gedanken. Die einen fürchten um den Frieden in Europa, weil Deutschland – wieder einmal – den Störenfried gibt. Die anderen fürchten einen Einbruch bei den Exporten und eine schwere Rezession. Dem kann ich nur entgegenhalten, dass die politischen Spannungen in Europa und die Kritik an Deutschland bei der Beibehaltung eines ökonomisch nicht lebensfähigen Konstrukts viel größer werden als bei der geordneten Abwicklung.

Den Einbruch bei den Exporten und die Rezession bekommen wir so oder so, auch hier gilt es, lieber zu unseren Konditionen zu handeln, als sie von anderen Ländern aufgezwungen zu bekommen. Natürlich müsste dieser Schritt im Einvernehmen mit den anderen Euroländern geschehen und gut organisiert werden. Ein wichtiger Punkt wäre ein offizieller Verzicht auf die ohnehin uneinbringbaren Forderungen an die Krisenländer. Zugleich müssten wir die gute Haushaltslage dazu nutzen, ähnlich wie 2009 mit Steuersenkungen und Ausgabenprogrammen die Anpassung zu erleichtern. Die hohen Exportüberschüsse würden sinken, zugleich aber die Kaufkraft der deutschen Bevölkerung wachsen. Die Anpassung wäre schmerzhaft. Sie wäre aber zu organisieren.

Am Ende hätten wir ein Europa, das wieder das Versprechen der Wohlstandsmehrung für alle erfüllt und sich auf die weitere politische Integration konzentrieren kann, ohne das Korsett einer Währungsunion, das allen schadet und die politische Energie in Serien von Krisengipfeln bindet.

Doch so wird es nicht kommen

Mit dem Ziel, kurzfristige Schmerzen zu verhindern und vordergründig Erfolge zu erzielen, hat die deutsche Politik in den letzten Jahren kostspielige Fehlentscheidungen getroffen. Diese Tendenz dürfte sich in den kommenden Jahren fortsetzen, dient es doch dem Machterhalt. Übersetzt bedeutet dies nichts anderes als eine künftig höhere Abgabenlast und geringere Leistungen in Deutschland und damit eine weitere Senkung der hiesigen Vermögen.

Die Rolle, die Deutschland in dem Spiel von seinen Partnern in der EU zugedacht wird, ist nicht erfreulich: Zahlmeister und Sündenbock zugleich. Zahlmeister, weil wir über Transfers, Schuldenvergemeinschaftung und Sondersteuern die reicheren Länder stützen sollen. Sündenbock, weil jede künftige Krise in der Eurozone unserer mangelnden Solidarität angelastet wird.




KAPITEL 10

WIE MAN EIN LAND RUINIERT

Die Politik vernichtet unseren Wohlstand gleich mehrfach

»Was wir konsumieren, können wir nicht investieren. Konsumieren, ohne zu investieren, bedeutet ruinieren.«

NORBERT BLÜM, ehemaliger Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung

Wie man ein Land ruiniert, kann man an Deutschland studieren. Unsere Politiker können offensichtlich nicht rechnen und verstehen den Unterschied zwischen Einkommen und Vermögen nicht.

Wie am Anfang dieses Buches bereits dargelegt, gibt es eine einfache Möglichkeit, politische Entscheidungen zu klassifizieren: Führen sie zu laufenden Mehrausgaben oder Einsparungen und schaffen sie künftigen Wohlstand? Oder vernichten sie ihn? Die nachfolgende Abbildung fasst die bereits besprochenen Entscheidungen unserer Politik und einige weitere zusammen:

Abbildung 6: Kaputtsparen und Konsum statt Wohlstandsmehrung
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Quelle: Eigene Darstellungen

Der Schwerpunkt liegt auf dem laufenden Konsum. Das Sparen an den falschen Stellen geht zu Lasten künftigen Wohlstands. Der Begriff des »Kaputtsparens« hat hier seine Berechtigung.

Im Einzelnen stelle ich fest:

•   Die Verweigerung einer grundlegenden Lösung der Eurokrise hat vordergründig nur zu wenig höheren Ausgaben geführt. Es gibt sogar Beobachter, die uns einen kleinen Zinsgewinn zum Beispiel aus den Darlehen an Griechenland errechnen. Es stimmt, dass die Politik heutige Ausgaben, wie Kosten für Schuldenerlasse oder Umschuldungen, unter allen Umständen vermeidet. Zu groß ist die Angst, die Bürger würden durchschauen, dass sie am Ende selber für den Titel des Exportweltmeisters bezahlen. Für die Privathaushalte hat die zur Stabilisierung des Euro erforderliche Null-Zinspolitik erhebliche Folgen. Da wir Deutschen überwiegend in Finanzanlagen sparen, trifft uns die Geldpolitik der EZB besonders stark. Dass der Staat umgekehrt erhebliche Einsparungen erzielt und auch die Besitzer von Sachwerten wie Aktien und Immobilien davon profitieren, wiegt dies nicht auf. In Summe dürften unsere Ausgaben – und sei es in Form von verlorenen Einkünften – höher liegen.

Unzweifelhaft ist, dass diese Politik langfristig nicht nur erheblichen politischen, sondern auch wirtschaftlichen Schaden anrichtet. So oder so werden wir Forderungsverluste erleiden: über eine Transferunion, Schuldenschnitte, einen Zerfall der Eurozone oder schleichende Entwertung des Geldes in Folge anhaltender Monetarisierungspolitik der EZB. Damit ist gemeint, dass die EZB immer weiter Staatsschulden und  private Schulden unter anderem von Banken aufkauft. Die Folgen dieser Politik sind umstritten, während einige Beobachter eine Hyperinflation fürchten, sehen wiederum andere keine Gefahr für den Geldwert. Allerdings kommt es auch ohne Hyperinflation zu einer schleichenden Entwertung des Geldes.1

Für uns dürften die Kosten der Europolitik bei mindestens einer Billion Euro liegen, wenn man sich an dem Niveau der untragbaren Schulden in der Eurozone orientiert.2 Fallen die Target2-Forderungen aus, gehen weitere 1000 Milliarden verloren.

Kosten: 1000 bis 2000 Milliarden Euro.

•   Die Folgen unserer Art der Zuwanderungspolitik haben wir bereits gesehen. Der Finanzwissenschaftler Bernd Raffelhüschen rechnet vor, dass die Gesamtkosten der Zuwanderer des Jahres 2015 über die kommenden Jahrzehnte bei fast 900 Milliarden Euro liegen werden. Sollten sich die Nachkommen dieser Zuwanderer nicht ähnlich gut in den Arbeitsmarkt integrieren wie der einheimische Nachwuchs, steigen die Kosten auf 1500 Milliarden.3 Angesichts der bisherigen Erfahrungen mit der Integration von Migranten aus diesen Regionen und mit Blick auf den rapiden technologischen Wandel müssen wir uns auf das schlechtere Szenario einstellen. Damit stellt die Migration eine Last dar, die fast den ungedeckten Rentenversprechungen entspricht, die sie nach den Vorstellungen und Versprechen von Politikern eigentlich finanzieren sollte.

Kosten: 900 bis 1500 Milliarden Euro.

•   Die Infrastruktur verfällt zunehmend, wie in Kapitel 6 beschrieben. Damit »spart« der Staat laufende Ausgaben zur Finanzierung von anderweitigem Konsum, nicht etwa, weil stattdessen in die digitale Infrastruktur der Zukunft investiert würde. Dies hat erhebliche wohlstandsmindernde Folgen. Es entstehen direkte laufende Kosten beispielsweise in Form von Staus auf den Straßen und längeren Reisewegen. Gleichzeitig steigen die Kosten in der Zukunft, weil höhere Aufwendungen zur Sanierung anfallen. Indirekt macht die unzureichende Infrastruktur den Standort weniger attraktiv für private Investitionen. Damit gehen künftige Arbeitsplätze und Einnahmen für den Staat verloren. Alleine für die Herstellung des normalen Standards der Infrastruktur dürften Investitionen in der Größenordnung von 120 Milliarden Euro erforderlich sein. Damit nicht genug. Wir brauchen ein nachhaltig höheres Ausgabenniveau, um den Standard zu halten. Legen wir dafür den OECD Durchschnitt von 3,2 Prozent vom BIP an, müssen wir unsere Ausgaben um 1 Prozentpunkt vom BIP steigern, also rund 33 Milliarden Euro pro Jahr.4

Drücken wir diese Last als Gesamtaufgabe über 30 Jahre aus, erreichen wir eine Zahl, die mit den Aufwendungen für die Zuwanderung vergleichbar ist: eine Billion Euro latenter Verpflichtungen, nur wenn wir uns vornehmen, unseren Investitionsstandard auf den OECD-Durchschnitt zu bringen und dort zu halten.

Nicht enthalten sind darin die Kosten für die Modernisierung der rückständigen digitalen Infrastruktur. In Deutschland sind nur 2,1  Prozent aller Anschlüsse mit Glasfaser ausgestattet, verglichen mit 22,3 Prozent im OECD-Durchschnitt. Vermeintlich ärmere Länder wie Spanien (40 Prozent) liegen deutlich vor uns. Nach einem Ranking der EU-Kommission belegen wir Platz 28 von 32!5 Wie wenig ernst die Regierung das Thema nimmt, erkennt man an der Zersplitterung der Zuständigkeit über verschiedene Ministerien (Innen, Wirtschaft, Verkehr) und dem Feigenblatt einer Staatssekretärin für Digitales im Kanzleramt, deren Qualifikation auf Jugendlichkeit und Vertrautheit mit sozialen Medien beruht. Auch bei den Investitionen in die nicht digitalen Bereiche haben unsere Politiker nichts gelernt. Während sie lautstark mehr Investitionen ankündigen, planen sie weitere Kürzungen. Nach dem mittelfristigen Finanzplan des Bundesfinanzministers sinken die Investitionen des Bundes bis 2022 von derzeit 37 auf dann 33,5 Milliarden Euro.6

Kosten: mindestens 120 Milliarden Euro.
Latente Last über 30 Jahre: rund 1000 Milliarden Euro.

•   Der Sozialstaat schafft derweil das Wunder, bei stetig steigender Beschäftigung und abnehmender Arbeitslosigkeit immer mehr Mittel zu beanspruchen. Zum Teil liegt das an den Rentenzusagen, zum weit größeren Teil an der ungesteuerten Zuwanderung. Der Hauptgrund liegt aber in der Armutsdefinition und daran, dass falsche Anreize für alle Beteiligten gesetzt werden. Neben den Betroffenen sind es die Vertreter der Sozialindustrie und die Politiker, die sich im Status quo eingerichtet haben und im Zweifel nur nach »mehr« rufen. Sozialbetrug, wie der unberechtigte oder mehrfache Bezug von Leistungen, oder die völlig widersinnige Zahlung von Kindergeld auf deutschem Niveau an 170 000 im Ausland lebende Kinder (teilweise) hier lebender Ausländer – eine Verdoppelung gegenüber 2014 –7 sind da nur noch störende Nebenschauplätze.

Die Kosten des Sozialstaats sind erheblich. 2016 wurden 918 Milliarden Euro für den Sozialstaat ausgegeben, ein Anstieg um 3,7 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Der Anteil am laufenden BIP betrug damit trotz Rekordkonjunktur und -beschäftigung 29,3 Prozent.8 Das sind die jährlichen Kosten. Die ungedeckten Verpflichtungen des Staates für künftige Renten, Pensionen und Gesundheitskosten bewegen sich bei mindestens 90  Prozent des BIP.9

•   Die Rentengeschenke, das Wort »Reformen« darf man dafür nicht verwenden, sind ein Musterbeispiel für die Verschwendung von Beiträgen und Steuermitteln. Die Mütterrente soll Frauen dafür entschädigen, dass sie während der Zeit, in der sie Kinder großgezogen haben, kein oder weniger Einkommen erzielt haben. Dies ist sicherlich eine berechtigte Motivation. Andererseits beeinflusst diese Rente nicht das Verhalten von Frauen im gebärfähigen Alter und somit nicht die Geburtenrate, was aber das eigentliche Ziel sein sollte. Denn keiner Rentnergeneration ging es so gut wie der heutigen. Es gibt also keine Notwendigkeit, die Leistungen für diese Gruppe zu erhöhen. Noch mehr trifft dies für die Rente mit 63 zu. In einer Gesellschaft, die vor einem dramatischen Rückgang der Erwerbsbevölkerung steht, einen Anreiz für früheren Ruhestand zu geben, ist so widersinnig, dass es jedem nüchternen Beobachter sofort einleuchtet. Mehr als eine Million Menschen haben von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, früher in Rente zu gehen,10 während gleichzeitig dem deutschen Mittelstand 65 Milliarden Euro Umsatz (und damit Einkommen für uns alle!) entgingen, weil Fachkräfte fehlen.11

Sicher ist, dass diejenigen, die heute dafür bezahlen, selber niemals in den Genuss solcher Wohltaten kommen werden. Es gibt die Beitragszahler in Zukunft nicht. Zugleich erhöht die Abgabenlast den Anreiz für Leistungsträger, das Land zu verlassen, eine Tendenz, die in den kommenden Jahren noch deutlich ansteigen wird.

Latente Last: rund 3000 bis 4000 Milliarden Euro, alleine rund 1000  Milliarden aufgrund der Rentenreformen der letzten Jahre.

Die deutsche Bildungspolitik ist schon legendär. Ständige Reformen und Reformen der Reformen. Abitur nach acht, dann wieder nach neun Jahren. Inklusionsklassen ohne ausreichende personelle Ausstattung, systematisches Absenken der Leistungsstandards, Flucht des Bürgertums aus dem System. Bildung als Spielfeld für Ideologen und Bürokraten.

Das schulische Niveau ist im internationalen Vergleich bestenfalls mittelmäßig. Darüber dürfen einige Ausnahmen wie Bayern und Sachsen und eine leichte Verbesserung in den PISA-Ergebnissen nicht hinwegtäuschen. Im internationalen Wettbewerb geht es vor allem um die Leistungen in den mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächern. Denn diese Fächer und die darauf basierenden Studiengänge sind es, die die technologische Leistungsfähigkeit bestimmen. An der Spitze stehen hier die asiatischen Länder wie Singapur und China. Auch in der Schweiz liegt der Anteil der Spitzenleister in Mathematik bei 43 von 1000 Schülern, in Deutschland nur bei 26.

Dabei geben wir durchaus Geld für das Bildungswesen aus, vieles versickert aber an den falschen Stellen. Eigeninitiative der Eltern ist gefordert, wird aber nicht gefördert. Ich erinnere mich beispielsweise daran, dass das Bezirksamt in Berlin von uns Eltern Miete forderte (und auch bekam), weil wir für die Klasse einen Kurs im Zehnfingersystem im Klassenzimmer im Anschluss an die reguläre Schulzeit organisierten.

Im internationalen Vergleich sind deutsche Universitäten mittelmäßig. Von den 100 besten Universitäten der Welt sitzen nur vier in Deutschland. Großbritannien bringt es auf immerhin acht. Wer jemals auf dem Campus einer der führenden Universitäten weltweit unterwegs war, erkennt rasch den deutlichen Unterschied zu den Einrichtungen bei uns. Das jahrzehntelange Bemühen, jegliche Art von Elitenförderung zu vermeiden und auf Masse statt Klasse zu setzen, ist hier am deutlichsten zu sehen. Mittelmäßige Universitäten und eine immer geringere Anzahl an Studenten in den für die Zukunft so entscheidenden MINT-Fächern (also Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik) untergraben unsere künftige Wirtschaftskraft und damit unseren Wohlstand.

•   Energiewende: Viel wurde über Für und Wider der Energiewende geschrieben. Abgesehen davon, ob es sinnvoll ist, wegen der Katastrophe von Fukushima deutsche Atomkraftwerke abzuschalten, die zu den sichersten der Welt gehören und weder in Erdbeben- noch Tsunamigebieten liegen, bleibt die Tatsache, dass die überstürzte Entscheidung aus rein wahltaktischen Überlegungen den finanziellen Schaden potenziert hat. So wie die Griechenland-»Rettung« aus wahltaktischen Gründen verzögert (damals ging es um NRW) und damit für uns teurer wurde, müssen alle Bürger Deutschlands den Versuch, die Wahlen in Baden-Württemberg 2011 doch noch für die Union zu beeinflussen, mit höheren Strompreisen bezahlen. Die Schätzungen für die direkten Kosten der Energiewende gehen in die Größenordnung von mindestens einer halben Billion Euro. Pro Kopf der Bevölkerung fallen alleine bis 2025 6300 Euro an.12

Die Folgekosten dürften noch höher sein, verfehlen wir doch die gesteckten Ziele zur CO2-Reduktion. Die Politik wird mit weiteren Eingriffen und damit einer höheren Belastung der Bevölkerung versuchen, die Folgen der eigenen überstürzten Entscheidungen zu kompensieren. Besser lässt sich nicht zusammenfassen, wie Politik in Deutschland unseren Wohlstand vernichtet.

Kosten: 500 bis 1000 Milliarden Euro.

•   Die Bundeswehr ist »eine hohle Armee in einem desolaten Zustand«, die »dringend eine Atempause« braucht, befindet der ehemalige Verteidigungsminister Volker Rühe.13 Sie ist nicht in der Lage, ihre Aufgaben wahrzunehmen. Die Ausrüstung ist veraltet, nicht mehr zeitgemäß und vor allem nicht einsatzbereit. Im wahrsten Sinne des Wortes kaputtgespart. Kurzfristig braucht die Bundeswehr rund 130 Milliarden Euro, um überhaupt wieder funktionsfähig zu werden.14

Langfristig dürfte es angesichts der anwachsenden Aufgaben unvermeidlich sein, sich dem NATO-Ziel von Ausgaben auf dem Niveau von 2 Prozent des BIP zu beugen. Dies bedeutet einen Anstieg in Deutschland von rund 0,8 Prozent des BIP oder 26 Milliarden Euro pro Jahr. Über 30 Jahre gerechnet also weitere rund 750 Milliarden Euro an Mehrlasten, die zu schultern sind.

Kosten: mindestens 130 Milliarden Euro.
Latente Last: 750 Milliarden Euro.

•   Fehlende Industriepolitik: Zweifellos sind wir in Deutschland besser gefahren mit der grundlegenden Strategie, dass der Staat keine Industriepolitik betreibt. Unsere Wirtschaft hat sich deshalb in den letzten Jahrzehnten besser entwickelt als in vielen anderen Ländern Europas und der Welt. Auf der anderen Seite ist die Haltung der deutschen Politik mit Blick auf die Automobilindustrie aus wirtschaftlicher Sicht völlig unverständlich. Wenn die Bundeskanzlerin diese Schlüsselbranche vor dem Niedergang sieht, stellt sich die Frage, was zu tun ist.

Der Wandel in der Industrie ist so grundlegend, dass wir ihn ohne staatliches Engagement vermutlich nicht bewältigen. Stattdessen konzentrieren sich unsere Politiker darauf, die Autoindustrie an den Pranger zu stellen und Strafen zu fordern. Gleiches hört man von Politikern aus Paris und Rom, deren Hersteller mindestens im gleichen Maße getäuscht haben, mit keinem Wort. Niemand käme dort auf die Idee, der eigenen Wirtschaft zusätzlich zu schaden. So wie bei uns.

•   Subventionen dienen mehr dem Erhalt von Vergangenem als der Unterstützung der Zukunft. Die Kohlesubventionen sind bekannt. Nach Zahlen des Bundestages wurden von 1998 bis 2017 über 40 Milliarden Euro dafür verwendet, die Förderung klimaschädlicher Kohle durch vermutlich zunehmend ausländische Arbeitskräfte in Deutschland zu subventionieren.15 Das ist Konsum und Wohlstandsvernichtung erster Güte.

Alleine im Jahre 2017 gab die Bundesregierung 55 Milliarden Euro für Subventionen aus. Bei fast allen darf zu Recht bezweifelt werden, dass diese der langfristigen Schaffung von Wohlstand dienen. Vielmehr überwiegt auch hier der Konsum, wie Zuschüsse für Krankenkassen und Verkehrsangebote auf Länderebene. So verwundert es nicht, dass der amtierende Wirtschaftsminister Peter Altmaier, als Reaktion auf amerikanische Strafzölle auf Stahl und Aluminium, sofort weitere Subventionen in Aussicht stellte.16 Wiederum würde eine alte Industrie gefördert, statt in die Zukunft zu investieren.

Die Liste der Verschwendung durch Subventionen ist lang und bekannt. Doch nichts tut sich. Zu groß sind der politische Druck der Lobbygruppen und die Verschleierung der wahren Kosten durch die Politik.

Diese Aufzählung der Wohlstandsvernichtung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Auch im Kleinen überwiegen die politischen Eingriffe und eine Mittelverwendung, die Konsum betont. Oftmals mit guten Absichten, vergessend, dass das Gegenteil von »gut« »gut gemeint« ist.

Jeder einzelne Aspekt für sich betrachtet mag ärgerlich, aber verkraftbar sein. Auch mehrere dieser Entwicklungen können wir uns leisten. Alles zusammen übersteigt die Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft jedoch deutlich.

Überschlägig addieren sich die offenen und verdeckten Lasten auf mehrere hundert Prozent des deutschen BIP. Dies kann sich kein Staat der Welt leisten. Wir sind auf dem besten Weg, Deutschland zu ruinieren. Ein Land, welches durchaus das Zeug hat, ein »reiches« Land zu sein. Ein Land, welches mit diesem Wohlstand seinen eigenen Bürgern ein gutes Leben ermöglichen und zugleich eine helfende Rolle in der Welt spielen könnte, ist dabei, diese Fähigkeit zu verlieren. Wir müssen dringend umsteuern.




KAPITEL 11

SO SANIEREN WIR  DEUTSCHLAND

Es genügen keine Reformen, wir brauchen einen grundlegenden Neustart

»Wie hast du Pleite gemacht? Auf zwei Arten. Erst schleichend, dann plötzlich.«

ERNEST HEMINGWAY, »The Sun also Rises«, 1926

Was Ernest Hemingway einst formulierte, entspricht der Erfahrung aus vielen Pleiten. Egal ob es sich um Privatleute, Unternehmen oder Staaten handelt. Zunächst sieht alles gut aus, aber die Ertragskraft schwindet schleichend und unbemerkt. Dann kommt es zu ersten Problemen, die von den Verantwortlichen mit Blick auf die gute Erfahrung der Vergangenheit nicht sonderlich ernst genommen werden. Nehmen sie weiter zu, beginnt man mit mehr oder weniger kosmetischen Maßnahmen. Es wird gespart, aber nicht zu hart. Der Widerstand gegen weitergehende Eingriffe ist hoch und vor allem geht es ja noch. So erodiert die Finanzkraft immer mehr, die Unsicherheit nimmt zu, die Zinsen steigen, weil die Kreditgeber anfangen, skeptisch zu werden. Dann geht es plötzlich immer schneller. Eine Abwärtsspirale setzt ein, der Konkurs ist unvermeidlich.

Natürlich haben Staaten mehr Möglichkeiten, diesen Punkt aufzuschieben. Verfügen sie über eine eigene Notenbank, so kann diese mehr oder weniger offen in die Finanzierung des Staates einsteigen. Unabhängig davon kann der Staat seinen Bürgern immer mehr vom Volkseinkommen wegsteuern, um damit seinen Verpflichtungen nachzukommen. Der Preis dafür ist hoch. Das Wirtschaftswachstum nimmt ab und damit sinkt die Fähigkeit weiter, die Schuldenlast zu schultern. Irgendwann ist auch für den Staat Schluss.

Noch sind wir nicht an diesem Punkt. Hinter der glänzenden Oberfläche unserer Wohlstandsillusion haben unsere Politiker jedoch in den letzten Jahren massive Lasten aufgebaut, die bei Weitem die Leistungsfähigkeit Deutschlands übersteigen. Würden wir sauber bilanzieren, müssten wir offen eingestehen, die Versprechungen nicht erfüllen zu können.

Noch müssen wir diesen Offenbarungseid nicht abgeben. Noch können wir also handeln. Viel Zeit bleibt uns allerdings nicht. Schon in der nächsten Rezession wird unsere Wohlstandsillusion platzen und die Verteilungskonflikte werden offen ausbrechen.

Unsere politische Elite hat versagt

Es ist kein Zufall, dass wir uns in dieser Lage befinden. Sie ist das Ergebnis der jahrzehntelang von unseren Volksvertretern betriebenen Politik. Unsere Politiker haben:

•   eine falsche Strategie für unser Land gewählt, die auf Sicherung der Absatzmärkte mittels Euro und Europa und die Finanzierung des Sozialsystems mittels Zuwanderung setzt;

•   diese Strategie schlecht gemanagt, dadurch haben sie den Schaden vergrößert;

•   die falschen Prioritäten gesetzt und dabei Konsum vor Investition gestellt;

•   sich selbst und uns an der Vorstellung des »reichen Landes« berauscht, weil sie nicht rechnen konnten oder wollten.

Es fällt schwer, sich vorzustellen, wie mit dieser politischen Elite ein Neustart möglich wäre. Zu sehr sind unsere Politiker gefangen im eigenen Narrativ, geprägt von jahrzehntelangen Parteikarrieren, fern von wirtschaftlichem und finanziellem Verständnis. Wer dies bezweifelt, der möge nur einen Blick in die Parteiprogramme werfen und beobachten, welche Themen die politische Debatte beherrschen. Da werden die berühmten Stühle auf dem Deck der Titanic umhergerückt, während das Schiff unbeirrt Kurs auf den Eisberg hält.

In anderen Ländern gibt es den Versuch des radikalen Wandels. Der französische Präsident Emmanuel Macron hat mit seiner erst kurz vor den Wahlen gegründeten Bewegung »En Marche« nicht nur den Sprung in den Élysée-Palast geschafft, sondern nebenher auch noch das etablierte Parteiensystem zerstört. Die Sozialisten sind zu einer Splitterpartei geschrumpft und die Konservativen dezimiert. Noch ist offen, ob es ihm gelingen wird, Frankreich zu sanieren. Eine Chance hat er zumindest.

Bündnis für Zukunft und Nachhaltigkeit

Auch bei uns wird es nicht damit getan sein, die Bundeskanzlerin auszutauschen. Zwar sind die größten finanziellen Schäden unter den Regierungen von Angela Merkel entstanden, doch war das nur möglich im politischen Ökosystem von Berlin. Wir brauchen einen Neustart mit unverbrauchten, undogmatischen und vor allem un-ideologischen Bürgern, die in die Politik gehen, aus echtem Interesse am Wohl des Volkes. Es wird Zeit, an das Land zu denken und nicht an die nächste Wahl und den eigenen Posten.

Aus naheliegenden Gründen kann eine ähnliche Bewegung in Deutschland nichts mit »Marschieren« zu tun haben. Es ist auch nicht Ziel dieses Buches, eine Marke für eine neue politische Bewegung zu finden. Als Arbeitstitel schlage ich deshalb »Bündnis für Zukunft und Nachhaltigkeit« vor.

Der Aufgabenkatalog für ein solches Bündnis wäre umfassend. Wir brauchen einen wahrhaften Neustart, der alle Politikfelder umfasst und der per Definition niemals allen politischen Strömungen gefallen kann. Im Gegenteil – alle heutigen politischen Parteien finden in dem Programm Punkte, die sie begrüßen, und andere, die sie fundamental ablehnen. Dies macht es auch so schwer, den Wandel umzusetzen.

Die Agenda 2010 hat gezeigt, dass Reformen funktionieren können, hat sie doch entscheidend zum Abbau der Arbeitslosigkeit in den letzten Jahren beigetragen. Sie hat aber auch gezeigt, was wir nicht wiederholen dürfen. Wir müssen von Anfang an sicherstellen, dass jede gesellschaftliche Gruppe einen Beitrag leistet und dieser auch sichtbar ist, damit nicht der Eindruck entsteht, es gehe ungerecht zu. Umgekehrt muss es gleich am Anfang das Gefühl des Gewinnens geben und nicht erst nach einigen Jahren. Schließlich sollte die Kommunikation des Wandels als Gesamtprogramm erfolgen und nicht nur der Schwerpunkt auf einige unangenehme Aspekte gelegt werden. Schwierig, aber machbar.

Im Fokus der Anstrengungen muss eine Neuausrichtung der Politik liegen: weg von Konsum und Wohlstandsvernichtung hin zu Investition und Wohlstandsschaffung. In der im vorangegangenen Kapitel eingeführten Matrix müssen wir uns oben statt unten bewegen:

Abbildung 7: Wohlstandsmehrung als politisches Ziel

[image: image]

Quelle: Eigene Darstellungen

Nachfolgend will ich – ohne Anspruch auf Vollständigkeit – die wesentlichen Aspekte der Neuausrichtung umreißen:

•   Leistungsfähigkeit steigern,

•   Lasten gerechter verteilen,

•   Altlasten bereinigen.

Leistungsfähigkeit steigern

Je stärker unsere Wirtschaft ist, umso leichter können wir die Zukunft bewältigen, den Sozialstaat erhalten, die Lasten des demografischen Wandels finanzieren und die Schäden der falschen Politik der letzten Jahrzehnte bezahlen. Es muss darum gehen, Deutschland trotz sinkender Erwerbsbevölkerung wirklich zu einem reichen Land zu machen.

Quelle: ???

Die künftigen Einkommen hängen von zwei Faktoren ab: der Anzahl der Menschen, die arbeiten (Erwerbsbevölkerung), und der Produktivität pro Kopf. Allein aufgrund des Rückgangs der Erwerbsbevölkerung und der geringeren Produktivitätszuwächse ist für die kommenden Jahrzehnte in Deutschland mit einer Halbierung der Wachstumsrate der Wirtschaft auf nur noch 1 Prozent pro Jahr zu rechnen.

England und Frankreich werden dank deutlich günstigerer Demografie hingegen ihre Wachstumsraten auf einem Niveau von

2 Prozent halten können.1

Erwerbsbevölkerung erhöhen

Die deutsche Erwerbsbevölkerung wird in den kommenden Jahren deutlich zurückgehen. Der Versuch der Politik, diesen Rückgang durch Zuwanderung aufzufangen, funktioniert nicht. Im Gegenteil: Die Art der Zuwanderung, wie wir sie zugelassen haben, erhöht die finanziellen Lasten, statt zu einer Lösung beizutragen. Es ist an der Zeit, sich auf die eigenen Möglichkeiten zu konzentrieren.

Wir müssen den Anteil der tatsächlich erwerbstätigen Menschen steigern. Wie das geht, das wissen die Experten schon seit Langem. Wir haben viele Optionen, den Rückgang der Erwerbsbevölkerung zumindest teilweise aufzufangen. So zeigte die Bundesagentur für Arbeit schon 2011, wie das geht:

Die Studie der Bundesagentur konzentrierte sich auf das Thema Fachkräfte. Heute können wir Fachkräfte und Erwerbstätige gleichsetzen, führt doch die anhaltende technologische Revolution dazu, dass die Anforderungen an die Qualifikation stetig steigen.

Tabelle 3: Zehn Handlungsfelder zur Überwindung des Fachkräftemangels



	Ansatzpunkt


	Potenzial 2025
 in Mio. Personen/Vollzeitäquivalenten


	Führende Rolle





	1. Weniger Schulabgänger ohne Abschluss


	0,05–0,3


	Länder





	2. Weniger Ausbildungsabbrecher


	0,1–0,3


	Unternehmen





	3. Weniger Studienabbrecher


	0,1–0,6


	Universitäten





	4. Menschen über 55 fördern

Erwerbspartizipation erhöhen

Lebensarbeit steigern


	0,5–1,2


	Unternehmen Bund





	5. Frauen fördern

Erwerbspartizipation erhöhen

Arbeitszeit Teilzeitbeschäftigter steigern


	0,4–0,9
 0,3–1,2


	Unternehmen Unternehmen





	6. Zuwanderung von Fachkräften steuern


	0,4–0,8


	Bund





	7. Arbeitszeit Vollzeitbeschäftigter steigern


	0,4–1,1


	Tarifpartner





	8. Qualifizierung/Weiterbildung vorantreiben


	0,4–0,7


	Bundesagentur für Arbeit/Unternehmen





	9. Arbeitsmarkttransparenz erhöhen


	–


	Bundesagentur für Arbeit





	10. Steuern und Abgaben prüfen


	–


	Bund







Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Bezeichnenderweise hat die Politik seither genau das Gegenteil getan, wie beispielsweise durch die Rentenpolitik die Lebensarbeitszeit faktisch verkürzt, statt sie zu verlängern. So haben rund eine Million Menschen von dem Angebot der Rente mit 63 Gebrauch gemacht. Damit fehlen nicht nur Beitragszahler, sondern vor allem Fachkräfte.

Die Erwerbsbeteiligung von Frauen ist zwar gestiegen, aber bei Weitem nicht im nötigen Maße. Außerdem fehlt es noch immer an ausreichend (guten!) Betreuungsangeboten für Kinder.

Die anderen Themen sind exemplarisch für das Problem der Politik: Die erforderlichen Maßnahmen sind entweder unpopulär, wie die Erhöhung des Rentenalters, oder führen zu Einnahmeausfällen (weniger Belastung des Faktors Arbeit) oder sind mühsam zu bewerkstelligen und bringen keine Stimmen, weil sie die Bevölkerung nicht ausreichend wahrnimmt (weniger Ausbildungsabbrecher).

Will man beispielsweise weniger Studienabbrecher, muss man in der Schule beginnen. Statt wie jetzt dem »Akademisierungswahn« zu folgen, wäre es besser, mehr Schulabgänger in eine Berufsausbildung zu bringen. Statt über eine immer weiter gehende Absenkung der Leistungsstandards viele Abiturienten zu produzieren, denen es dann an Studierfähigkeit mangelt, wäre es besser, das Leistungsniveau in den Schulen deutlich zu steigern. Zweifellos der richtige Weg, jedoch nicht populär, vor allem nicht in der Politik.

Keine Leistungen an Zuwanderer ohne Gegenleistung

Zugleich müssen wir der Tatsache ins Auge sehen, dass der sinkende Anteil der Erwerbstätigen an der Gesamtbevölkerung auch mit der bisherigen Art der Zuwanderung zu tun hat. So wissen wir beispielsweise, dass die Erwerbsbeteiligung von Frauen aus der Türkei und ganz allgemein aus dem muslimischen Kulturraum deutlich tiefer liegt als bei anderen Bevölkerungsgruppen. Mit steigendem Anteil dieser Bevölkerungsgruppen sinkt die gesamtwirtschaftliche Beschäftigungsquote.

Das ist schlecht für die wirtschaftliche Entwicklung, die Integration und damit für die Akzeptanz weiterer Zuwanderung nach Deutschland. Nachzuholen, was über Jahrzehnte verschleppt wurde, ist eine Herkulesaufgabe. Im Grundsatz sollte bei Zuwanderern gelten, dass sie nur dann staatliche Leistungen erhalten, wenn sie an Sprachkursen und Qualifizierungsmaßnahmen teilnehmen und ansonsten gemeinnützige Tätigkeiten ausführen. 35 Stunden pro Woche wären die Zuwanderer damit verpflichtend beschäftigt, solange sie öffentliche Gelder erhalten.

Von Anfang an muss klar gemacht werden, dass es staatliche Leistungen nur dann gibt, wenn der Zuwanderer eine entsprechende Gegenleistung erbringt. Wer diese nicht erbringt, muss mit deutlichen Kürzungen rechnen. Wie dringend hier ein Umsteuern erforderlich ist, belegen die Zahlen des Jahres 2017, in dem die Bundesregierung 610 Millionen Euro für Integrationskurse ausgegeben hat.

Von den 339 578 Kursteilnehmern beendeten nur 289 751 den Kurs mit der geforderten Sprachprüfung. Von den Prüflingen wiederum erreichten nur 48 Prozent das Kursziel. Der Bundesrechnungshof bemängelte, dass immer mehr Teilnehmer nicht zum Kurs erscheinen. Der Deutschunterricht sei oft ein Privatunterricht für zwei oder drei Leute.2 In Zukunft muss gelten: Wer nicht erscheint, muss entweder in der Zeit einer gemeinnützigen Arbeit nachgehen oder er bekommt kein Geld.

Zusätzlich sollte der Aufenthaltsstatus an die selbstständige Erzielung von Einkommen gebunden werden. Beispielsweise könnte die Aufenthaltsgenehmigung abgelehnter Asylbewerber daran geknüpft werden, in den ersten fünf Jahren mindestens zweieinhalb Jahre selber Geld verdient zu haben und nicht straffällig geworden zu sein.

Es versteht sich von selbst, dass die Zuwanderer vom ersten Tag an berechtigt sein müssen, in Deutschland zu arbeiten. Die heutigen Einschränkungen sind weder zeitgemäß noch im Sinne der Integration. Solange wir unsere Zuwanderung nicht steuern, sondern faktisch jeden aufnehmen, der es bis an unsere Grenze schafft, müssen wir konsequenterweise diese Beschränkungen fallen lassen. Für die bereits im Land befindlichen Zuwanderer, die Sozialleistungen empfangen, würde eine Übergangsfrist gelten. Mit dem Stichtag der Arbeitserlaubnis für alle würde der Fünfjahreszeitraum beginnen.

Weiter gedacht, müssten dann nur noch jene Personen ein Asylverfahren durchlaufen, die staatliche Leistungen fordern, ohne die genannte Gegenleistung zu erbringen. Wird der Asylantrag dann abgelehnt, muss es in jedem Fall zu einer Abschiebung kommen. Wir haben dann als Gastland fünf Jahre Leistungen erbracht und der Zuwanderer hat die Zeit nicht genutzt, sich in Deutschland zu integrieren. Logischerweise ist der Zuzug von Familienangehörigen dann an eine Erwerbstätigkeit geknüpft, es sei denn, es handelt sich um anerkannte Asylbewerber.

Kritiker werfen ein, dass solche Überlegungen nicht mit dem Grundgesetz vereinbar seien. Dem ist entgegenzuhalten, dass die Verfasser des Grundgesetzes die großzügigen Asylregeln vor dem Hintergrund der schrecklichen Erfahrungen der Nazidiktatur verfasst haben und sich sicherlich nicht vorstellen konnten, in welchem Umfang das Asylrecht einmal missbraucht werden würde, nämlich um eine Zuwanderung nach Deutschland zu ermöglichen, die wirtschaftlichen Motiven entspringt. Deshalb ist es höchste Zeit, das Asylrecht in dieser Hinsicht an die heutigen Erfordernisse anzupassen und sich an anderen Staaten der westlichen Welt zu orientieren. Länder wie die USA, Kanada und auch die Niederlande zeigen, dass eine Kombination aus Beschleunigung von Verfahren und Kürzung von finanzieller Unterstützung die Anzahl der Verfahren deutlich reduzieren kann – dies ist schließlich auch im Interesse der schutzbedürftigen echten Asylberechtigten. So dauert das gesamte Verfahren inklusive gerichtlicher Prüfung in den Niederlanden sechs Wochen.3

Wie nötig dieses Umsteuern ist, zeigt sich daran, dass die Mitarbeiter der Ausländerbehörden von der »Hyperkomplexität des Asylverfahrensrechts systematisch überfordert sind«. Kein Wunder, umfasst doch die Allgemeine Verwaltungsvorschrift des Bundes zum Aufenthaltsgesetz schon 390 Seiten! Nicht geholfen hat, dass bei einer Verachtunddreißigfachung der Asylanträge zwischen 2007 und 2016 die Mitarbeiterzahl in den zuständigen Behörden und Gerichten eher geschrumpft als gestiegen ist. Schon 2013 – also vor dem (vorläufigen) Höhepunkt der Zuwanderungswelle – stellte ein leitender Mitarbeiter des Bundesinnenministeriums fest, »dass man sich mit der Anwendung des überkomplexen Aufenthaltsrechts in einem ausgefeilten rechtsstaatlichen Verfahren mit personell unterbesetzen Verwaltungen, endlosen Gerichtsverfahren und einem schwindenden Vollzugswillen am Rande des Systeminfarkts bewegt«.4 Ein weiteres Beispiel für das Versagen der bisherigen Politik und für die Notwendigkeit, mit vereinfachten Verfahren und deutlich mehr Ressourcen – also mehr Investition – gegenzusteuern.

Steuerung der Zuwanderung

Diese Maßnahmen dürften bereits helfen, die Attraktivität Deutschlands für jene Migranten, die auf eine Einwanderung in den Sozialstaat hoffen, zu senken. Angesichts des absehbar weiter steigenden Migrationsdrucks aus dem afrikanischen Raum brauchen wir auf europäischer Ebene einen wirksamen Schutz der Außengrenze. Dieser Schutz wird anfangs zu den von den Politikern so sehr gefürchteten »schlimmen Bildern« führen, ist aber die logische Konsequenz, wenn wir unseren Sozialstaat erhalten wollen. Schon der Nobelpreisträger Milton Friedman wusste, dass ein Sozialstaat und offene Grenzen nicht kompatibel sind. Entweder man ist offen für jeden, dann aber ohne Transferzahlungen, oder aber man begrenzt die Zuwanderung und kann sich ein nationales Transfersystem leisten. Die weitgehende Aufgabe eines wirksamen Grenzschutzes ist gleichzusetzen mit einer Teilung unseres Wohlstandes mit dem Rest der Welt und perspektivisch einem brasilianischen Szenario von extremer Spaltung und hoher Kriminalität.

Versagt die EU weiterhin bei dieser nicht nur für Deutschland, aber besonders für Deutschland (weil faktisch alle in die deutschen Sozialsysteme einwandern wollen) entscheidenden Aufgabe, muss die deutsche Politik die eigenen Grenzen selber schützen und zu den immer noch gültigen Dublin-Regeln zurückkehren. Asylbewerber, die über sichere Drittstaaten kommen – und das sind praktisch alle – wären abzulehnen und auszuweisen.

Natürlich müsste die EU und damit auch Deutschland einen Weg der legalen Zuwanderung eröffnen. Angesichts der oben gemachten Ausführungen liegt die Antwort auf der Hand: Wir müssen von den Zuwanderern erwarten, dass sie vor der Einreise nach Deutschland den Willen und die Fähigkeit zur Integration zeigen. Konkret sollten wir nicht nur aus humanitären Gründen mehr Geld für die Flüchtlings- und Aufnahmelager zur Verfügung stellen, sondern vor Ort Sprach- und Integrationskurse und Berufsausbildungen anbieten. Wer erfolgreich die Prüfungen ablegt, wird dann von der Bundesanstalt für Arbeit nach Deutschland vermittelt, bekommt eine Aufenthaltsgenehmigung von fünf Jahren und darf mit einem vom deutschen Staat bezahlten Flugticket nach Deutschland einreisen. Nach Ablauf der fünf Jahre wird geprüft, ob die Integration erfolgreich war, was entweder zum Daueraufenthalt oder aber zur Ausweisung führt.

Was für manchen Leser nach übermäßiger Härte klingt, ist in anderen Ländern, beispielsweise der Schweiz, gängige Praxis.5 Auf jeden Fall hätten wir ein weitaus faireres System als heute. Wer sich entsprechend bemüht, hat eine reale Chance auf eine legale Einwanderung und muss sich nicht auf lebensgefährliche von Schleuserbanden organisierte Irrfahrten über das Mittelmeer einlassen.

Erhöhung der Attraktivität für Spitzenleister

Obwohl die Zuwanderung die demografischen Probleme nicht lösen kann, so kann der Zuzug von qualifizierten Arbeitskräften die Bewältigung des demografischen Wandels erleichtern. Diese qualifizierten Arbeitskräfte müssen wir gezielt anziehen. In der Euphorie über die Zuwanderungswelle wird nämlich gerne übersehen, dass Deutschland im internationalen Vergleich nicht zu den beliebtesten Zielländern gehört. Die Top-Leister bevorzugen die angelsächsischen Länder USA, Kanada, Australien und Neuseeland. Großbritannien hat die Chance, bei entsprechendem Management des Brexits ebenfalls relativ attraktiver zu werden, was vor allem an den weltweit hoch angesehenen Spitzenuniversitäten liegt.

Auch bei der Flüchtlingswelle des Jahres 2015 war dies zu beobachten. Während Länder wie Kanada direkt vor Ort die Qualifiziertesten oder die wirklich Bedürftigsten identifizierten und eine Einreise ermöglichten, haben wir überwiegend jene angezogen, denen dieser sichere Weg verwehrt war. So auch die Familie von Aylan Kurdi, dem ertrunkenen Jungen, dessen Foto zum Höhepunkt der Flüchtlingskrise uns alle erschüttert hat. Die Familie des Jungen war aus Syrien geflüchtet und lebte in der Türkei, wo der Vater Arbeit hatte und die Familie eine Wohnung. Weder nach deutschem Asylrecht noch nach der Genfer Flüchtlingskonvention hatte die Familie Anspruch auf ein Bleiberecht in Deutschland. Kanada hatte zuvor die Einreise abgelehnt. Deutschland, hoffte man, erreichen zu können.6

Wir müssen dringend attraktiver für Spitzenleister werden, denn sie werden auch von vielen anderen Ländern umworben. Das beginnt damit, die eigenen Spitzenleister im Land zu halten! Während die Medien sich an der Zuwanderungswelle berauschen, geht die erschreckende Tatsache unter, dass seit Jahren rund 200 000 Menschen das Land jährlich verlassen.7 Darin mag der eine oder andere abgelehnte Asylbewerber enthalten sein, überwiegend dürfte es sich jedoch um Qualifizierte handeln, die im Ausland eine günstigere Perspektive sehen. Erstaunlicherweise sind keine Daten zu Bildung und Einkommen der Auswanderer zu bekommen. Diese sollten ab sofort systematisch erfasst werden, damit das Thema entsprechend auf die Agenda der politischen Diskussion kommt.

Es besteht die Gefahr, dass wir Menschen verlieren, die überwiegend einen positiven finanziellen Beitrag zum Gemeinwesen leisten. So zeigt eine Studie am Beispiel der Emigration aus Schweden und Norwegen in die USA in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, dass vor allem die ambitionierten und unabhängig denkenden Menschen ihre Heimat verließen. Dies führte dazu, dass in Schweden und Norwegen eine eher am Ideal der Gleichheit orientierte Politik Unterstützung findet, vor allem in den Gegenden, aus denen die Emigration besonders ausgeprägt war.8 Je mehr Leistungsträger abwandern, desto mehr werden wir auf noch mehr Umverteilung von Wohlstand setzen, statt darauf, welchen zu schaffen.

Um die Attraktivität für Spitzenleister zu erhöhen, bedarf es eines ganzen Bündels an Maßnahmen: einer deutlichen Senkung der Abgabenbelastung durch eine Umstellung des Steuer- und Abgabensystems (dazu mehr später), einer Qualitätssteigerung der hiesigen Universitäten, um auch hier Spitzenstudenten zu halten, und der Förderung von Zukunftstechnologien durch eine offenere Haltung. In vielen Bereichen sehen sich junge Forscher durch Auflagen behindert. So ist beispielsweise die Forschung in der Gentechnik im Ausland weitaus attraktiver. Ein Blick auf die Nobelpreisträger, die Deutschland in den letzten Jahren hervorgebracht hat, unterstreicht das Problem. Die meisten arbeiten im Ausland, vorzugsweise in den USA. Dort fällt auch der Nutzen ihrer Forschungen an.

Ausländische Studenten, die durch sehr gute Leistungen auffallen, sollten gezielt ermutigt werden, in Deutschland zu bleiben. Beispielsweise könnte man ihnen direkt nach dem Diplom ein Daueraufenthaltsrecht anbieten und einige Studienjahre für künftige Rentenansprüche anrechnen, so sie für mindestens weitere fünf Jahre in Deutschland bleiben und einer Erwerbstätigkeit nachgehen.

Auch auf Ebene der Unternehmen ist es an der Zeit, gezielte Maßnahmen zur Rekrutierung ausländischer Spitzenkräfte zu ergreifen.9 Der Staat sollte dies durch ein Einwanderungsgesetz flankieren, das sich am kanadischen Vorbild orientiert. Entsprechende Qualifikation vorausgesetzt, kann dann jeder nach Deutschland einwandern und sein Glück versuchen.

In Bildung investieren

Wir haben gesehen, dass es durchaus Möglichkeiten gibt, den Rückgang der Erwerbsbevölkerung abzuschwächen. Im Fokus stehen Maßnahmen, die auf eine höhere Erwerbsbeteiligung der im Land befindlichen Menschen und eine andere Art der Zuwanderung setzen.

Dies wird aber nicht genügen. Wir müssen gleichzeitig die Rate der Produktivitätssteigerung wieder erhöhen und damit das BIP pro Kopf steigern. Im Kern geht es dabei um ein Bündel an Maßnahmen, die alle dazu dienen, dass jeder Erwerbstätige mehr erwirtschaftet. Was nach herzlosem Kapitalismus klingt, ist nichts anderes als eine zwingende Notwendigkeit, wollen wir wenigstens einen Teil unserer Versprechen für Renten und Pensionen erfüllen und den Schaden aus der verfehlten Politik begleichen.

Erster Ansatzpunkt zur Steigerung der Produktivität ist ein besseres Bildungsniveau der Bevölkerung. Wir haben bereits gesehen, dass die Verschlechterung der Arbeitskräftequalität in den letzten Jahren bereits dämpfend auf die Produktivitätszuwächse gewirkt hat.

Es muss also darum gehen, die Bildung wirklich zu verbessern und nicht nur den gemessenen Bildungserfolg in der Anzahl der Abiturienten und der Zahl der 1,0-Zeugnisse. Letzteres lässt sich leicht durch ständiges Absenken der Anforderungen erreichen, wie es unsere Politiker in den letzten Jahrzehnten vorgemacht haben. Damit muss Schluss sein.

Konkret beinhaltet eine Reform des Bildungswesens:

•   Beenden des Föderalismus auf dem Gebiet der Schulbildung. Es geht nicht, dass der Standard zwischen einzelnen Bundesländern derart schwankt und die Mobilität innerhalb Deutschlands für Familien mit Kindern eingeschränkt wird.

•   Heben des deutschlandweiten Schulniveaus auf das Niveau des Spitzenreiters Sachsen.

•   Akzeptanz deutlich geringerer Abiturientenzahlen und damit verbunden Aufwertung der Berufsausbildung im dualen System. Nur so können wir Facharbeiter auch für die Zukunft ausbilden und sichern.

•   Stärkere Betonung der MINT-Fächer in allen Schulformen. Mathematik verpflichtend bis zum letzten Schuljahr.

•   Initiative zur Förderung des MINT-Fokus auf Ebene der Universitäten. Diese Fächer sind es, die die Grundlage für unseren Wohlstand legen.

•   Investitionen in die Universitäten mit dem Ziel, in Zukunft mit mindestens zehn Universitäten auf der Liste der 100 besten der Welt vertreten zu sein. Auch hier muss der Schwerpunkt auf den MINT-Fächern liegen.

•   Gezieltes Anwerben ausländischer Studenten für die MINTFächer an deutschen Universitäten. Auch hier gilt wie bei der Zuwanderung, dass das Angebot für Spitzenleister attraktiv sein muss – die Eliteuniversitäten der Schweiz, Großbritanniens und der USA sind eine nicht zu unterschätzende Konkurrenz.

•   Akzeptanz, dass ein Land wie Deutschland schulische Eliten braucht, und deren konsequente Förderung. Die Empirie zeigt, dass von Zusatzförderung überproportional die guten Schüler profitieren. Das sollten sie auch, bilden sie doch die Grundlage für unseren künftigen Wohlstand.

•   Investitionsprogramm zur Integration und besseren Bildung der hier lebenden Migranten. Diese hinken in der Schule besonders hinterher. Kindergeldzahlungen und andere Sozialleistungen sind an Schulbesuch und -erfolg zu knüpfen. Erneut gilt hier, dass die Folgekosten einer zu laxen Haltung in dieser Hinsicht enorm sind.

Eine Liste, die sicherlich noch zu ergänzen ist. Andere Länder beweisen, dass es möglich ist, hervorragende Schulleistungen zu erzielen, und auch, dass es gelingen kann, den Leistungsrückstand von Kindern mit Migrationshintergrund zu verringern. Dies setzt aber entsprechende Investitionen und die Bereitschaft der deutschen Gesellschaft voraus, Druck auszuüben, das Angebotene auch zu nutzen – Fordern und Fördern.

Damit nicht genug. Wir sollten auch das lebenslange Lernen fördern. In Singapur beispielsweise bekommt jeder Erwachsene über 25 Jahre pro Jahr einen Gutschein über 500 Singapur Dollar (rund 320 Euro), die für Fortbildung verwendet werden können. Im Angebot sind mehr als 10 000 verschiedene Kurse im Rahmen des »SkillFuture«-Programms.10 Eine sicherlich bessere Mittelverwendung als die einfache Erhöhung von Sozialtransfers.

Infrastruktur und Forschung

In die gleiche Kategorie gehören die überfälligen Investitionen in Infrastruktur, Digitalisierung und Forschung. Statt unsere Straßen weiter verfallen zu lassen und in der digitalen Infrastruktur einen der hintersten Plätze zu besetzen, müssen wir ein umfassendes Programm starten, um Deutschland innerhalb von zehn Jahren zum modernsten Industrieland der Welt zu machen. Wie sonst soll eine schrumpfende Erwerbsbevölkerung in der Lage sein, das BIP pro Kopf zu steigern?

Die Notwendigkeit, hier rasch umzusteuern, ist so offensichtlich, dass man sich nur darüber wundern kann, dass unsere Politiker es nicht schon längst tun! Die Angst vor den Protesten beim Einschränken von Sozialtransfers überwiegt und zeigt, wie wenig es den Verantwortlichen wirklich um Zukunft und Nachhaltigkeit geht.

Im Bereich der Forschung sollte der Staat vor allem Grundlagenforschung fördern. Je marktnäher eine Entwicklung ist, desto eher kann und sollte das die Wirtschaft selbst bewältigen. Eine Ausnahme könnte angesichts des erheblichen Bedrohungspotenzials der Umbau der Automobilindustrie sein. Es zeichnet sich ab, dass Batterien der entscheidende Engpass für die weitere Entwicklung der Elektromobilität sein werden. Nicht nur, dass diese von wenigen asiatischen Lieferanten stammen und damit ein erhebliches Erpressungspotenzial bieten, sie dürften auch aufgrund der Rohstoffknappheit nicht im erforderlichen Umfang zur Verfügung stehen. Hier bietet sich als Alternative der Einsatz von Brennstoffzellen an, die allerdings ein flächendeckendes Netz an entsprechenden Wasserstoff-Tankstellen voraussetzen. Der Hybrid-Pionier Toyota setzt auf diese Technologie, in der auch die deutschen Hersteller über langjährige Erfahrung verfügen. Zusammen mit Nissan, Honda und neun weiteren Unternehmen hat Toyota eine Zusammenarbeit beschlossen, um die Zahl der Wasserstofftankstellen in Japan bis zum Jahr 2020 auf von aktuell circa 70 auf 160 zu erhöhen, für einen prognostizierten Fahrzeugbestand von dann 40 000 Autos. Auch in Kalifornien betreibt Toyota den Aufbau eines Netzes an Wasserstofftankstellen.

Wollen wir in diese Richtung gehen, wäre es sinnvoll, wenn der Staat den Aufbau dieses Tankstellennetzes unterstützen würde, was in der Tat bereits angedacht ist. Mit einer im eigenen Land funktionsfähigen Infrastruktur dürfte es leichter fallen, andere Staaten zu überzeugen, auf diese technologische Lösung zu setzen. Auf jeden Fall müssen wir angesichts der fundamentalen Bedrohung unserer Schlüsselindustrie unsere Anstrengungen deutlich erhöhen.

Automatisierung und Digitalisierung

Ohnehin liegt der entscheidende Hebel zur Steigerung der Produktivität in neuen Technologien. Selbstfahrende Autos, die Digitalisierung von Prozessen und die zunehmende Automatisierung stellen eine enorme Chance gerade für Deutschland dar.11 Während in der öffentlichen Diskussion immer auf die massive Vernichtung von Arbeitsplätzen verwiesen wird – in vielen Bereichen dürften mehr als 50 Prozent der Stellen wegfallen, in einigen sogar alle –, ist es doch gerade bei uns nicht das Problem!

Diese technologische Revolution ist nur dann eine Bedrohung, wenn man einen Wegfall von bestehenden Arbeitsplätzen fürchtet. In einer Gesellschaft hingegen, in der die Arbeitsplätze aufgrund von Alterung nicht mehr besetzt werden können, nehmen Roboter und Computer niemandem Arbeit weg. Wer den Wandel als Erster vollzieht, dürfte die Grundlage für langfristigen Wohlstand legen und der Lieferant von Automatisierungstechnik für die Welt werden.

Japan macht es vor. Bei einer sehr restriktiven Einwanderungspolitik wird massiv in Roboter und Automatisierung investiert. »Wir wollen Roboter zu einer tragenden Säule unserer Wachstumsstrategie machen«, erklärte Ministerpräsident Shinzo Abe gegenüber der Nachrichtenagentur Jiji. Er plane eine Sonderkommission für die »Roboterrevolution«, um den Umsatz der Branche auf 2,4 Billionen Yen (18,9 Milliarden Euro) zu verdreifachen und damit bedeutend größere Wachstumsimpulse auszulösen. Auch Olympische Spiele für Roboter werden gefordert.12 Das ist nur konsequent für ein Land, das bei einer schrumpfenden Gesellschaft den Wohlstand künftig erhalten will.

Wir sollten es Japan gleichtun und massiv auf Automatisierung setzen. Diese ermöglicht es erst, ein entsprechendes BIP pro Kopf zu erwirtschaften, aus dem dann die Versprechen für die alternde Gesellschaft erfüllt werden können. Die Politik muss eine doppelte Kehrtwende vollziehen. Statt Technologiefeindlichkeit zu predigen und zu fördern, sollten wir Gesetze liberalisieren und mit staatlichen Mitteln die Forschung fördern. Je technologiefeindlicher wir bleiben, desto größer der Schaden für uns alle.

Förderung privater Investitionen im Inland

Deutsche Unternehmen investieren zu wenig im Inland, was zu den übermäßig hohen Handelsüberschüssen beiträgt. Für die Zurückhaltung bei Investitionen gibt es vielfältige Gründe. Diese reichen von den geringeren Wachstumsraten, den unsicheren Aussichten in der Weltwirtschaft bis hin zu den absehbaren Problemen im Fachkräftebereich. Eine gesamtgesellschaftliche Initiative zur technologischen Modernisierung sollte bereits einen guten Teil der Investitionshemmnisse beseitigen. Es würde klar werden, dass unsere Politik sich wieder darum kümmern will, Wohlstand zu schaffen und zu erhalten, statt sich nur auf Umverteilung zu konzentrieren.

Denkbar ist dabei auch eine Umgestaltung der Besteuerung der Unternehmen mit dem Ziel, Investitionen zu fördern. So sollten die Abschreibungsregeln so geändert werden, dass Investitionen schneller und deutlicher steuerlich geltend gemacht werden können. Im Gegenzug könnte die Besteuerung ausgeschütteter Gewinne steigen.

Staatsfonds für Deutschland

Wir haben gesehen, dass Bürger, Staat und Unternehmen in Deutschland viel sparen und dennoch nicht ankommen. Das hat neben geringem Immobilienbesitz, der Abneigung gegenüber Aktien und dem falschen Vertrauen auf staatliche Absicherung vor allem damit zu tun, dass wir unser Geld im Ausland falsch anlegen. Schon seit Jahren wächst das Auslandsvermögen deutlich langsamer, als es die Summe der Handelsüberschüsse erwarten ließe. Alleine für den Zeitraum von 1999 bis 2017 fehlen rund 600 Milliarden Euro.13

Besser wäre es, die Ersparnisse gewinnbringend anzulegen. Die Ökonomen Thomas Mayer und Daniel Gros haben einen interessanten Vorschlag erarbeitet:14

•   Zunächst würde ein »Vermögensbildungsfonds« Anleihen im Inland ausgeben, die neben einer Garantieverzinsung eine Gewinnbeteiligung an den erzielten Erträgen bieten.

•   Die aufgenommenen Mittel würden dann im In- und Ausland langfristig in Beteiligungen an Unternehmen und öffentlicher Infrastruktur investiert.

•   Dank der breiten Diversifikation der Anlagen und des längeren Anlagehorizonts könnte so ein Fonds deutlich höhere Renditen erwirtschaften.

In Deutschland könnte der Fonds Infrastrukturinvestitionen finanzieren und so dazu beitragen, den Handelsbilanzüberschuss zu verringern. Die Rendite des deutschen Auslandsvermögens wäre deutlich höher und zugleich würden wir weniger Gefahr laufen, unser Geld wie in der Vergangenheit zu verlieren.

Ökonomen empfehlen schon lange, dass wir uns ein Vorbild an Ländern wie Singapur und Norwegen nehmen und unser Vermögen im Ausland professioneller und nachhaltiger anlegen sollten. Die von den verschiedenen Staatsfonds erzielte reale Rendite reicht von knapp 4 Prozent bis zu zweistelligen Prozentzahlen. Eine Rendite, die wir gerade mit Blick auf die Alterung gut gebrauchen können.

Modernisierung des Staates

Einer der unproduktivsten Bereiche der Wirtschaft ist der öffentliche Sektor, weshalb es sich gerade hier lohnt, zu investieren. Nicht nur ist die Bürokratie eine wesentliche Belastung für den Privatsektor, auch die Arbeit der Verwaltung selbst ist wenig effizient und effektiv organisiert. Ziel muss sein, den Anteil der Beschäftigten im öffentlichen Sektor zu reduzieren, damit mehr Fachkräfte der Privatwirtschaft zur Verfügung stehen. Angesichts der demografischen Entwicklung ein unerlässlicher Hebel, um das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf zu steigern.

Beispiel Hartz IV-Bürokratie: Viele der Bescheide haben 20 Seiten und mehr. Darin wird beispielweise der zulässige Warmwasserverbrauch nach Anzahl und Alter der Zahlungsempfänger berechnet. Diese Art der Detailregelung führt zu einem enormen Aufwand in der Verwaltung – mindestens 4,5  Milliarden Euro pro Jahr (indirekt und versteckt vermutlich deutlich mehr) – und zieht eine Klagewelle nach sich, weil Empfänger mit den ihnen zugedachten Mitteln nicht einverstanden sind.15 Da wäre es allemal besser, über ein Grundeinkommen für alle Bürger nachzudenken (natürlich entsprechend zu versteuern, wenn man über andere Einkünfte verfügt) und parallel die Umverteilungsmaschinerie deutlich zu verkleinern. Der Staat sollte sich darauf konzentrieren, dem Sozialbetrug wirksam zu begegnen. Der entscheidende Hebel ist, den Mehrfachbezug von Leistungen und den Bezug von Leistungen durch nicht existierende Personen zu unterbinden.16

Auch sonst gibt es in der Verwaltung erhebliche Effizienzreserven, vor allem durch die Digitalisierung. Die Politik weiß das schon lange: Das Bild, das internationale Vergleichsstudien vom deutschen E-Government zeichnen, gibt wenig Anlass zur Selbstzufriedenheit. Im Waseda-IAC International E-Government Ranking 2016 kommt die Bundesrepublik nicht über Rang 19 der 65 untersuchten Staaten hinaus – hinter Taiwan (10) und Island (16), knapp vor Thailand (21). Auch im Vergleich zu den Mitgliedstaaten der Europäischen Union hinkt Deutschland der digitalen Spitzengruppe merklich hinterher. Der jährliche »European Digital Progress Report« der Europäischen Kommission sieht die stärkste Volkswirtschaft der Union in der Rubrik »Digital Public Services« deutlich unterhalb des EU-Durchschnitts: »Unter den evaluierten Bewertungskategorien fährt Deutschland bei digitalen Verwaltungsangeboten mit Platz 18 sein schlechtestes Ergebnis ein.«17

Was zu tun ist, haben Experten seit Jahren ausgearbeitet. Es passiert nur nichts. Dabei wäre es leicht, von anderen Ländern auf diesem Gebiet zu lernen (zum Beispiel von Skandinavien) und ähnliche Prozesse auch bei uns einzuführen.

Das McKinsey Global Institute schätzt, dass es möglich wäre, die Steigerungsrate der Produktivität in der Welt auf beeindruckende 4 Prozent pro Jahr zu erhöhen. Dreiviertel dieses Potenzials ließe sich nach Meinung der Berater dadurch erzielen, dass man die effizientesten Prozesse der Welt überall nutzt. In Deutschland sollte der öffentliche Sektor mit gutem Beispiel vorangehen.

Dazu gehört auch, endlich die föderale Struktur der Bundesrepublik zu modernisieren. Schon 2014 schlug die damalige Ministerpräsidentin des Saarlandes eine Neuordnung mit nur noch sechs bis acht statt der heutigen 16 Bundesländer vor. Die Ersparnisse dürften in die Milliarden gehen. Geld, das wir an anderer Stelle gut gebrauchen können.

Auch eine Verkleinerung der Parlamente ist angezeigt. Dass der Bundestag nach dem chinesischen Nationalkongress das größte Parlament der Welt ist, ist symptomatisch dafür, wie unsere politischen Eliten auf Konsum von Wohlstand statt auf die Schaffung desselben setzen. Allein der Anstieg der Abgeordnetenzahl nach der letzten Bundestagswahl kostet uns Steuerzahler 300 Millionen Euro.18

Es mangelt nicht an Potenzial

Die gute Nachricht ist, dass wir über erhebliche Potenziale verfügen, um die Leistungsfähigkeit unseres Landes zu stärken. Wir können über ein Bündel an Maßnahmen dafür sorgen, dass viele Menschen einen Beitrag leisten, und zugleich die Produktivität pro Kopf deutlich steigern. Eine weitere gute Nachricht ist, dass wir nicht lange nach Wegen und Möglichkeiten suchen müssen, wie man diese Potenziale heben könnte. Die Konzepte liegen auf dem Tisch oder sind in anderen Ländern schon erfolgreich umgesetzt.

Die schlechte Nachricht ist, dass unsere Politiker diese Potenziale seit Jahren und Jahrzehnten nicht mobilisieren. Die Themen werden diskutiert und auf Wahlplakaten und in Sonntagsreden beschworen, nach der Wahl dann aber ad acta gelegt, während die Sozialthemen wieder dominieren. Darum braucht Deutschland ein Bündnis der Bürger für einen Neustart.

Lasten gerechter verteilen

Das Problem mit Reformen ist, dass sie in die Besitzstände vieler Interessengruppen eingreifen. Will man mehr Druck auf Transferempfänger ausüben, das Renteneintrittsalter erhöhen und die Schulstandards verschärfen, kann man mit Sicherheit davon ausgehen, sich dem Vorwurf einer »neoliberalen« Politik auszusetzen. Witzigerweise wird dieser Vorwurf schon heute erhoben, obwohl die Sozialleistungen auf einem Rekordniveau sind, und das bei einer Rekordbeschäftigung. Das Totschlagargument des Neoliberalismus-Vorwurfs verfängt dennoch.

Unabhängig von unseren hausgemachten Problemen stehen wir wie die anderen Industrieländer vor einem tief greifenden Wandel. Die Wertschöpfungsketten der Produktion werden immer globaler, der Wettbewerb verschärft sich immer mehr und damit kommt die klassische Arbeitswelt zunehmend unter Druck. Digitalisierung und Automatisierung sind zwar gerade für eine Gesellschaft, die so stark schrumpft und überaltert wie die deutsche, eine erhebliche Chance, dennoch ist es unvermeidlich, dass dieser Wandel auch Verlierer produzieren wird.

Dies wird vermutlich zu einer weiteren Konzentration von Vermögen und einer zunehmend ungleichen Einkommensverteilung (vor Umverteilung) führen und gerade jene Teile der Gesellschaft treffen, die am wenigsten in der Lage sind, damit umzugehen. Die Politik muss darauf eine Antwort finden, die über den einfachen Ruf nach höheren Abgaben und mehr Umverteilung hinausgeht.

Offensichtlich ist die bereits diskutierte Notwendigkeit, das Bildungssystem so zu reformieren und zu verbessern, dass möglichst viele Menschen einen produktiven Beitrag in der neuen Welt leisten können. Erfolgt dies nicht, wird es mit Umverteilung nicht gelingen, die Folgen des Wandels zu kaschieren, einfach weil es an der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit fehlt.

Daneben bedarf es eines grundlegenden Wandels in der Besteuerung und Ausgestaltung des Sozialstaates. Wenn sich Vermögen und Einkommen zunehmend konzentrieren und gerade das Vermögen eine immer größere Rolle spielt, ist es naheliegend, das Steuersystem umzustellen und die Flussgröße (Einkommen) weniger zu besteuern und im Gegenzug die Bestandsgröße (Vermögen) mehr. Wir brauchen eine Entlastung der Arbeitseinkommen und eine Belastung von Vermögen. Dies würde auch die Kommunikation der Reformmaßnahmen erleichtern und damit die politische Akzeptanz erhöhen.

Erbschaftssteuer statt Einkommenssteuer

Deutschland hat im internationalen Vergleich ein relativ geringes Erbschaftssteueraufkommen. Umgekehrt ist die Belastung von Einkommen deutlich höher. Wie ich schon eingangs erwähnte, ist eine hohe Belastung der Einkommen eine Steuer gegen soziale Mobilität. Es ist immer schwerer, durch eigene Arbeit und Ersparnis reich zu werden. In den Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg war dies leichter, weil die Spitzensteuerbelastung erst viel später einsetzte und der Staat zusätzlich die Vermögensbildung durch Abschreibungsmodelle förderte.

Dies ist kein Plädoyer für eine Rückkehr zur staatlichen Investitionslenkung mit Abschreibungsmodellen und ähnlichen Anreizen. Im Gegenteil sollten möglichst viele der Ausnahmetatbestände abgeschafft und im Gegenzug die Einkommenssteuersätze gesenkt werden. Der Spitzensteuersatz sollte erst viel später fällig und zugleich der Freibetrag deutlich erhöht werden. Damit hätten die erwerbstätigen Menschen mehr Geld zur Verfügung, um Vermögen zu bilden. Im Gegenzug sollte eine Vermögenssteuer eingeführt und die Erbschaftssteuer reformiert werden.

Eine Vermögenssteuer ist nicht nur mit Blick auf die zunehmende Ungleichverteilung als politisches Signal unerlässlich, sondern auch, um der Tatsache Rechnung zu tragen, dass das Vermögen nicht immer produktiv eingesetzt wird. Eine Steuer führt zu einem erhöhten Druck, das Kapital produktiv einzusetzen. Da dies mit einer Senkung der Einkommenssteuer einhergeht, muss dies nicht zu einer höheren Gesamtbelastung führen, da ich diese – wie bereits angeführt – nicht für erforderlich halte. Im Gegenteil geht es um Entlastung und um eine Belastung anderer Teile der Gesellschaft. Ziel der Reformen muss sein, im Ergebnis die Steuer- und Abgabenbelastung zu senken, allerdings mit anderer Verteilung. Die Vermögenssteuer sollte einen hohen Freibetrag beinhalten und keine Vermögensart ausschließen. Ausdrücklich wäre sie auch von Familienunternehmen zu begleichen.

Dies sollte auch für die Erbschaftssteuer gelten, die in ihrer heutigen Form durch die deutliche Ungleichbehandlung von Betriebsvermögen und anderen Vermögensarten immer noch höchst ungerecht ist. Um eine existenzbedrohende Belastung auszuschließen, sollte die Erbschaftssteuer in jedem Jahr anteilig der laufenden Einkommenssteuer zugeschlagen werden. Beispielsweise könnte der Wert des Unternehmens mit vereinfachten Formeln – zum Beispiel ein Mehrfaches der gleitenden Durchschnittsgewinne – ermittelt und die darauf fällige Erbschaftssteuer durch 33 geteilt werden. Damit würde ein Erbfall alle 33 Jahre simuliert und die Belastung wäre für das Unternehmen verkraftbar, vor allem wenn es im Rahmen einer allgemeinen Senkung der Einkommenssteuer erfolgt. Analog kann man bei der Vermögenssteuer vorgehen, die beispielsweise bei Immobilien bis zum Erbfall gestundet werden kann. So muss das selbst genutzte Haus nicht verkauft werden, sobald die Einkommen sinken.

Familiensplitting

Wie bereits angesprochen sollte das Einkommenssteuersystem möglichst einfach gestaltet und die vielfältigen Ausnahmebestände abgeschafft werden. Hierzu gehört auch das Ehegattensplitting, das sich als Hürde für eine höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen herausstellt. Stattdessen sollte ein Familiensplitting eingeführt werden, das die Mittelschicht entlasten und einen deutlichen Anreiz darstellen würde, Kinder zu bekommen. Im heutigen System ist die Belastung der Mittelschicht durch Steuern und Abgaben so hoch, dass Kinder für sie eine deutliche finanzielle Belastung darstellen. Wer also den Anteil der Kinder, die in Hartz-IV-Haushalten aufwachsen, begrenzen will, muss bereits hier ansetzen.

Loslösung des Sozialstaats von der abhängigen Beschäftigung

Auch der Sozialstaat muss mit Blick auf den Wandel in der globalen Arbeitswelt umgebaut werden. Seit seiner Erfindung basiert er auf einer Belastung des Faktors Arbeit und orientiert sich am Modell der langjährigen Festanstellung. In der neuen Welt der flexiblen Arbeitsverhältnisse und der sinkenden Bindung an einen Arbeitgeber wird das Modell zunehmend obsolet. Immer weniger Menschen leisten planbare Beiträge, immer mehr fallen durch das ursprüngliche System der Arbeitslosenversicherung und landen direkt im Bereich der Grundsicherung.

Denkt man diese Entwicklung weiter, ist die Idee eines bedingungslosen Grundeinkommens nicht von der Hand zu weisen. Faktisch haben wir bereits ein bedingungsloses Grundeinkommen, allerdings ist es in der Hartz-IV-Gesetzgebung auf verschiedene Komponenten verteilt und deshalb in der Gesamthöhe wenig transparent. Wir würden zugleich die Sozialstaatsadministration deutlich vereinfachen und Arbeitskräfte für die Privatwirtschaft freisetzen.

Damit verbunden wäre die Loslösung der Finanzierung des Sozialstaates vom Faktor Arbeit:

•   Die Unternehmen sollten in Zukunft keine Sozialbeiträge mehr leisten, sondern diese ausschließlich von den Arbeitnehmern getragen werden. Wirtschaftlich ist das heute schon der Fall, weil die Unternehmen einen Teil des Gehalts, statt ihn an die Mitarbeiter auszuzahlen, direkt abführen. Bei der Umstellung zahlen die Unternehmen dieses Geld direkt an die Arbeitnehmer aus.

•   Parallel werden Sozialabgaben auf allen Einkommensarten fällig, quasi als eine Sozialsteuer. Dies ist in anderen Ländern wie beispielsweise Kanada schon länger der Fall. Diese Verbreiterung der Finanzierungsbasis wäre gerecht, vor allem wenn wir das System in Richtung eines Grundeinkommens umbauen.

•   Aus Steuermitteln wären dann keine Sozialleistungen oder Zuschüsse für Renten- und Krankenkassen mehr zu finanzieren. Allen Bürgern wäre in jedem Monat klar, welchen Teil ihres Einkommens sie über die Sozialabgaben für soziale Solidarität aufwenden. Das würde den Druck zur Effizienzsteigerung im Transfersystem deutlich erhöhen.

Damit hätten wir eine Welt, in der die Sozialstaatsfinanzierung als eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe gesehen würde und die zu einer Entlastung des Faktors Arbeit führt. Der Anreiz, einer Erwerbstätigkeit nachzugehen, wäre damit höher, was unserem Ziel einer möglichst hohen Erwerbsbeteiligung entspricht.

Daneben muss es darum gehen, den Sozialstaat effizienter zu gestalten. Ein Beispiel wäre die Privatisierung der Krankenkassen. Alle Krankenkassen wären verpflichtet, Menschen in einem Grundtarif, der von der Sozialsteuer subventioniert wird, aufzunehmen. Umgekehrt stünde es jedem Bürger frei, sich eine Versicherung seiner Wahl auszusuchen.

Ein gerechtes Rentensystem

Letztlich werden wir nicht darum herumkommen, das Rentensystem zu reformieren. Und zwar endlich so, dass es der demografischen Entwicklung Rechnung trägt, mit dem Ziel, die Lasten für die jüngere Generation zu begrenzen und die Erwerbsbeteiligung von Älteren zu erhöhen. Dabei müssen wir daran erinnern, dass es wohl keiner Rentnergeneration in Deutschland so gut gegangen ist wie der heutigen. Natürlich gibt es die Fälle von Altersarmut, die immer wieder durch die Medien getragen werden. Natürlich gibt es jene Menschen, die nach langer, harter Arbeit gesundheitlich nicht mehr in der Lage sind, einer Beschäftigung nachzugehen. Diese Fälle sind aber mehr die Ausnahme als die Regel.

Nur 3,1 Prozent der Rentner beziehen Grundsicherung, verglichen mit einem Anteil von 10 Prozent bei den unter 65-Jährigen. Die Einkommen der über 55-Jährigen sind zwischen 1990 und 2014 deutlich stärker gestiegen als die aller anderen Einkommensgruppen und immer mehr Rentner beziehen ein Einkommen, das über dem Bevölkerungsdurchschnitt liegt. Wirklich armutsgefährdet sind dagegen die jungen Jahrgänge, die weniger verdienen, weniger Festanstellungen haben und damit auch weniger Rentenansprüche erwerben.19

Wer also gegen eine Umverteilung von »unten nach oben« ist, muss konsequenterweise das Gegenteil von dem tun, was die Sozialpolitiker in den letzten Jahren getan haben. Er muss das Renteneintrittsalter erhöhen, die Besteuerung von Vermögen einführen und im Gegenzug die Beitragszahler entlasten. Eine Umstellung der Sozialstaatsfinanzierung, wie oben diskutiert, würde dazu beitragen, dass auch die Rentnergeneration einen Beitrag zur Finanzierung leistet.

Bezahlbar?

Die Vorschläge zum Umbau des Steuer- und Sozialsystems sind weder vollständig noch in den finanziellen Konsequenzen durchgerechnet. Das würde auch den Rahmen dieses Buches sprengen. Es geht mir lediglich darum, den Geist des Umbaus zu verdeutlichen: mehr Effizienz, geringere Abgabenbelastung für viele, mehr Vermögens- und weniger Einkommensbesteuerung, weniger Versuche der Politik, über steuerliche Ausnahmetatbestände unsere Entscheidungen zu beeinflussen, und mehr Generationengerechtigkeit.

Statt jetzt laut zu rufen, dass dies nicht finanzierbar sei, sollte sich unsere Politik daran machen, ein detailliertes Modell für einen Umbau in diesem Sinne zu erarbeiten. Die Finanzierung sollte sich vor allem daraus ergeben, dass wir endlich beginnen, die verdeckten Verbindlichkeiten des Staates – die, wie wir dargelegt haben, erheblich sind! – zu reduzieren. Wir können uns durchaus eine Abkehr von der »schwarzen Null« erlauben, wenn wir in diesem Sinne in die Zukunft investieren und zugleich die viel problematischere verdeckte Verschuldung konsequent angehen.

Altlasten bereinigen

Noch können wir unsere Zukunft positiv beeinflussen. Die Maßnahmen sind bekannt, und es ist eine Frage des politischen Willens und der Bereitschaft, uns einzugestehen, dass wir dem Märchen vom reichen Land aufgesessen sind. Dazu gehört auch, den Schaden, der durch die verfehlte Politik der letzten Jahrzehnte entstanden ist, zu bereinigen. Auch hier ist die Liste lang, wie wir gesehen haben. Die Energiewende muss neu gedacht werden, Investitionen müssen vor Konsum gestellt werden.

Vor allem aber geht es darum, die tickende Zeitbombe der ungelösten Eurokrise zu entschärfen.

Unterdrückt, aber außer Kontrolle

Wir haben gesehen, dass der Euro keineswegs so eindeutig positiv für uns ist, wie immer wieder behauptet wird. Wir haben auch gesehen, dass sich die Eurozone unter ökonomischen Gesichtspunkten weiter auseinanderentwickelt hat, statt sich anzunähern. Ebenfalls wissen wir, dass Deutschland immer größere Forderungen gegen die hoch verschuldeten Krisenstaaten aufbaut (Target2) und Letztere nur dank der großzügigen Unterstützung der EZB noch in der Lage sind, sich innerhalb der Eurozone zu halten. Auch ist klar, dass unsere Politiker zwar öffentlich über die Geldpolitik der EZB klagen, heimlich aber froh sind, dass die EZB damit die Krise unterdrückt und die »schwarze Null« erst ermöglicht.

Unterdrückt heißt aber nicht unter Kontrolle. Die Spannungen bauen sich immer weiter auf. Die Gefahr politischer »Unfälle« wächst derweil, wie beispielsweise eine Regierung in Italien, die mit einem Euroaustritt droht, eine Parallelwährung einführt und damit eine neue Panik auslösen kann.

Deshalb ist es an der Zeit, sich auf die Szenarien einer Neuordnung der Eurozone einzustellen. Eine politische und fiskalische Integration scheint derzeit nicht nur schwer umsetzbar, sondern geradezu utopisch. Deswegen führe ich das hier nicht weiter aus. Meine drei Szenarien sind: zum einen das geordnete Szenario, das nach Lage der Dinge nur ein Austritt Deutschlands aus dem Euro sein könnte. Demgegenüber steht das ungeordnete, chaotische Szenario, ausgelöst durch einen Austritt eines der Krisenländer, zum Beispiel Italiens. Und dann noch ein drittes, das politisch am meisten Mut erfordert.

Szenario eins: Deutschland tritt aus

Ideal wäre natürlich ein geordneter Prozess zur Neuaufstellung einer in sich harmonischeren Eurozone. Dazu müsste Deutschland aus dem Euro austreten.

Dieses Szenario ist sehr unwahrscheinlich, aber nicht völlig undenkbar. Richtig ist, dass Italien, Frankreich, Spanien und Portugal ohne uns viel leichter eine gemeinsame Wirtschaftspolitik betreiben könnten als mit uns. Dazu genügt ein Blick auf die Indikatoren der internationalen Wettbewerbsfähigkeit. Wir haben deutlich mehr mit Großbritannien, Schweden, Irland und den Niederlanden gemein als mit Frankreich, Italien, Spanien und Portugal.

Für Deutschland wäre es ohne Zweifel ein Schock. Allerdings müssen wir uns in Erinnerung rufen, dass auch wir in Wahrheit nicht die Nutznießer des Euro sind.20 Die deutsche Wirtschaft würde erst einmal in eine Rezession fallen. Die Erfahrung der Vergangenheit lehrt jedoch, dass eine starke Währung die Innovationskraft und Produktivität der Wirtschaft fördert. Deshalb wären die mittelfristigen Folgen für die deutsche Wirtschaft und die Unternehmen positiv. Der Staat könnte zugleich mit Investitionsprogrammen die Konjunktur beleben.

Szenario zwei: Italien tritt aus und der Euro endet im Chaos

Weitaus unangenehmer ist das Szenario eines chaotischen Zerfalls. Das griechische Sommertheater 2015 lieferte einen Vorgeschmack darauf, wie ein chaotischer Zerfall des Euro aussehen könnte. Sobald eine eurokritische Regierung an die Macht kommt, beginnt eine massive Kapitalflucht aus dem betreffenden Land. Handelt es sich um ein großes Land, würde es rasch auch in anderen Ländern zu einer Kapitalflucht Richtung Deutschland kommen. Die EZB würde diese über Notfallkredite finanzieren, und bei der Bundesbank würden die Target2-Forderungen an die Notenbanken der anderen Länder förmlich explodieren.

Erklärt ein Land schließlich den Austritt aus dem Euro, ist es nur eine Frage der Zeit, bis weitere folgen. Erhebliche Turbulenzen an den Finanzmärkten wären die Folge. Alle Vermögenswerte dürften in diesem Szenario fallen, weil es mit erheblichen Forderungsverlusten für die Gläubigerländer, also vor allem Deutschland, verbunden ist. Die Target2-Forderungen wären über Nacht wertlos. Ein Land wie Italien beispielsweise wäre niemals in der Lage, die Verbindlichkeiten zu bedienen, egal wie sehr Mario Draghi betont, dass es das müsste. Wer pleite ist, kann nun einmal nicht zahlen.21

Europa und die Welt würden in eine Rezession fallen, die Deutschland besonders hart treffen würde. Die Exporte würden einbrechen, und die Verluste auf die Forderungen ins Ausland für Versicherungen und Banken wären erheblich.

Szenario drei bräuchte politischen Mut

Die Szenarien machen deutlich, dass die Politik alles tun muss, um einen chaotischen Zerfall zu verhindern. Doch danach sieht es leider nicht aus. Die Krisenländer und Frankreich setzen auf die Sozialisierung der faulen Schulden und die massive Monetarisierung der Schulden über die EZB-Bilanz. Beides ginge zu Lasten der deutschen Steuerzahler. Die deutsche Bundesregierung spielt weiter auf Zeit und hofft auf das Wunder eines wirtschaftlichen Aufschwungs, der alle Probleme löst. Alle gemeinsam vertrauen darauf, dass die EZB weiterhin den Schuldenturm und damit den Euro vor dem Einsturz bewahrt. Auf Dauer wird das nicht funktionieren, und da die Ungleichgewichte und Forderungen mit jedem Tag größer werden, wächst auch mit jedem Tag der Schaden weiter an.

Es gibt ein weiteres Szenario: eine geordnete Schuldenrestrukturierung unter Mitwirkung der EZB und mit einem erheblichen Forderungsverzicht der Gläubiger, allen voran Deutschlands. Im Gegenzug würden echte Reformen umgesetzt und eine geordnete Neustrukturierung der Eurozone vorgenommen, indem Länder, die – wie Portugal, Griechenland und wohl auch Italien – nicht innerhalb der Eurozone prosperieren können, aus der Währungsunion ausscheiden. Es wäre eine einmalige Bereinigung der Altlasten und kein Einstieg in eine unbestimmte und unbegrenzte Transferunion, die Deutschland sich nicht leisten kann.

Hier der Plan für eine Rettung der Eurozone, bei der auch Deutschlands Interessen gewahrt blieben:

1.  Eingestehen: Die Politik muss offen kommunizieren, dass wir in Europa zu viele Schulden haben, die nicht mehr bezahlt werden können. Dabei geht es um Schulden von Staaten und Privaten in der Größenordnung von mindestens drei und bis zu fünf Billionen Euro.

2.  Bereinigen: Diese Schulden würden auf EU-Ebene in einem Schuldentilgungsfonds gebündelt. Für diesen Schuldenüberhang würden dann die Euroländer gemeinsam haften.

3.  Abtragen: Dieser Schuldenberg wäre in einem geordneten Verfahren über einen längeren Zeitraum von mindestens 20 Jahren abzutragen. Diese zeitliche Streckung reduziert den aktuellen Spardruck in Europa.

4.  Finanzierung mit Eurobonds: Der Schuldentilgungsfonds würde mit eigens dafür zu schaffenden Anleihen refinanziert. Die Staaten würden gemeinsam dafür haften. Diese Anleihen hätten eine lange Laufzeit mit geringem Zins und jährlicher Tilgung.

5.  EZB-Finanzierung: Die EZB könnte Teile dieser Anleihen kaufen und so eine langfristige, zinsgünstige Finanzierung dieser Altlast sicherstellen. Je größer der Anteil der von der EZB gekauften Anleihen, desto geringer die laufende Belastung der Staatshaushalte.

6.  Solidarität: Einige Länder, vor allem Griechenland, Spanien, Portugal und Irland, werden niemals in der Lage sein, ihren Schuldenüberhang aus eigener Kraft zurückzuzahlen. Hier werden die stärkeren Länder, allen voran Deutschland, einen Mehrbeitrag leisten müssen. Ökonomisch entspricht dies einem Schuldenerlass, würde aber auf eine längere Frist verteilt.

7.  Haftungsbeschränkung: Verbunden mit dieser europaweiten Sozialisierung der unbedienbaren Altschulden ist zwangsläufig eine Fiskalunion, bei der die einzelnen Staaten ihre Budgethoheit aufgeben. Da dies politisch immer noch zu weit entfernt scheint, müsste hilfsweise vereinbart werden, dass es – wie in den USA – keine gemeinschaftliche Haftung für die Schulden der einzelnen Staaten gibt und wir diese Regel, die bereits im Maastricht-Vertrag enthalten ist, künftig ernst nehmen. Ist Letzteres der Fall, würden alle Staaten mit einer Schuldenlast von maximal 60 Prozent des BIP neu beginnen, und die Kapitalmärkte würden den Zinssatz unbeeinflusst von Interventionen der EZB in Abhängigkeit von der Kreditwürdigkeit selbst bestimmen.

8.  Echte Reformen: Befreit von kurzfristigem Spardruck könnten die Länder Europas sich auf eine Wachstumsagenda einigen:

•   Flexibilisierung der Arbeitsmärkte,

•   gezielte Einwanderungspolitik,

•   Investitionen in Bildung, Innovation und Infrastruktur.

Die Idee eines Schuldentilgungsfonds ist nicht neu. Einen ähnlichen Vorschlag hat, wie schon erwähnt, der Sachverständigenrat der Bundesregierung vor einigen Jahren mit Blick auf die Staatsschulden bereits gemacht. Nur müsste man das um die Privatschulden ergänzen, da Letztere gerade in Ländern wie Spanien, Portugal und Irland untragbar sind, und eine Refinanzierung über Eurobonds mit sehr langer Laufzeit und unter Umständen direkter Finanzierung durch die EZB ermöglichen. Nur, wenn wir die Altlasten gemeinsam abbauen, schaffen wir die Grundlagen für eine echte Reformagenda in Europa.

Die Kosten für Deutschland wären vermutlich erheblich. Je nachdem wie viele Schulden wir vergemeinschaften und wie die Refinanzierung des Schuldentilgungsfonds erfolgt, könnten es mehr als eine Billion Euro sein. Es ist aber allemal besser, die ohnehin bestehenden Verluste in einem geordneten Verfahren mit entsprechender Gegenleistung der anderen Länder zu realisieren, als in eine unbegrenzte Transferunion einzusteigen, die nur zu noch höheren Verlusten führen wird.

Weshalb sollen wir die Gläubiger retten?

Ich höre schon den Aufschrei der Kritiker: Ist es nicht ungerecht gegenüber jenen, die gespart haben? Weshalb sollen wir die Gläubiger retten? Ist die Einbeziehung der EZB nicht direkte Staatsfinanzierung mit Inflationsfolgen? Wie stellen wir sicher, dass wir nicht in ein paar Jahren wieder vor derselben Frage stehen? Warum sollte Deutschland dies tun?

Die Antwort auf die erste Frage ist leicht: Ja, es ist sogar sehr ungerecht. Aber der Schaden ist bereits entstanden und wir haben nur noch die Wahl, wie wir ihn beseitigen wollen: durch einseitige Zahlungseinstellungen der Schuldner, durch Inflationierung oder in einem geordneten Verfahren. Angesichts der Nebenwirkungen der ersten beiden Alternativen, favorisiere ich eindeutig das geordnete Verfahren.

Es ist ebenfalls richtig, dass Gläubiger wie Banken und Versicherungen profitieren. Doch auch hier gilt: Was ist die Alternative? Lassen wir die Banken die Verluste tragen, müssen wir diese wiederum mit Steuermitteln retten. Gehen wir den Weg der Beteiligung der Bankgläubiger wie in Zypern, werden auch deutsche Sparer direkt erheblich betroffen. Verlieren die Versicherungen Geld, sind es wiederum deren Kunden, die Verluste erleiden: bei Lebensversicherungen direkt, bei Sachversicherungen über deutlich höhere Prämien.

Die Einbeziehung der EZB in eine solche Lösung wird zu Recht sehr kritisch gesehen. Droht uns hier wie in der Weimarer Republik die direkte Staatsfinanzierung mit der zwangsläufigen Folge der Hyperinflation? Im Unterschied zu den letzten Beschlüssen der EZB wäre es eindeutig eine einmalige Aktion mit einem von vornherein definierten und beschränkten Volumen. Durch die sofortige Bereinigung des Schuldenproblems würde die Wirtschaft in Europa sich rascher erholen und so weitere Interventionen der EZB überflüssig machen. Letztlich wäre der Geldwert in diesem Modell sicherer als im derzeitigen Umfeld, wo ein Ende der Interventionen der EZB nicht abzusehen ist.

Eine Wiederholung der Krise ist nach einem solchem Schritt tatsächlich nicht auszuschließen. Deshalb muss in den Verhandlungen zum Schuldentilgungsfonds entweder eine weitgehende europäische Integration oder eine wasserdichte No-Bail-out-Klausel vereinbart werden, die auch für künftige Regierungen bindend ist. Zweifel an der Tragfähigkeit einer solchen Lösung sind im Lichte der vergangenen Jahre durchaus verständlich, doch gibt es, solange wir am Euro festhalten, keine andere Alternative.

Wir Deutschen sind die Hauptgläubiger der Eurozone und deshalb besonders gefordert, wenn es um eine konstruktive Lösung der Schuldenkrise geht. Unsere Handelsüberschüsse haben wir dadurch erwirtschaftet, dass wir unseren Kunden Kredit gegeben haben. Nun, wo feststeht, dass diese nicht in vollem Umfang bezahlen können, kommt es zum Forderungsverlust. So ungern wir das wahrhaben wollen: Ohne Verlust kommen wir aus diesem Problem nicht heraus. Wir können nur entscheiden, wie wir den Verlust realisieren, im Land sozial gerecht verteilen und was wir dafür als Gegenleistung von unseren Schuldnern bekommen.

All dies ist nur möglich, wenn wir unsere Interessen richtig vertreten. Deshalb sollte sich die Bundesregierung jetzt an die Spitze der Bewegung setzen. Keine Schuldensozialisierung durch die Hintertür, sondern in einem offenen und transparenten Verfahren. Keine unbegrenzte Haftung, sondern eine gemeinsame Bewältigung der Altlasten. Begrenzte Kosten statt Blankoscheck.

Deutschland 2030 – machbar!

Eine Kehrtwende von einem Land, das sich für reich hält, in Wirklichkeit aber arm ist, hin zu einem wirklich reichen Land für seine Bürger und mit helfender Rolle in der Welt, ist möglich. Wir müssen es nur anpacken.

Die Überlegungen, die in diesem Kapitel dargelegt wurden, sind sicherlich nicht vollständig. Es geht um ein anderes Bewusstsein der Politik. Zukunftsfähigkeit und Nachhaltigkeit sollen zum Maßstab aller Entscheidungen werden. Dann wird klar, dass es einen Wandel geben muss. Im Großen, aber auch bei kleinen Dingen. Viele Ideen mögen radikal klingen. Sie sind es aber nicht. Sie sind nur konsequent. Radikal erscheinen sie nur dadurch, dass sie im gegenwärtigen politischen Diskurs tabuisiert und stigmatisiert werden. Das macht sie aber nicht weniger richtig.




NACHWORT

ZU SPÄT?

»Nie haben die Massen nach Wahrheit gedürstet. Von den Tatsachen, die ihnen missfallen, wenden sie sich ab und ziehen es vor, den Irrtum zu vergöttern, wenn er sie zu verführen vermag. Wer sie zu täuschen versteht, wird leicht ihr Herr, wer sie aufzuklären sucht, stets ihr Opfer.«

GUSTAVE LE BON, französischer Arzt und Begründer der Massenpsychologie

Hätte ich auf Gustave Le Bon hören und dieses Buch nicht schreiben sollen? In der Tat haben mir viele Gesprächspartner, mit denen ich Thesen dieses Buches diskutiert habe, davon abgeraten. Wir Deutschen hätten schließlich die Politiker, die wir verdienen, und wir würden doch seit Jahren bei Wahlen genau diesen Weg unterstützen. Wir wollen keine Politiker, die herausragen, die uns aus der Illusion des reichen Landes erwecken. Im Gegenteil. Unsere alternde Gesellschaft will kollektiv die letzten paar Lebensjahre genießen und dabei endlich auch international geachtet und gemocht werden. Egal was das für finanzielle Folgen hat.

Endlich könnten wir bei den Themen Zuwanderung und Europa zeigen, dass auch wir aus der Geschichte gelernt haben. Endlich könnten wir beweisen, dass auch wir gute Bürger der Weltgemein-

schaft sind. Dem kann man nichts entgegensetzen. Insofern erscheint es als Fehler, sich gegen diesen kollektiven Wunsch nach Illusion zu stellen.

Andererseits zeigt der Blick von außen, dass ich mit meiner Analyse keineswegs alleine stehe. So stellt der langjährige Deutschland-Korrespondent der auflagenstärksten japanischen Tageszeitung in einem vielbeachteten Buch fest, »dass die deutsche Mentalität und die diese widerspiegelnde deutsche Politik die fundamentale Tendenz aufweisen, sich an weltverbessernden Idealen auszurichten, dabei aber den Blick auf die Realitäten und auf andere Auffassungen verlören. Dies führe zu systematischer Selbstüberschätzung, moralischer Arroganz und Alleingängen ohne Rücksicht auf Verluste.«1 Deutschland sieht er als Land, welches nicht nur sich selbst, sondern ganz Europa in den Abgrund führt.

Es droht erhebliches Ungemach, sobald wir aus dieser Illusion erwachen. Denn dann ist das Tor weit auf, für andere Verführer, egal ob von links oder von rechts, die nicht zögern werden, die Wut auf die etablierten Parteien und ihre Repräsentanten für die eigenen Zwecke zu nutzen. Die Gefahr ist groß, dass diese neuen Politiker dann populäre Maßnahmen ergreifen, die den Wohlstand im Land noch weiter zerstören, als es die bisherige Politik getan hat. Die Stimmung der Massen – das hat uns die Geschichte nachdrücklich vor Augen geführt – kann nämlich auch kippen, und alles spricht dafür, dass das passieren wird.

Den etablierten Parteien, allen voran der CDU und der SPD, die uns so schlecht regiert haben, könnte dasselbe Schicksal drohen wie ihren Schwesterparteien in Italien und Frankreich. Der Absturz in die völlige Bedeutungslosigkeit. Und das angesichts ihrer Regierungsbilanz zu Recht.

Das Problem ist nur, dass dieser Absturz erst dann erfolgen wird, wenn die Illusion geplatzt ist. Dann ist der Schaden aber bereits entstanden, und es dürfte zu spät sein, um ihn noch zu begrenzen. Dann werden wir eher vom Regen in die Traufe kommen. Deshalb ist es heute an der Zeit, das Steuer herumzureißen. Heute brauchen wir eine andere Strategie und heute brauchen wir das Bündnis für Deutschland.

Schon bald wird es in Deutschland gar nicht mehr möglich sein, an Morgen zu denken. Schon bei der Bundestagswahl 2017 waren 36 Prozent der Wahlberechtigten über 60 Jahre alt. 2040 werden 45  Prozent der Wahlberechtigten über 60 sein. Da diese Bevölkerungsgruppe zugleich eine höhere Wahlbeteiligung hat als die jüngere Generation, stehen wir vor einem Szenario, wo immer für Konsum und gegen Investitionen gestimmt wird. Diese Konsumhaltung wird verstärkt durch die Tatsache, dass diese ältere Generation viel weniger eigene Nachkommen hat als frühere Generationen. Was die Älteren dabei allerdings vergessen, ist die Notenwendigkeit, mindestens so viel in das Land zu investieren, dass die Wirtschaftskraft ausreicht, um die eigene Versorgung noch sichern zu können. Höchste Zeit, dass wir das tun.

Uns bleibt nicht mehr viel Zeit. Nutzen wir sie!
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Nachwort

1»Deutschland führt uns in den Abgrund«, Frank Rövekamp, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 20. Juni 2018, S. 15.
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